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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die 61. Sitzung der
Burgerschaft (Landtag).

Ich begrifle die anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhorer und die Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribiine begrufie ich recht herzlich
- ich hoffe, dass sie jetzt alle da sind! - Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer des AWO-Projektes , Uni-
versitdat der 3. Generation” und Schiilerinnen und
Schiiler der Berufsschule des Technischen Bil-
dungszentrums Mitte.

Seien Sie alle ganz herzlich willkommen!
(Beifall)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell vereinbart, dass heute Vormittag direkt
im Anschluss an Tagesordnungspunkt 77, Kon-
sensliste, die miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkte 28, Jedes Kind muss schwimmen ler-
nen!, Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP,
und 79, Fur mehr Schwimmerinnen und Schwim-
mer im Land Bremen, Dringlichkeitsantrag der
Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen,
und die miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 36, Bericht zur Umsetzung des Aktions-
plans gegen Homo-, Trans- und Interphobie fur das
Land Bremen, Mitteilung des Senats, und 62, Sexu-
elle und geschlechtliche Identitdt im Schutzbereich
des Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz verankern!,
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bind-
nis 90/Die Grinen und der SPD, behandelt wer-
den.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, wir haben bereits be-
gonnen! Das gilt auch fur die Herren unter der Ba-
lustrade. Ich bitte die Geschaftsfithrer, Aufmerk-
samkeit schon bei Beginn der Sitzung herzustellen.

Die Sitzung heute Nachmittag beginnt mit den mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkten 56,
Bremische Wohn- und Betreuungsaufsicht endlich
personell starken, Antrag der Fraktion DIE LINKE,
und 76, Die Wohn- und Betreuungsaufsicht darf
kein stumpfes Schwert sein!, Dringlichkeitsantrag
der Fraktion der CDU.

Danach wird die Tagesordnung mit den miteinan-
der verbundenen Tagesordnungspunkten 70, Bre-

misches Landesmediengesetz, Mitteilung des Se-
nats, und 71, Bremisches Landesmediengesetz, Be-
richt und Anderungsantrag des Ausschusses fiir
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit, fortgesetzt.

Die Sitzung am Donnerstagvormittag wird regular
mit der Fragestunde fortgesetzt.

Die Sitzung am Donnerstagnachmittag beginnt mit
den Tagesordnungspunkten 57, Saubere Stadte
sind lebenswerte Stadte, Antrag der Fraktion der
FDP, und den miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkten 63, Gesetz zur Anpassung von Vor-
schriften aus dem Bereich Inneres an die europadi-
sche Datenschutz-Grundverordnung und zur An-
derung des Gesetzes zur Ausfiihrung des Flurbe-
reinigungsgesetzes, Mitteilung des Senats, 64, Ge-
setz zur Anpassung bildungsrechtlicher Gesetze an
die europdaische Datenschutz-Grundverordnung,
Mitteilung des Senats, 72, Bremisches Ausfiih-
rungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverord-
nung, Mitteilung des Senats, und 73, Bremisches
Ausfihrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grund-
verordnung, Bericht und Dringlichkeitsantrag des
Ausschusses fiir Wissenschaft, Medien, Daten-
schutz und Informationsfreiheit.

Die tibrigen interfraktionellen Absprachen kénnen
Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von
heute, 9.00 Uhr, entnehmen.

Diesem Umdruck kénnen Sie auch die Eingdnge
gemalB § 21 der Geschaftsordnung entnehmen, bei
denen interfraktionell vereinbart wurde, diese
nachtraglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es
handelt sich insoweit um die Tagesordnungs-
punkte 70, Bremisches Landesmediengesetz, Mit-
teilung des Senats, 71, Bremisches Landesmedien-
gesetz, Bericht und Anderungsantrag des Aus-
schusses fiir Wissenschaft, Medien, Datenschutz
und Informationsfreiheit, 72, Bremisches Ausfiih-
rungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverord-
nung, Mitteilung des Senats, 73, Bremisches Aus-
fihrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverord-
nung, Bericht und Dringlichkeitsantrag des Aus-
schusses fiir Wissenschaft, Medien, Datenschutz
und Informationsfreiheit, 74, Gesetz zur Anderung
des Bremischen Beamtengesetzes - Dem Lehrer-
mangel auch kurzfristig wirksam entgegenwirken
- freiwillige Verlangerung der Lebensarbeitszeit
fur Lehrerinnen und Lehrer gesetzlich regeln, An-
trag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen und
der SPD, 75, Gesetz zur Anderung des Bremischen
Beamtengesetzes - Dem Lehrermangel auch kurz-
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fristig wirksam entgegenwirken - freiwillige Ver-
langerung der Lebensarbeitszeit fiir Lehrerinnen
und Lehrer gesetzlich regeln, Bericht und Dring-
lichkeitsantrag des Haushalts- und Finanzaus-
schusses (Land), 76, Die Wohn- und Betreuungs-
aufsicht darf kein stumpfes Schwert sein!, Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion der CDU, 77, Konsens-
liste, Mitteilung des Prasidenten der Bremischen
Burgerschaft, 78, Wohn- und Betreuungsaufsicht
weiter starken und ausbauen, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen Biindnis 90/Die Grunen und der
SPD, und 79, Fiir mehr Schwimmerinnen und
Schwimmer im Land Bremen, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Gri-
nen.

Meine Damen und Herren, Sie haben fir diese Sit-
zung die Konsensliste tibermittelt bekommen. Es
handelt sich um die Zusammenfassung der Vorla-
gen, die ohne Debatte behandelt und einstimmig
verabschiedet werden sollen. Auf dieser Liste sind
die Tagesordnungspunkte 49, 50 und 51, 54, 65
und 66.

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Burgerschaft (Landtag). Ich lasse jetzt dar-
uUber abstimmen, ob eine Behandlung im verein-
fachten Verfahren erfolgen soll, und bitte Sie des-
halb um Ihr Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) ist mit
dem vereinfachten Verfahren einverstanden.

(Einstimmig)

Die Konsensliste wird dann entsprechend § 58 a
der Geschaftsordnung nach der Aktuellen Stunde
aufgerufen.

Die ubrigen Eingdange bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen.

I. Eingdnge gemadB § 21 Satz 1 der Geschaitsordnung

1. Hat Bremen die Voraussetzungen fiir eine gelin-
gende Integration in den Arbeitsmarkt geschaffen?
GroBe Anfrage der Fraktion der CDU
vom 10. April 2018
(Drucksache 19/1608

2. Umweltbezogenen Anteil bei den Hafengebiihren
fir die bremischen Hafen starken, Landstrom aus-
bauen
Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen und
der SPD
vom 11. April 2018
(Drucksache 19/1617)

3. Mutterschutz von Anfang an
Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die
Grilinen
vom 11. April 2018
(Drucksache 19/1618)

4. Innovationsstrategie fiir Bremen und Bremerhaven
starker mit der Fachkraftestrategie verbinden
Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die
Grilinen
vom 11. April 2018
(Drucksache 19/1619)

5. Schwangerschaftsabbruch - wie ist die aktuelle Situ-
ation in Bremen?
GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 12. April 2018
(Drucksache 19/1620)

6. Versorgungs- und Rechtssicherheit fiir Medizinal-
hanf-Patienteninnen und Medizinalhanf-Patienten
Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen und
der SPD
vom 20. April 2018
(Drucksache 19/1628)

7. Sanierungsbericht der Freien Hansestadt Bremen
vom April 2018
Mitteilung des Senats vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1634)

8. Konsolidierungsbericht der Freien Hansestadt Bre-
men
Mitteilung des Senats vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1635)

9. Bremisches Wohnraumschutzgesetz
Wohnraum schiitzen - Leerstand und Zweckent-
fremdung beenden
Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die
Grilinen
vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1646)
1. Lesung

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der Mai-Sitzung.
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II. Kleine Anfragen gemadB § 29 Abs. 2 der Geschafts-

ordnung

Haftungsfalle Facebook-Fanseiten! Auswirkungen
auf KMU in Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 25. Januar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Marz 2018
(Drucksache 19/1593)

Gebdudesanierung und Artenschutz in Einklang
bringen

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 30. Januar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Marz 2018

(Drucksache 19/1594)

Kinder- und Jugendfarmen in Bremen und Bremer-
haven

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 1. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Marz 2018

(Drucksache 19/1595)

Lesefoérderung durch webbasierte Textanalyse-Pro-
gramme an den Schulen im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP

vom 8. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Marz 2018
(Drucksache 19/1596)

Multiresistente Keime auch in Bremer Gewdssern?
Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 12. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 3. April 2018

(Drucksache 19/1606)

Verkehre im 6ffentlichen Raum - Gehen, Fahren,
Mitnehmen?

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 13. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 20. Marz 2018
(Drucksache 19/1597%)

10.

11.

12.

13.

Selbsthilfe- und Projektférderung fiir Migrantinnen
und Migranten

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 19. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 27. Marz 2018
(Drucksache 19/1602)

Inwieweit partizipieren die Stadte Bremen und Bre-
merhaven an den Kommunalentlastungen des Bun-
des in 2018/2019?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 20. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 10. April 2018
(Drucksache 19/1610)

Wie steht es um die Kultur- und Kreativwirtschaft im
Land Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 20. Februar 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 10. April 2018

(Drucksache 19/1611)

Werden die Dokumentationspflichten zu Infektionen
mit Krankenhauskeimen und

multiresistenten Erregern eingehalten und kontrol-
liert?

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 1. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 10. April 2018

(Drucksache 19/1612)

Wie kontrollieren die Sozialhilfetrager Pflegeleistun-
gen auf Abrechnungsfehler?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 6. Marz 2018

Entwicklung des Studiengangs Soziale Arbeit
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 9. Marz 2018

Organspenden riicklaufig - Wie steht es um die
Transplantationsbeauftragten an Bremens Kliniken?
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 13. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1638)
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14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

Wie bewadhrt sich die Ambulantisierung stationarer
Wohnangebote in der Behindertenhilfe und der Al-
tenpflege?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 13. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1639)

Wie viel Geld gibt Bremen pro unbegleiteten min-
derjahrigen Auslander aus?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 13. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1640)

Wie lange zahlt Bremen noch Mieten fiir leer ste-
hende, ungenutzte Immobilien und Container?
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 14. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1641)

Wie attraktiv ist die Ausbildung zum Notfallsanitater
in Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 14. Marz 2018

Dazu

Antwort des Senats vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1642)

Wie sanierungsbediirftig sind Bremens StraBen?
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. Marz 2018

Entwicklung der Einsatzsituation des Rettungsdiens-
tes in Bremen und Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 4. April 2018

Gefahren fir Besucher von Shisha-Bars
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 9. April 2018

Erhalten Krankenkassen Beitrage fiir Phantom-Ver-
sicherte?

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 9. April 2018

Landesgesetz zur Integration und Aktualisierung
bibliotheksbezogener Vorschriften

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 9. April 2018

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

Wie hat sich die Kurzzeitpflege in Bremen und Bre-
merhaven entwickelt?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 10. April 2018

Waffen- und Munitionsexporte tiber die Bremischen
Hafen im Jahr 2017

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 11. April 2018

Halt Bremen die gesetzliche Betreuungsrelation in
den Jobcentern ein?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 17. April 2018

Datei ,Gewalttater Sport”
Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 17. April 2018

Umsetzung der Lernfelder in den Bildungsgangen
der Berufsschule

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 18. April 2018

Versorgung von Friith- und Neugeborenen in Bre-
merhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 18. April 2018

Was lasst sich Bremen die Suche nach Personal kos-
ten?

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP

vom 18. April 2018

Entwicklung und Umgang mit Versorgung und Ver-
brauch von medizinischem Cannabis im Land Bre-
men

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP

vom 18. April 2018

Hooligan-Aufkleber auf dem Schlagstock eines Poli-
zisten

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 19. April 20118

Aufarbeitung des Vélkermordes an den Armeniern
und anderen Minderheiten

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 24. April 2018

Werden durch das Ausgleichsverfahren in der Al-
tenpflege mehr Ausbildungsplatze geschaffen?
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU

vom 24. April 2018
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34. Situation in den Notaufnahmen der Krankenhauser
in Bremen und Bremerhaven
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 24. April 2018

III. Eingabe gemaR § 70 der Geschiftsordnung

Schreiben von Frau Petra Hildebrand vom 12. Marz
2018 zum “§ 1 Bremisches Gesetz liber das Leichen-
wesen vom 18. Mai 2017"

Diese Eingabe kann bei der Verwaltung der Biur-
gerschaftskanzlei eingesehen werden.

IV. Sonstige Eingidnge

1. Mitteilung des Senats tiber die vom Senat beschlos-
sene Mitantragstellung zur Bundesratsinitiative
+Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch, des Zwo6lften Buches Sozi-
algesetzbuch sowie zur Anderung des Regelbedarfs-
ermittlungsgesetzes und des Bundeskindergeldge-
setzes" des Landes Berlin
vom 20. Marz 2018
(Drucksache 19/1598)

2. Mitteilung des Senats tiber die vom Senat beschlos-
sene Mitantragstellung zur Bundesratsinitiative
+Mehr Sicherheit beim Abbiegevorgang von Nutz-
fahrzeugen durch Abbiegeassistenzsysteme" der
Lander Berlin und Bremen
vom 27. Marz 2018
(Drucksache 19/1603)

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewtnscht?

Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen.

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir treten in die Tages-
ordnung ein.

Aktuelle Stunde

Fur die Aktuelle Stunde ist von dem Abgeordneten
Zenner, der Abgeordneten Steiner und Fraktion
der FDP folgendes Thema beantragt worden:

Korruptionssignal im Bremer BAMF - Warum
brauchte es zur Aufkldarung erst das niedersachsi-
sche Innenministerium?

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Maurer.
Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner erhalt das Wort der Abgeordnete
Zenner.

Abgeordneter Zenner (FDP)*): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Durch alle Gazetten
geistert ,Asylskandal in Bremen". Als Uberschrift
steht nicht: , UnregelméaBigkeiten im Bundesamt”.
Bremen wird mit diesem Vorfall in der AuBlenstelle
in Bremen-Nord in Verbindung gebracht. Unsere
Anfrage ist nattrlich mit einem Fragezeichen ver-
sehen; denn endgiltige Ergebnisse gibt es noch
nicht.

Diese Stunde ist weiterhin aktuell, auch wenn die
Medien naturlich die Gelegenheit genommen ha-
ben, hier und da schon tiber das zu berichten, was
aufgeklart werden konnte.

Es geht um 1 200 bis 2 000 - so liest man es manch-
mal - Asylantrage, die moglicherweise durch die
AuBenstelle des BAMF in Bremen bewilligt bezie-
hungsweise positiv beschieden worden sind, ob-
wohl sie moglicherweise so nicht hatten beschie-
den werden dirfen. Zwischenzeitlich ist die Leite-
rin der AuBenstelle suspendiert worden. Es gibt
strafrechtliche Ermittlungsverfahren - gegen sie,
drei Anwalte, einen Dolmetscher, einen Vermittler
- wegen Bestechung, bandenmaéaBigen Asylmiss-
brauchs und Weiterem.

Naturlich - ich habe es gesagt - missen wir die Er-
mittlungsverfahren abwarten. Wir werden uns si-
cherlich dann, wenn diese Ergebnisse vorliegen,
innenpolitisch in der Deputation oder im Plenum
noch einmal mit diesem Thema zu beschéaftigen ha-
ben.

Ob durch die strafrechtlichen Ermittlungsverfahren
alles aufgeklart werden wird, was die einzelnen
Asylverfahren anbelangt, muss abgewartet wer-
den. Andererseits ist es so, dass durch Bundesin-
nenminister Seehofer, der die Vorfalle als
.schrage” bezeichnet hat, auch Aufklarung ange-
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kindigt worden ist. Nach meinem neuesten Kennt-
nisstand ist eine Birgermeisterin aus Bayern, der
FDP angehorig, mit den entsprechenden Ermittlun-
gen beauftragt.

Vorab zum Ablauf eines Asylverfahrens Folgendes:
Die betreffenden Personen stellen - entweder di-
rekt, wenn sie in die Bundesrepublik Deutschland
eingereist sind, oder dann, wenn sie sich in der
Bundesrepublik Deutschland schon aufhalten - ei-
nen entsprechenden Asylantrag. Man wartet dann
in der Regel Monate, manchmal auch Jahre, bis es
zu einer Anhorung kommt. Nach der Anhorung, in
der Regel nach zwei, drei Monaten, erhalt man ei-
nen positiven oder einen ablehnenden Bescheid
bezuglich der Frage, ob man als Fliichtling aner-
kannt wird, ob Abschiebungshindernisse vorliegen
oder Ahnliches. Dieses Prozedere scheint - scheint!
- hier moglicherweise in erheblichem Umfang nicht
eingehalten worden zu sein.

Wir mussen zurickkommen auf das, was das Asyl-
recht fur die Bundesrepublik Deutschland bedeu-
tet. Es ist von hohem verfassungsrechtlichem Rang,
verankert in unserem Grundgesetz. Der entspre-
chende Artikel entstand nach den Erfahrungen aus
der nationalsozialistischen Zeit. Das Asylrecht
sollte ein Aushangeschild unserer freiheitlichen
Ordnung darstellen.

Wir haben in den vergangenen Jahrzehnten immer
wieder Menschen aus aller Welt Schutz und Uber-
leben geboten, die politisch, religios, wegen ihrer
sexuellen Orientierung oder aus anderen Grunden
verfolgt worden sind. Diese Wertigkeit unseres
Grundgesetzes, unserer verfassungsrechtlichen
Ordnung sollen und miussen alle beachten, die an
der Bearbeitung dieser Falle mitwirken, auch die-
jenigen, die politisch fir die Bearbeitung Verant-
wortung tragen.

(Beifall FDP)

Asylantrage mussen richtig bearbeitet werden. Sie
dirfen nur dann anerkannt werden, wenn die Vo-
raussetzungen wirklich vorliegen und die Forma-
lien des Verfahrens eingehalten wurden.

(Beifall FDP)

Auch beim Thema Asylist das Zusammenspiel zwi-
schen Bund, Landern und Kommunen zu beachten.
Wir haben das Asylverfahren - vernunftigerweise -
beim Bund angesiedelt. Es gibt das Bundesamt fur
Migration und Fluchtlinge, das zunachst die Bear-
beitung vornimmt. Aber dann, wenn die Bescheide

vorliegen, liegt die weitere Bearbeitung bei den
Aufenthaltsbehorden, den Migrationsamtern oder,
soweit es um die Frage der finanziellen Ausstat-
tung der Betroffenen geht, bei den Sozialbehorden.
Aufgrund der Tatsache, dass es hier um ein Zusam-
menspiel der 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften
in unserem Land, in unserem Staat geht, haben alle
einen Anspruch, mitzureden und negative Ent-
wicklungen, die sich in diesen Amtern ergeben,
aufzuzeigen.

Beim BAMF hat das offenbar nicht ganz geklappt.
Der Innenminister von Niedersachsen bekam im
Jahr 2016, nachdem er Betroffene abschieben
wollte, von der AuBenstelle des BAMF in Hannover
einen Hinweis auf einen dndernden Bescheid der
AuBenstelle Bremen. Dieser Vorgang dokumen-
tiert, dass in den Behorden, die tiber diese Fragen
zu entscheiden haben, ein entsprechender Infor-
mationsaustausch, eine entsprechende Kommuni-
kation offenbar nicht stattfand, sodass diametral
entgegengesetzte Entscheidungen moglich gewor-
den sind. Es ist Herrn Innenminister Pistorius zu
verdanken, dass die Aufklarung des im Amt Ge-
schehenen ins Rollen gebracht worden ist und eine
Uberpriifung stattgefunden hat. Die Missstinde
miussen aufgeklart werden.

Wir héatten uns auch im Rahmen der Beratungen in
der Deputation im Hinblick darauf, dass es bereits
Untersuchungen gibt — die der Universitat Kon-
stanz spreche ich an —, wonach die Anerkennungs-
quote der BAMF-AuBienstelle Bremen wesentlich
hoher liegt als die der anderen entsprechenden Be-
horden in Deutschland, darum kiimmern miissen.
Es gibt eine Abweichung um fast ein Drittel,
62 Prozent zu 96 Prozent, insbesondere bei den Je-
siden. Daher wére es angezeigt gewesen — wir ma-
chen uns uber das Image der Stadt Gedanken und
wollen nicht, dass Bremen negativ in die Schlagzei-
len kommt —, eine entsprechende Anfrage an das
Bundesamt zu stellen oder das Thema im Rahmen
der Innenministerkonferenz anzusprechen.

(Beifall FDP)

Dartuber hatten wir im Herbst vergangenen Jahres
diskutiert. Damit wére das alles nicht verhindert
worden, weil die Vorgange frither stattfanden; aber
es hatte deutlich gemacht, dass wir uns auch um
die Abldaufe in den Behorden, um das, was danach
kommt, und um das Image unserer Stadt kimmern.

Wichtig ist, dass Bremen nicht durch negative
Schlagzeilen weiterhin belastet wird und dass wir
nicht quasi als Stadt des Asyltourismus begriffen
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werden. Wir miissen weiterhin die Stadt der Welt-
offenheit, der Rechtsstaatlichkeit sein und sollten
nicht den Eindruck erwecken, als konne man sich
hier im Vorbeifahren einen positiven Bescheid ab-
holen. Das hat den Anflug einer Bananenrepublik.

(Beifall FDP - Abgeordnete Dr. Schaefer [Bund-
nis 90/Die Grunen]: Das ist eine Frechheit!)

Meine Damen und Herren, wenn wir uns nicht an
diesen hehren Grundsatzen und ihrer ernsthaften
verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Abarbei-
tung orientieren, ist dies Wasser auf die Mihlen
des Rechtspopulismus, der Auslanderfeindlichkeit.
Wir tiberlassen ihnen insoweit das Feld und liefern
ihnen sogar selbst die Argumente. Dies ist zu ver-
hindern!

(Beifall FDP, CDU)

Wogegen ist moglicherweise verstofen worden?
Erster Punkt: Offenbar ist die Zustandigkeit nicht
eingehalten worden. Ich habe vorhin das Asylver-
fahren skizziert. Man wird irgendwo registriert und
hat dort auch seinen Wohnsitz zu begriinden. Da-
her ist es sehr zweifelhaft, warum man, wenn man
aus Niedersachsen oder aus Nordrhein-Westfalen
kommt, in einer anderen AulBlenstelle seinen Be-
scheid kurz und biindig und schnell bekommen
kann. Hierin sehe ich eine Verletzung der Zustan-
digkeit. Ich sehe Regelungsbedarf, damit dies in
Zukunft nicht mehr vorkommen kann.

(Beifall FDP)

AuBerdem ist offenbar unterlassen worden, die Per-
sonen zu identifizieren, Fingerabdricke zu neh-
men. Daher ist nicht tiberpriifbar zu halten, woher
die einzelnen Personen kommen. Das EURODAC-
Verfahren ist nicht eingehalten worden.

Das Asylrecht erfordert die Einzelfallprufung. Je-
der Fall muss fur sich geprift werden. Wenn man
liest, dass in gecharterten groBen Bussen zu Auien-
stellen gereist wird, dann wird deutlich, dass es in
der durch die Vielzahl der Falle bedingten Kurze
der Zeit nicht moglich ist, jeden Einzelfall zu priifen
und wirklich abzuwéagen, ob Asyl zu gewdhren ist
oder ob dies anders geregelt werden muss. Es
kommt darauf an, fir die Zukunft diese Verfah-
rensweise auf jeden Fall abzustellen.

(Beifall FDP)

Wenn eine AuBenstelle eine Entscheidung getrof-
fen hat, dann ist die Stelle, bei der der Betroffene

registriert worden ist, zu informieren. Dies muss si-
chergestellt werden. Mir ist vollig unerklarlich, wa-
rum die Stelle, bei der der Asylantragsteller bisher
registriert gewesen ist, keine Information dariiber
bekommen hat, dass ein anderes Amt tber seinen
Antrag positiv entschieden hat. Wir hatten schon
im Fall Amri, also in ganz anderen Zusammenhan-
gen, beklagt, dass die Kooperation und die Kom-
munikation der Behorden untereinander nicht rich-
tig gelaufen sind. Ahnliches sehe ich im Bereich
des Asylverfahrens. Wenn wir Asyltourismus ver-
hindern und das Asylverfahren richtig steuern wol-
len - dazu gehort die Klarung der Fragen, wo sich
jemand wahrend des Asylverfahrens aufzuhalten
hat und welche Stelle fir ihn zustandig ist -, dann
brauchen wir solche Sicherungsmafinahmen.

(Beifall FDP, CDU)

Wir brauchen SicherungsmafBnahmen auch inso-
weit, als nicht nur eine Person die Anhérung durch-
fihrt und die Entscheidung trifft. Es sollte so sein,
dass eine Person die Anhérung durchfiithrt und eine
andere auf der Grundlage des Protokolls entschei-
det, ob sich ein Asylanspruch oder andere Anspri-
che ergeben. Das ist das sogenannte Vier-Augen-
Prinzip.

Im Interesse der Verhinderung einer Fehlsteue-
rung ist es uns auch wichtig, dass die Folgebehor-
den in den Kommunen eingebunden beziehungs-
weise informiert werden. Dabei geht es um die Fra-
gen, welcher Aufenthaltstitel gewahrt wird und
welche Sozialleistungen wahrend der Zeit des Auf-
enthalts zu gewdahren sind. Es muss erkennbar sein,
ob die richtige Stelle den Asylantrag beschieden
hat. Das wdare eine weitere Moglichkeit, Miss-
brauch zu unterbinden.

(Beifall FDP)

Wir wollten auch deshalb eine Aktuelle Stunde ein-
gerdumt bekommen, weil es weitere Fragen gibt,
die uns interessieren: Wie viele Verfahren hat es in
diesem Bereich von 2013 bis 2016 gegeben? Wer-
den Verfahren, die beschieden worden sind und
bei denen Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass sie
nicht rechtméaBig erfolgt sind, erneut aufgerollt?
Werden die Bescheide gegebenenfalls widerrufen?

Uns interessiert weiterhin: Wie viele Verfahren die-
ser Art hat es noch gegeben, nachdem — Sommer
2016 — der Brief von Innenminister Pistorius vorlag?
Hat man schon damals in diese Verfahren quasi
eingegriffen?
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Das Weitere, was uns interessiert, ist: Gibt es Asyl-
antragsteller, die sich nach der positiven Beschei-
dung durch die Bremische AuBlenstelle in Bremen
um einen Aufenthalt und um entsprechende Sozi-
alleistungen bemiiht haben? Bedeutet also die
Reise nach und die Beantragung eines positiven
Bescheids in Bremen, dass man sich hier auch nie-
derlasst und wir diese Personen bei uns haben?

(Glocke)

Diese Fragen werden sich auch in Zukunft noch
stellen. Deswegen bitten wir um entsprechende
Beantwortung.

Wir werden das Verfahren, das eingeleitet worden
ist, strafrechtlich und verwaltungsrechtlich, abwar-
ten.

(Glocke)

Wenn das Ergebnis vorliegt, werden wir erneut in
die Debatte einsteigen. Fur den Innensenator ist es
wichtig, Bremen aus dem Schussfeld der Kritik her-
auszunehmen, auch wenn es sich um eine hier an-
sassige Bundesbehoérde handelt. — Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als Nachster erhalt das Wort der
Abgeordnete Hinners.

(Abgeordnete Boschen [SPD]: Ein bisschen leben-
diger, Herr Hinners!)

Abgeordneter Hinners (CDU)*): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit der
Anmeldung der Aktuellen Stunde zum - vermutli-
chen - Korruptionsskandal beim Bremer BAMF
verbunden mit der Frage, warum das niedersachsi-
sche Innenministerium die Aufklarung der Sache
ins Rollen brachte und nicht der Bremer Innense-
nator beziehungsweise der Bundesinnenminister,
hat die FDP eine, wie ich finde, berechtigte Frage
aufgeworfen. Denn, meine Damen und Herren, al-
lein die Auswertung der vorliegenden Statistiken
fir die Jahre 2013 bis zum Halbjahr 2017 tiber den
Ausgang der Asylverfahren im Zustdndigkeitsbe-
reich Bremen im Vergleich zu anderen Bundeslan-
dern hatte bei allen politisch Verantwortlichen im
Bund und im Land Bremen Reaktionen bis hin zu
konkreter Ursachenforschung auslésen mussen.

(Beifall CDU, FDP, BIW)

Offenbar hat es sowohl in den Bundesbehorden —
das hort man immer wieder — als auch in den bre-
mischen Behorden entsprechende Gertuchte gege-
ben.

Interessanterweise war es die Fraktion DIE LINKE
im Bundestag, die mit ihrer Kleinen Anfrage zu
dem Thema ,Unterschiede in den Bundeslandern
in der Asylentscheidungspraxis des Bundesamts
fir Migration und Flichtlinge* sowie der am 9. Ok-
tober 2017 erfolgten Antwort der Bundesregierung
mit Zahlen und Fakten dafiir gesorgt hat, dass
diese teilweise eklatanten Unterschiede offentlich
wurden.

Die CDU-Fraktion hatte die insbesondere fiir Bre-
men erheblich hohere Anerkennungsquote bei
Asylverfahren zum Anlass genommen, den Senator
fir Inneres in der Sitzung der Innendeputation am
23. November 2017 um Aufkldarung dazu zu bitten;
denn fir uns betrugen die unterschiedlichen Aner-
kennungsquoten bei Asylverfahren — zum Beispiel
bei Antragstellern aus dem Irak in Bremen 93 Pro-
zent, bundesweit durchschnittlich 45 Prozent, aus
dem Iran in Bremen 80 Prozent, bundesweit durch-
schnittlich 40 Prozent und aus Afghanistan in Bre-
men 63 Prozent, bundesweit durchschnittlich
45 Prozent — nicht ohne Weiteres nachvollziehbar.

Aus der Antwort des Senators fiir Inneres in der In-
nendeputation geht hervor, dass unsere Berichts-
bitte den Zustédndigkeitsbereich des BAMF betreffe
und Bremen keine eigene Zustandigkeit habe be-
ziehungsweise keine Kontrolle ausiiben konne.
Herr Senator Maurer, dieses wurde in Niedersach-
sen insgesamt offensichtlich v6llig anders beurteilt;
denn aus dem niedersdachsischen Innenministerium
wurden sehr wohl entsprechende Hinweise auf die
abweichenden Anerkennungsquoten gegeben. Es
gab kritische Fragen an die Hauptverwaltung des
BAMF mit der Folge, dass dort Mafinahmen zur
Uberpriifung eingeleitet wurden, bis hin zur Ver-
setzung der Leiterin der AuBenstelle Bremen.

Meine Damen und Herren, dass Ergebnis der Un-
tersuchung ist mittlerweile bekannt. Es fihrte zu
bundesweiter Berichterstattung, offentlichen Dis-
kussionen sowie polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsvorgdngen gegen mehrere
Beschuldigte. Demnach hat es offensichtlich einen
umfangreichen Asyltourismus zur AuBlenstelle des
BAMF in Bremen gegeben mit der Folge, dass mit
Bussen aus Nordrhein-Westfalen und Niedersach-
sen — nach gegenwartigen Erkenntnissen! — 1 200,
vielleicht sogar 2 000 Asylantragsteller nach Bre-
men gebracht wurden, um in einem noch genauer
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zu untersuchenden Schnellverfahren von der Lei-
terin des hiesigen BAMF eine Asylanerkennung
bescheinigt zu bekommen.

Nach bisherigem Kenntnisstand wurden dabei alle
elementaren Grundsdtze des Asylverfahrens miss-
achtet. Normalerweise erforderliche erkennungs-
dienstliche Behandlungen zur Feststellung der
Identitat wurden unterlassen. Viele Fallakten sol-
len in den Fallen, in denen die Antragsteller schon
in einem anderen EU-Land - was nicht selten pas-
siert — einen Asylantrag gestellt hatten, so lange in
der Behorde in Bremen auf Halde gelegen haben
und nicht abgeschlossen worden sein, bis der Frist-
ablauf hinsichtlich der Zustandigkeit der anderen
EU-Lander erreicht war.

Meine Damen und Herren, eine Folge davon ist,
dass die Kosten fir die Unterbringung und Versor-
gung dieser Menschen von Deutschland zu tragen
sind, nicht von den urspringlich zustandigen Lan-
dern der EU. Solche illegalen MaBnahmen fiihren
naturlich dazu, dass das Vertrauen in die ordnungs-
gemaBe Asylverwaltung massiv erschittert wird.
Das darf nicht passieren!

(Beifall CDU, FDP)

Da hilft es wenig, wenn sich, wie im vorliegenden
Fall, die ehemals verantwortliche Leiterin des
BAMF in Bremen angeblich von humanitaren Ge-
sichtspunkten bei ihren Entscheidungen hat leiten
lassen.

Meine Damen und Herren, die Frage ist naturlich,
ob auch die anderen aktuell Beschuldigten in die-
sem Verfahren — wie aus den Medien zu erfahren
ist, drei Rechtsanwalte und ein Dolmetscher — hu-
manitare Ziele oder eher Vermogensvorteile als
Ziel ihres Handelns hatten. Sollten sich die Vor-
wirfe bestatigen, ist das Wasser auf die Muhlen der
Gegner des vorhandenen Asylrechts. Das konnen
wir alle nicht wollen!

(Beifall CDU, FDP)

Auf das Verfahren bezogen ist es nattrlich erfor-
derlich, die rechtswidrigen Asylbescheide aufzuhe-
ben und einer ordnungsgemaBen rechtlichen Uber-
prufung zu unterziehen; denn meines Erachtens ist
vollig klar, dass sich dabei in vielen Fallen durch-
aus eine Bestdatigung des Asylanspruchs ergeben
kann, insbesondere dann, wenn sich bestatigen
sollte, dass es sich bei den Betroffenen tatsachlich
um Jesiden — mit einer auch im Bundesdurchschnitt

sehr hohen Anerkennungswahrscheinlichkeit — ge-
handelt hat.

Die weiteren Ermittlungen und strafrechtlichen Be-
wertungen werden sicherlich ergeben, aus wel-
chen Motiven die einzelnen Tatbeteiligten tatsach-
lich gehandelt haben und ob individuelle Bereiche-
rungsabsichten auf Kosten der Asylantragsteller o-
der, das ist nattirlich auch moglich, von staatlichen
Institutionen vorhanden waren. Dann, meine Da-
men und Herren, werden wir wissen, welche Straf-
tatbestande den Beschuldigten zur Last gelegt wer-
den koénnen. Infrage kommt dabei § 96 Aufent-
haltsgesetz, der eine Strafandrohung von sechs
Monaten bis funf Jahren vorsieht, bei gewerbsma-
Biger, also qualifizierter, oder gemeinschaftlicher
Tatausfihrung sogar bis zehn Jahren.

Daruber hinaus stellt sich nattirlich die Frage, wel-
che Grunde fir die Beschuldigten und die betroffe-
nen Asylbewerber ausschlaggebend fur das ille-
gale Verfahren waren; denn nach allem, was wir
bisher wissen, hatten die Antrage auch in einem
ordnungsgemadBen Verfahren eine sehr hohe Aner-
kennungsquote gehabt. Sollten die Beschuldigten
aus finanzieller Bereicherungsabsicht gehandelt
haben, geht die CDU-Fraktion davon aus, dass mit
allen rechtsstaatlich zur Verfiigung stehenden Mit-
teln die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezo-
gen werden und Schadensersatz leisten miissen.

Meine Damen und Herren, es stellt sich auch die
Frage, ob die Asylantragsteller selbst Geld fur die
Bustransporte nach Bremen und fir das illegale
Asylverfahren bezahlen mussten und damit auch
selbst zu Opfern krimineller Machenschaften ge-
worden sind. Das ware nattirlich eine Situation, die,
sozial betrachtet, furchterlich ware. Das wird si-
cherlich - ich hoffe es sehr! — im laufenden Ermitt-
lungsverfahren geklart werden konnen.

Dartber hinaus ist es fiir die CDU-Fraktion von
groBer Bedeutung, dass zukiinftig solche umfang-
reichen Missstande im Asylverfahren ausgeschlos-
sen werden. Bundesinnenminister Seehofer hat
eine umfangreiche Untersuchung des Falls ange-
kiindigt und die o6ffentliche Aufklarung zugesagt.
Dazu gehort fir die CDU, dass solche komplexen
Entscheidungen zwingend das Vieraugenprinzip
erfordern — Herr Zenner hat schon darauf hinge-
wiesen —, in dem eine Person die, hdufig sehr emo-
tionale, Anhoérung durchfiihrt und dokumentiert
sowie eine weitere Person unabhdngig davon die
erforderliche Entscheidung tiber den Asylantrag
trifft.
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Meine Damen und Herren, wir halten es auch fir
erforderlich, dass, insbesondere nach dem Be-
kanntwerden der gesamten Hintergrinde, auf die
Gewahrung von Aufenthaltsberechtigungen durch
das Migrationsamt — das betrifft also die bremische
Zustandigkeit - kritisch geschaut wird. Die Er-
kenntnisse des Untersuchungsausschusses zum or-
ganisierten Sozialleistungsbetrug in Bremerhaven
haben gezeigt, dass bestimmte staatliche Aufga-
benwahrnehmungen fir Korruption und Vorteils-
annahme anfallig sind. — Vielen herzlichen Dank!

(Beifall CDU, FDP)

Prdsident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Tschope.

Abgeordneter Tschépe (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Jedem fallt auf, dass die
Debatte vorwiegend im Konjunktiv gefiihrt wird.
Warum ist das so? Jeder, der diese Aktuelle Stunde
betrachtet, weil}, dass heute - ich glaube, gegen
14 Uhr - der Bundesinnenminister im zustandigen
Innenausschuss des Bundestages zusammen mit
der BAMF-Leitung berichten wird. Es ware klug
gewesen, gewisse Konjunktive dadurch zu vermei-
den, dass man nicht heute eine Aktuelle Stunde
einberuft, sondern einfach gewartet hatte, bis In-
formationen tatsachlich ins Volk gekommen sind.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

So bleibt uns nur, aus allgemein zuganglichen, 61-
fentlichen Quellen den Sachverhalt so, wie er dar-
gestellt wird, zu umrunden. Ein paar offentliche
Quellen gibt es ja. Herr Zenner, ich bin etwas ver-
wundert, dass Sie diese nicht genutzt haben.

Das BAMF hat eine ausgiebig gestaltete, sehr in-
formative Webseite. Dort wird uibrigens auch dar-
gestellt, was das BAMF als Bundesanstalt fir Mig-
ration und Flichtlinge eigentlich macht. Unter dem
Mentuipunkt ,Verfahrenssteuerung und Qualitats-
sicherung"” wird ausgefuhrt, ich zitiere:

,Die Qualitatssicherung von Asylverfahren setzt
sich aus verschiedenen Bausteinen zusammen. Sie
erfolgt ganzheitlich; denn es gilt hierbei das ge-
samte Asylverfahren - von der Antragstellung bis
zur Zustellung des Bescheides - zu untersuchen.
Die Qualitatskontrolle wird unter anderem in Form
von Sichtungen der Anhoérungsprotokolle und der
Bescheide ausgeubt. AuBerdem sind zu allen asyl-
rechtlichen Entscheidungen den Qualitatsforde-
rern des Bundesamtes sogenannte Kurziibersichten

im Interesse einer einheitlichen Entscheidungspra-
xis vorzulegen.”

Vorher heilit es dort:

.Die Steuerung des Asylverfahrens dient auch
dazu, die Entscheidungspraxis der Verwaltungsge-
richte zu vereinheitlichen. Daher gelten die Leit-
satze auch im Prozessbereich als Grundlage fur die
Linie des Bundesamtes. Zwischen den Standorten
und dem Referat, das die Prozessfuhrung bei den
Obergerichten wahrnimmt, erfolgt ein stetiger In-
formationsaustausch, etwa tiber die aktuelle Ent-
scheidungspraxis der Obergerichte. Eine wirksame
Steuerung setzt aber auch eine standige Erfolgs-
kontrolle voraus. Dafiir sorgt neben der Fachauf-
sicht durch Referats- und Gruppenleiter auch das
Referat ,Operative Steuerung Asyl und Integra-
tion'. Es analysiert Entwicklungen und Trends, da-
mit Handlungsbedarf fir die SteuerungsmafBnah-
men frithzeitig erkannt und umgesetzt werden
kann."”

Das alles hat das Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge! Es ist nicht so, dass wir jetzt etwas
Neues einfiihren miissten. Diese Bundesbehorde
hat unter der Agide des vorherigen Bundesinnen-
ministers sehr wohl versucht, eine Kontrolle einzu-
fiihren. Das hat sie auch nach aullen entsprechend
dargestellt.

Wenn diese Verfahrenssteuerung tatsdachlich so
versagt haben sollte, dass 1 200 bis 2 000 Félle in
der AuBlenstelle Bremen nicht rechtméaBigen Ent-
scheidungen zugefiihrt worden sind, dann ware
das in der Tat nicht nur erklarungsbediirftig, son-
dern schlicht und ergreifend unverstandlich - aber
am Ende des Tages augenscheinlich Ausdruck ei-
nes Versagens bei der Anwendung der internen
Richtlinien des Bundesamtes.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bin mir Gibrigens sicher, dass der Bundesinnen-
minister heute im Innenausschuss des Bundestages
Stellung dazu nehmen wird, warum diese Quali-
tatssicherungsmaBnahmen seiner Behorde nicht
funktioniert haben und was man in Zukunft dage-
gen tun kann.

Was ich allerdings argerlich finde, ist der Versuch,
das Agieren einer Bundesbehérde damit zu verqui-
cken, wie diese Stadt organisiert ist oder welche
Asylpolitik beziehungsweise welche Willkom-
menskultur diese Stadt hat. Das ist der Versuch, die
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Frage in den Raum zu stellen - wieder der Konjunk-
tiv! -, ob Bremen nicht irgendetwas hatte machen
mussen, zumindest irgendetwas hatte machen kon-
nen, und warum das gerade wieder in Bremen pas-
siert.

Es ist in der Tat so, dass es Fragen gegeben hat.
Pistorius ist das eine. Sehr verdienstvoll war an die-
ser Stelle auch die Fraktion DIE LINKE im Deut-
schen Bundestag. Herr Hinners, Sie haben ihren
Hinweis auf das Zahlenwerk beschrankt. Es ware
schon gewesen, wenn Sie bis zum Ende zitiert hat-
ten.

(Zuruf Abgeordneter Hinners [CDU])

Der Bundesminister des Innern erklarte in der Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten
Ulla Jelpke und weiterer Abgeordneter der Frak-
tion DIE LINKE gegeniiber dem Deutschen Bun-
destag:

.Das Bundesamt fur Migration und Flichtlinge
(BAMF) legt Wert auf eine einheitliche Verfahrens-
durchfihrung und Entscheidungspraxis. Dies wird
durch Dienstanweisungen allgemeiner Art sowie
verbindliche Herkunftslanderleitsatze geregelt, die
eine einheitliche rechtliche Bewertung der typi-
schen Fallkonstellationen erméglichen.”

Jetzt kommt es:

+Divergierende Schutzquoten in den Landern sind
auf folgende Aspekte zuriickzufiihren:

Die AuBenstellen des BAMF bearbeiten nicht
gleichermalen alle Herkunftslander. Die Antrag-
steller jedes Herkunftslandes mit jeweils individu-
ell unterschiedlichen Schicksalen beziehungsweise
Fluchtgrinden sind die Grundlage fiir zwangslau-
fig in der Summe auch divergierende Schutzquo-
ten. Kleine Entscheidungsmengen je Arbeitsein-
heit beziehungsweise Dienststelle des BAMF sowie
eine unterschiedliche Anzahl von AuBlenstellen pro
Bundesland des BAMEF fiihren zu statistischen Un-
terschieden.

Die AuBenstellen des BAMF weisen unterschied-
lich hohe Anteile von Dublin-Verfahren auf, sodass
die Schutzquote auch durch diesen Faktor - extrem
- variiert.

Zu berucksichtigen ist bei der Annahme der
Gleichverteilung ferner, dass der zugrunde lie-
gende Verteilungsmechanismus tiber keine weite-
ren Kriterien als die Staatsangehorigkeit Auskunft

gibt (also zum Beispiel keine Volksgruppe, Reli-
gion). Insofern kann nicht uberprift werden, ob bei
den Kriterien, die fur die Zuerkennung des Flicht-
lingsstatus entscheidend sind, tatsdchlich eine
Gleichverteilung - wenn man lediglich das Krite-
rium der Staatsangehorigkeit zugrunde legt - gege-
ben ist.

Grundsatzlich ist das Asylverfahren eine individu-
elle Einzelfallprifung, in der sich auch bei Perso-
nen aus gleichen Herkunftslandern die individuel-
len Umstande deutlich unterscheiden kénnen (zum
Beispiel Heterogenitat der Gruppe der Antragstel-
ler, verschiedene Akteure, von denen Verfolgung
ausgeht, verschiedene Verfolgungsgrinde). Die
einzelnen Grinde, die zur Zuerkennung des
Schutzstatus fiihren oder nicht, werden statistisch
nicht erfasst. Ein Vergleich der Lander sowie eine
Generalisierung der Schutzquote auf zum Beispiel
eine Volksgruppe oder Religion sind aus den ge-
nannten Grunden nicht méglich.”

So der Bundesinnenminister im Oktober 2017,
nachdem der niedersdchsische Innenminister ge-
fragt hatte, warum bei ihm eine Abschiebung un-
terbrochen wurde. Die Fraktion DIE LINKE fragte
bei der Bundesregierung nach. Der CDU-Innenmi-
nister de Maiziére antwortete: Jo, dat is man so.

(Heiterkeit und Beifall SPD - Abgeordneter Senkal
[SPD]: Ups, Herr Hinners!)

Vielleicht sollten wir diese Debatte dann weiterfiih-
ren, wenn wir Informationen haben. Ich jedenfalls
waére sehr dafiir. Dann kann man auch dartiber re-
den, was beim BAMF verandert werden muss. Wir
sollten den Konjunktiv und das Verbreiten nebul6-
ser Geschichten, was Bremen angeblich alles hétte
machen koénnen, vermeiden. Herr Zenner, als Sie
geredet haben, habe ich mir die Frage gestellt -
wenn die Logik stimmt, dass jeder dafiir verant-
wortlich ist, was an seinem Ort passiert, auch wenn
es das Agieren einer vollig fremden Behorde ist -,
warum der Biirgermeister von Pfullendorf nicht den
Bundeswehrskandal aufgeklart hat.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Das habe ich mich in der Tat gefragt. Wer so redet,
der offenbart ein bizarres Staatsverstandnis.

Herr Hinners, an einer Stelle haben Sie recht: Ich
glaube, sowohl dieser Staat als auch und vor allen
Dingen die Schutzbediirftigen haben ein Recht da-
rauf, dass das Grundrecht auf Asyl nach rechts-
staatlichen Kriterien ausgelegt wird. Darauf haben
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wir alle zu achten. Deshalb wirde ich diese De-
batte gern dann weiterfiihren, wenn tatsachlich
amtliche Informationen vorliegen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grinen)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch eine person-
liche Bemerkung machen! Wir wissen bisher nur
das, was in der Presse steht. Wir wissen nicht, aus
welchen Motiven die ehemalige BAMF-Leiterin
gehandelt hat. Eines aber wissen wir: Wenn die
Vorwtiirfe zutreffen, dann hat sie den Menschen ei-
nen Béarendienst erwiesen. Ich erinnere mich an
den Sommer 2014, an die Fernsehbilder von Men-
schen - Frauen, Kinder, Méanner -, die, vertrieben
von bosartigen Fanatikern, im Sindschar-Gebirge
ohne Nahrung und ohne Trinkwasser waren, an die
Madchen und Frauen, die auf entsprechenden
Sklavenmarkten verkauft worden sind. Vor dem
Hintergrund der genozidalen Geschichte, die wir in
Deutschland haben, sage ich, wenn es eine Recht-
fertigung fur Asyl gibt, dann war es diese. - Ich
danke Thnen!

(Starker Beifall
DIE LINKE)

SPD, Biundnis 90/Die Grunen,

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Zenner, Sie
haben sich gemeldet. Wofur?

(Heiterkeit)

Mochten Sie eine Kurzintervention machen?
(Abgeordneter Zenner [FDP]: Jal)

Bitte, dann stehen Sie auf!

Abgeordneter Zenner (FDP)%: Herr Préasident,
meine Damen und Herren! Herr Kollege Tschope,
ich glaube, Sie haben mich falsch wiedergegeben
beziehungsweise falsch zitiert. Ich habe hier nicht
Sachverhalte miteinander vermengen wollen, son-
dern ich habe nur gesagt, dass Bremen, dass der
Innensenator auch Interesse an diesem Thema ha-
ben muss, wenn in der Offentlichkeit Bremen und
nicht das Bundesamt in die Debatte und die Medi-
enberichterstattung eingefithrt wird. Wenn man
bedenkt, dass Auslander- und Asylpolitik nicht nur
das Asylverfahren, sondern auch die daraus entste-
henden Folgerungen - Aufenthalt und dessen Fi-
nanzierung - umfasst, dann wird klar, dass alle Ge-
bietskorperschaften hierfur Verantwortung tragen
und dass es auf ein Zusammenwirken ankommt. In
diesem Kontext ist es dann auch berechtigt, Fragen
zu stellen, was vielleicht nicht ganz rund lauft. Das

war mein Petitum. Das ist ein Anspruch, den ich an
Politik stelle. - Danke!

(Beifall FDP)

Prdasident Weber: Als Nachster erhdalt das Wort der
Abgeordnete Timke.

Abgeordneter Timke (BIW)): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Vor einigen Tagen
wurde bekannt, dass die Leiterin der Bremer Au-
Benstelle des Bundesamtes fiur Migration und
Flichtlinge - kurz: BAMF - Asylbescheide ohne
rechtliche Grundlage positiv beschieden haben
soll. In den Medien heilit es, von den rechtswidri-
gen Asylbescheiden hatten in erster Linie jesidi-
sche Kurden profitiert. Als Grund fur das Handeln
der - mittlerweile suspendierten - Beamtin wird
Sympathie fir die Sache dieser Minderheit ge-
nannt. Es wird also eine idealistische Motivlage un-
terstellt.

Diese Interpretation greift aber zu kurz, wenn man
uber den aktuellen Fall der 2 000 mutmaBlichen
Betrugsfalle hinaus das Entscheidungsverhalten
der Bremer AuBenstelle im Verlauf der letzten
Jahre analysiert. Eine Studie von Wissenschaftlern
der Universitat Konstanz, die im Marz 2017 verof-
fentlicht wurde, zeigt, dass die BAMF-AuBenstelle
Bremen bereits im Zeitraum zwischen 2010 und
2015 mit einer Anerkennungsquote von 55,7 Pro-
zent der absolute Spitzenreiter unter den Bundes-
landern war.

Diese Tendenz hat sich in den letzten beiden Jah-
ren fortgesetzt, was aber sehr wenig mit der Volks-
gruppe der Jesiden zu tun hat. Die Jesiden kom-
men ursprunglich vor allem aus dem noérdlichen
Irak, aus Nordsyrien und der stidostlichen Ttrkei.
Die Anerkennungsquoten der AuBlenstelle des Bre-
mer BAMF sind aber auch bei Antragstellern aus
Landern hoch, die nicht zu den Siedlungsgebieten
der Jesiden rechnen. Das ergibt sich aus Zahlen,
die von der Bundesregierung in der Antwort auf
eine parlamentarische Anfrage im Deutschen Bun-
destag im Oktober 2017 mitgeteilt wurden; soeben
wurde das schon angefiihrt.

So betrug 2016 die bereinigte Schutzquote etwa fur
Antragsteller aus Afghanistan in der AuBenstelle
Bremen 75,8 Prozent. Im Bundesdurchschnitt wa-
ren es dagegen nur 60,5 Prozent der Afghanen. Ein
weiteres Beispiel ist Pakistan. Hier lag die Gesamt-
schutzquote in Bremen bei 77,8 Prozent, wahrend
des bundesweit gerade einmal 5 Prozent waren,
meine Damen und Herren. Russische Foderation:
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Bremen 55,1 Prozent, bundesweit 10,4 Prozent. Be-
sonders eklatant: Marokko - bekanntlich auch ein
Urlaubsland. Hier gewdhrte Bremen in 88,9 Pro-
zent der Féalle Schutz, wahrend es im Durchschnitt
der Bundeslander nur 5,4 Prozent waren. In keinem
der vorgenannten Staaten sind Jesiden zu Hause.

Diese Zahlen lassen die Vermutung, das rechtswid-
rige Handeln der tatverdachtigen BAMF-Beamtin
und ihrer Helfershelfer sei der Sympathie fiir diese
Volksgruppe geschuldet, zweifelhaft erscheinen.
Sie sprechen eher daftir, dass wir es hier nicht mit
einem uberzogenen Idealismus, sondern mit einem
Fall von klassischer Korruption zu tun haben, und
das uber einen langeren Zeitraum hinweg. Das ist
naturlich noch eine Vermutung; insofern gebe ich
Ihnen recht, Herr Tschope. Das Ergebnis der Er-
mittlungen muss abgewartet werden, und diese
stehen ja noch ganz am Anfang.

Ubrigens war die Anerkennungsquote fiir die fiinf
wichtigsten Herkunftslander von Fluchtlingen - Sy-
rien, Irak, Iran, Eritrea, Afghanistan - im ersten
Halbjahr 2017 in Bremen durchgangig die hochste
unter allen AuBlenstellen des BAMF. Im Bundesver-
gleich uberdurchschnittlich hohe Anerkennungs-
quoten hatte im Betrachtungszeitraum 2016 auch
die AuBenstelle Saarland zu verzeichnen. Das viel-
leicht nur als Hinweis an die Verantwortlichen im
BAMF und im Bundesinnenministerium, sich auch
die dort ergangenen Asylbescheide einmal naher
anzuschauen.

Es uberrascht, dass die Haufigkeit positiver Asyl-
bescheide in Bremen, die, wie bereits erwéahnt,
schon im Jahr 2010 nachweisbar ist, niemanden
aufgefallen sein soll, weder in der Nurnberger
Zentrale des BAMF noch im Innenministerium.

Dasselbe gilt auch - nun kommen wir zur Verant-
wortung der Landespolitik; diese sehe ich, anders
als Herr Tschope, nattrlich in der Verantwortung -
fir die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Bre-
mer Auslanderbehoérde. Denn nach Abschluss des
Asylverfahrens sind es die Auslanderbehorden der
Lander, die entweder einen Aufenthaltsstatus er-
teilen, wenn der Drittstaatenauslander als Asylbe-
rechtigter, Fluchtling oder anderweitig Schutzbe-
durftiger anerkannt wurde, oder, wenn das nicht
der Fall ist, dessen Abschiebung zu veranlassen ha-
ben. Es war also auch den politisch Verantwortli-
chen in Bremen frithzeitig bekannt, dass die lokale
AuBenstelle des BAMF abweichend vom Bundes-
durchschnitt Asylantragsteller tberproportional
héaufig in einen Schutzstatus gebracht hat.

Im Herbst des letzten Jahres war das - Herr Hinners
hat es dankenswerterweise ausgefiihrt -, ausge-
hend von den Zahlen in der Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage, auch Thema in der
Innendeputation. Dennoch sah Innensenator Mau-
rer keine Veranlassung, sich mit dem BAMF oder
dem Bundesinnenministerium in Verbindung zu
setzen, um die ungewohnlich hohe Zahl der
Schutzquoten bei der Bremer AuBenstelle kritisch
zu hinterfragen, und das, meine Damen und Her-
ren, obwohl Unterbringung und Versorgung von
Asylberechtigten erhebliche Kosten und Belastun-
gen fur die Bremer Kommunen mit sich bringen.

(Beifall BIW)

Wirklich verwundern kann dies jedoch nicht.
SchlieBlich sieht sich der rot-griine Senat in beson-
derer Weise der Willkommenskultur fiir Flucht-
linge verpflichtet. Diese und andere Migranten
nimmt man deshalb gern und groBzigig im Land
auf, zumal SPD und Griine in den Zuwanderern
und deren Nachkommen ein dankbares Wahlerpo-
tenzial fir die Zukunft sehen.

(Unruhe SPD, Bindnis 90/Die Griinen - Abgeord-
nete Dr. Schaefer [Biindnis 90/Die Griinen]|: Das ist
wirklich nicht der Grund! Es geht um den Schutz
von Menschen!)

Meine Damen und Herren, es ist schon etwas dran,
wenn die Autoren der bereits erwdhnten Konstan-
zer Studie schreiben, dass die unterschiedlichen
Anerkennungsquoten in den BAMF-AuBenstellen
etwas mit den wahrgenommenen Befindlichkeiten
in den jeweiligen Bundesldndern zu tun haben.
Durchaus moglich, dass die traditionell offenher-
zige Ausldanderpolitik der SPD-gefiihrten Bremer
Landesregierung ein weiterer Faktor war, der die
Leiterin des hiesigen BAMF in ihrem mutma@lich
rechtswidrigen Handeln noch motiviert hat.

(Zuruf SPD: Kann man nicht den Ton abstellen?)

Die Bremer Landespolitik ist an der Affdre jeden-
falls nicht so unbeteiligt, wie uns der Senat und
Vertreter der Regierungsparteien weismachen wol-
len. Ware man wegen der hohen Schutzquoten des
BAMF Bremen frither beim Bundesinnenministe-
rium vorstellig geworden, ware der Betrugsskandal
schneller aufgedeckt worden, was den Schaden be-
grenzt hatte.

Vor diesem Hintergrund ist der Plan von Herrn
Seehofer, einen Kummerkasten einzurichten, da-
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mit auch Kommunalpolitiker und Auslanderbehor-
den dem Bundesinnenministerium Informationen
uber Ungereimtheiten im Asylverfahren auf dem
kleinen Dienstweg direkt zutragen konnen, sicher-
lich eine gute Idee. Allerdings stellt sich die Frage,
meine Damen und Herren, was die Verantwortli-
chen in den Stadten und Gemeinden, auch in Bre-
men, denn bislang davon abgehalten hat, entspre-
chende Hinweise an die BAMF-Zentrale oder das
Innenministerium weiterzugeben.

Nach den Recherchen der Presse hat die mittler-
weile suspendierte Leiterin der Bremer AuBlenstelle
des BAMF die besagten 2 000 Falle in Eigenregie
entschieden. Unklar ist, warum diese verhaltnisma-
Big hohe Zahl positiver Entscheidungen anderen
Mitarbeitern der Behorde nicht aufgefallen war.
Lag es an einem fehlenden Controlling? Lag es an
einem nicht wirksamen behordeninternen Kon-
trollsystem? Man weil es nicht. Oder waren neben
der Leiterin und dem Dolmetscher, gegen den ja
nun auch ermittelt wird, weitere Bedienstete in den
mutmaBlichen Betrugsskandal verstrickt? Auch das
wird man im Rahmen der staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungen zu priifen haben.

Meine Damen und Herren, die heute hier disku-
tierte mutmaBliche Betrugsaffare in der Aulen-
stelle Bremen des BAMF darf nicht isoliert betrach-
tet werden, sondern ist auch im tUbergeordneten
historischen Kontext zu beleuchten. Die Dimension
des Problems rechtswidrig erteilter positiver Asyl-
bescheide konnte namlich sehr viel gréBer sein als
bislang angenommen.

Zur Erinnerung! Ausloser der im Herbst 2015 ein-
setzenden Fluchtlingskrise war eine neue Richtli-
nie im BAMF, wonach syrische Staatsburger, die il-
legal nach Deutschland eingereist waren und hier
einen Antrag auf internationalen Schutz stellten,
nicht in die nach Dublin-Verordnung fiur die Durch-
fihrung des Asylverfahrens zustandigen Drittstaa-
ten zuruckzufiihren waren. Das bedeutete de facto
die Aussetzung der Dublin-Verordnung und damit
des zwingenden europdischen Rechts durch die
Bundesregierung fiir diese Personengruppe.

Die neue Richtlinie sprach sich iber die sozialen
Medien wie ein Lauffeuer herum, auch unter den
in Ungarn befindlichen Syrern, die, uber die Bal-
kanroute aus Griechenland kommend, eingereist
waren. Diese verweigerten fortan ihre Registrie-
rung durch die ungarischen Behorden und forder-
ten mit teilweise aggressivem Auftreten, etwa am
Ostbahnhof in Budapest - Sie erinnern sich viel-
leicht an die Bilder -, ihre Weiterreise nach

Deutschland, getrieben durch die von der BAMF-
Richtlinie gendhrte Erwartung, dauerhaft in der
Bundesrepublik bleiben zu kénnen, wenn man es
erst einmal bis dorthin geschafft hat.

(Beifall BIW)

Nachdem dieser Forderung zunéachst nicht entspro-
chen wurde, machten sich einige der Fliichtlinge
eigenmachtig auf den Weg an die osterreichische
Grenze, was teilweise zu einer erheblichen Gefahr-
dung der 6ffentlichen Ordnung in Ungarn fiihrte.

Nachdem die Lage in Ungarn zunehmend eska-
lierte, kam es im September 2015 zur fatalen und
gleichzeitig rechtswidrigen Entscheidung der Bun-
desregierung,

(Beifall Abgeordneter Tassis [AfD])

die deutschen Grenzen zu o6ffnen und syrische
Staatsbiirger oder solche, die sich als Syrer ausga-
ben, unkontrolliert nach Deutschland einreisen zu
lassen. Damit wurde eine Lawine ausgelost, die
trotz mittlerweile reduzierter Zugangszahlen bis
heute anhalt und langst nicht mehr nur Syrer, son-
dern auch Menschen aus zahlreichen anderen Lan-
dern umfasst.

Ausgangspunkt der Flichtlingskrise war also die
besagte Richtlinie des Bundesinnenministeriums
von August 2015 unter der Agide des damaligen
CDU-Innenministers de Maiziere. Der daraus in
der Folgezeit resultierende Ansturm von Asylsu-
chenden traf die deutschen Behérden und allen vo-
ran das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
vollig unvorbereitet. Es stand viel zu wenig Perso-
nal fur die Bewadltigung einer so groBen Zahl an
Asylantragen zur Verfiigung, weshalb die Mitar-
beiter heillos tiberlastet waren.

Gleichzeitig sah sich das BAMF dem massiven
Druck vornehmlich der linken Parteien, Fliicht-
lingslobbyisten und Medien ausgesetzt, die Asyl-
verfahren zu beschleunigen, weil sich anderenfalls
die Integration der Zuwanderer verzoégere. Das
fihrte dazu, dass die Prifung der Antrage durch
das BAMF in dieser Phase zumeist nur oberflach-
lich erfolgte. Viele Bewerber dirften deshalb im
Schnelldurchlauf als Fliichtlinge und Asylberech-
tigte anerkannt worden sein, obwohl sie die hierfir
erforderlichen Voraussetzungen gar nicht erfillten.

(Beifall BIW)



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 61. Sitzung am 25.04.2018

4905

Diese These - Herr Tschope, sie haben ja gerade
die Seite des BAMF angesprochen - wird durch
eine Asylstatistik des BAMF erhartet. Danach er-
hielten 2015 94,7 Prozent der syrischen Staatsbur-
ger, die in Deutschland einen Antrag auf internati-
onalen Schutz stellten, einen Flichtlingsstatus
nach der Genfer Fluchtlingskonvention. Weitere
1,1 Prozent wurden als asylberechtigt nach Arti-
kel 16 a Grundgesetz anerkannt. Macht in der
Summe 95,8 Prozent der entschiedenen Antrage.
Dagegen wurde der eingeschrankte subsididare
Schutzstatus nach Artikel 18 Qualifikationsrichtli-
nie der EU nur in 0,1 Prozent der Falle gewahrt. Im
Jahr 2015 wurde also praktisch allen Syrern be-
scheinigt, vor individueller Verfolgung durch staat-
liche und nicht staatliche Akteure geflohen zu sein
und nicht bloB Schutz vor einem bewaffneten Kon-
flikt, wie er ja zu jenem Zeitpunkt in Syrien statt-
fand, zu suchen, was die Zuerkennung des Fliicht-
lingsstatus nicht gerechtfertigt hatte.

Im Jahr 2016 wurden nur noch 56,7 Prozent der sy-
rischen Staatsbiirger als Fluchtlinge oder Asylbe-
rechtigte anerkannt, wahrend 41,1 Prozent der An-
tragsteller lediglich subsidiaren Schutz erhielten.
Diese Entwicklung setzte sich in den Folgejahren
fort. Im Jahr 2017 fielen nur noch 35 Prozent der
Syrer in die Kategorien Flichtlinge oder politisch
Verfolgte nach Artikel 16 a Grundgesetz, wahrend
in 56,5 Prozent der Falle lediglich subsidiarer
Schutz oder Abschiebeschutz gewahrt wurde. Im
Jahr 2018 betrug das Verhaltnis 30,6 zu 46,4 Pro-
zent.

Eine ahnliche Entwicklung ist bei Antragstellern
aus dem Irak feststellbar. Bei dieser Personen-
gruppe sank der Anteil der Antragsteller, die als
Flichtlinge anerkannt wurden, von 83,1 Prozent im
Jahr 2015 auf 33,5 Prozent im Jahr 2017.

Meine Damen und Herren, was ich damit sagen
will: Wir diskutieren im Rahmen dieser Aktuellen
Stunde uber die mutmalBlich rechtswidrige Flicht-
lingsanerkennung in knapp 2 000 Fallen durch die
Leiterin der AuBlenstelle Bremen des BAMF. Mog-
licherweise haben wir bei dem jetzt aufgedeckten
Skandal aber nur die Spitze des Eisberges erreicht.
Ich gehe davon aus, dass 2015 und teilweise auch
2016 Drittstaatenauslander unzutreffend als
Flichtlinge oder Asylberechtigte anerkannt wur-
den, und zwar in ganz Deutschland, nicht nur in
Bremen. Sollte diese Vermutung zutreffen - die von
mir soeben zitierten Zahlen lassen meinen Ver-
dacht plausibel erscheinen -, dann haben wir es

nicht nur mit 2 000, sondern mutmafBlich mit meh-
reren Zehntausend Fallen zu tun, in denen ein fal-
scher Bescheid durch das BAMF ergangen ist.

Unsere Forderung an die Bundesregierung, na-
mentlich an den zustandigen Bundesinnenminister
Horst Seehofer, lautet deshalb, nicht nur die in
Rede stehenden 2 000 Zweifelsfdalle der AuBen-
stelle Bremen, sondern samtliche Asylbescheide,
die in der zweiten Jahreshalfte 2015 sowie der ers-
ten Jahreshdlfte 2016 ergangen sind, noch einmal
uberprifen zu lassen.

(Beifall BIW)

Meine Damen und Herren, in Zukunft muss bei der
Prifung von Asylantragen der Grundsatz ,Grind-
lichkeit vor Schnelligkeit” gelten. Der Wunsch
nach rascher Integration darf nicht dazu fiihren,
dass Zuwanderer als Fluchtlinge anerkannt wer-
den und damit eine dauerhafte Bleibeperspektive
in Deutschland, verbunden mit Privilegien wie dem
Recht auf Familiennachzug, erhalten, obwohl sie
die Voraussetzungen nicht erfillen.

Im Ubrigen muss auch bei der Integration der Zu-
wanderer stets der Grundsatz gelten, dass Flicht-
linge unabhdngig vom jeweiligen Schutzstatus
keine Einwanderer, sondern Gaste auf Zeit sind.
Sie missen in ihre Heimat zurtickkehren, wenn die
Fluchtgriinde entfallen sind. Das liegt nicht nur im
Interesse der Aufnahmeldnder, deren Kapazitat fir
die Unterbringung und Versorgung dieser Men-
schen begrenzt ist. Die Riickkehr dieser - gemessen
am Niveau ihrer Heimatlander tiberdurchschnitt-
lich qualifizierten - Migranten ist auch von zentra-
ler Bedeutung fur den erfolgreichen Wiederaufbau
und damit die Stabilisierung der Staaten nach dem
Ende des Konfliktes.

(Beifall BIW)

Genau darum muss es gehen, sollen ein neuerli-
cher Ausbruch von Gewalt und die Vertreibung
von Menschen verhindert werden. - Vielen Dank!

(Beifall BIW)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, als
Nachster hat das Wort der Abgeordnete Fecker.

Abgeordneter Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)*):
Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Geister, die ich rief!
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Staatliche Entscheidungen miussen transparent,
nachvollziehbar und im Einklang mit den Gesetzen
des Bundes und der Lander sein. Dieses Vertrauen
ist durch Meldungen uber mogliches Fehlverhalten
in der Bremer AulBenstelle des Bundesamtes fur
Migration und Flichtlinge erschiittert. Es ist daher
richtig, dass sich die Staatsanwaltschaft, das Bun-
desinnenministerium und nun auch der Bundes-
rechnungshof die Vorgange im Amt genauer anse-
hen.

Die Informationspolitik dieser Behorde und des
Bundesinnenministers ist dabei bisher allerdings
eine Katastrophe, meine Damen und Herren. Durch
fehlende Transparenz und mangelnde Kommuni-
kation ist in der Offentlichkeit ein fatales Bild ent-
standen, ob zu Recht oder zu Unrecht, dariiber
kann nur spekuliert werden, und wie wir heute
auch erlebt haben, wird weiter munter spekuliert.
Ein fatales Bild, weil ein so wichtiges und substan-
zielles Grundrecht wie das Asylrecht wieder von
den Feinden des Grundgesetzes hinterfragt und die
Situation genutzt wird, um gegen Menschen zu
hetzen, die in diesem Land Zuflucht gesucht ha-
ben!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Ein fatales Bild, weil eine ganze Volksgruppe an
den Pranger gestellt wird, leider auch, meine Da-
men und Herren von der FDP, durch Sie, die eben
noch schnell per Pressemitteilung erwahnen muss-
ten, dass man nicht ausschlieBen konne, dass auch
die Asylsuchenden selbst an dem Betrug beteiligt
gewesen sein konnten! In der Tat, das ist nicht aus-
zuschlieBen, aber es gibt doch bisher offensichtlich
auch fur die Staatsanwaltschaft keinen Beleg daftr.
Auch fur Menschen anderer Nationalitaten gilt in
diesem Land die Unschuldsvermutung, liebe Kolle-
ginnen der FDP!

Vielleicht muss ich noch einmal in Erinnerung ru-
fen, was damals in Syrien und dem Irak war und
welch unfassbares Leid die Jesiden dort erfahren
mussten. Der sogenannte Islamische Staat hatte
seinerzeit im Irak und in Syrien sein Kalifat ausge-
rufen. In diesem Zusammenhang wurden Tau-
sende von Jesiden getotet, misshandelt, versklavt
und vergewaltigt. Deswegen ist auch die bundes-
weite Anerkennung als Fluchtling damals grund-
satzlich aus unserer Sicht korrekt und auch gebo-
ten gewesen, meine Damen und Herren!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Nattirlich wird nun die Behorde bei den Fallen hier
in Bremen auf Basis der Rechtslage prifen, ob
Deutschland oder ein anderes Land der EU im Rah-
men des Dublin-Verfahrens zustandig war, aber
trotzdem sollten wir bei allen berechtigten Nach-
fragen nicht iibersehen, dass wir es hier auch wahr-
scheinlich in der Vielzahl mit Menschen zu tun ha-
ben, die unter schwierigsten Bedingungen ihre
Heimat verlassen und dabei Grausames erlebt ha-
ben. In diesem Zusammenhang von ,Asyltouris-
mus"” zu sprechen, ist aus meiner Sicht einfach nur
noch zynisch!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Trotzdem ist die Frage, warum dies erst durch eine
niedersachsische Regionalverwaltung bemerkt
wurde, vollkommen korrekt. Ich frage mich auch,
wie dies im Bundesamt selbst und im tibergeordne-
ten Bundesinnenministerium insgesamt tibersehen
werden konnte. Welche internen Kontrollmecha-
nismen es dort gibt und wie eine Qualitatskontrolle
durchgefihrt wird, all das sind zu beantwortende
Fragen. Allerdings — das sage ich ganz offen! — ver-
wundert mich doch die Blickrichtung der Antwort-
suchenden schon ziemlich. Vielleicht habe ich auch
damals in der Schule beim Staatsaufbau nicht auf-
gepasst, aber es ist nicht die Aufgabe bremischer
Behorden, die Arbeit der Bundesbehorden zu kon-
trollieren, meine Damen und Herren!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Die Legende, der rot-griine Bremer Senat hatte die
Entscheidungen des Bundesamtes beeinflusst, ist
nicht nur abwegig, sie ist totaler Blédsinn, das muss
man einmal so deutlich sagen!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Es gibt namlich im gesamten Verwaltungsverfah-
ren gar keine Einflussmoéglichkeit fiir das Land Bre-
men, sondern das Bundesamt hat diese Aufgabe,
und das hat auch seinen Sinn, weil damit gewdahr-
leistet werden soll, dass in der gesamten Bundesre-
publik das Asylverfahren nach einheitlichen MaB-
stdben gestaltet wird und eben nicht die politische
Ausrichtung der jeweiligen Landesregierung aus-
schlaggebend sein soll. Das heif}t, es gibt Entschei-
dungen dieses Bundesamtes, und erst dann, wenn
die Entscheidung gefdllt ist, kimmern sich die Ge-
meinden, kiimmern sich die Kommunen um die
weitere Bearbeitung. Wir haben kein eigenes Priif-
recht, sondern wir setzen das um, was das Bundes-
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amt fur Migration und Flichtlinge mit seinen je-
weiligen AuBenstellen am Ende des Tages ent-
schieden hat.

Ja, Griine und SPD stehen fiir eine humane Fliicht-
lingspolitik, insbesondere im Land Bremen. Dazu
stehen wir auch, aber wir halten uns dabei auch an
die geltenden Gesetze, meine Damen und Herren!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD - Wider-
spruch BIW)

Herr Timke, man konnte jetzt ein bisschen langer
zu all dem, was Sie hier ausgefuhrt haben, Stellung
nehmen. Naturlich ist die Frage, ob es sich in Sy-
rien nur um einen bewaffneten Konflikt handelt
und nicht auch um eine massive Unterdriickung
der Bevolkerung, wichtig. Dass es, wenn irgendwo
der Friede einmal kurz eingekehrt ist, Grund sein
konnte, zurickzukehren, das glauben Sie doch
nicht allen Ernstes!

Dann dieses standige ,Gaste auf Zeit"! Wir haben
in der Integrationspolitik in Deutschland auch Feh-
ler gemacht, und zwar bei den Leuten, von denen
wir gewusst haben, dass sie absehbar fiir einen lan-
geren Zeitraum hier sind, die wir nicht von Beginn
an verniinftig uber Sprachangebote und auch die
Verpflichtung zur Teilnahme an Sprachangeboten
integriert haben. Da haben wir in fritheren Jahren
massive Fehler in der Integrationspolitik gemacht.

Jetzt aber zu behaupten, wir hatten es bei der Viel-
zahl von Menschen angesichts dieser weltweiten
Konflikte nur mit ,Gasten auf Zeit" zu tun! Meine
Damen und Herren, das ist im Prinzip richtig, nur,
ob dieser Zeitraum zwei Monate oder zehn Jahre
betrdagt, das kann heute in dieser globalen Situation
niemand absehen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Insofern bleiben Sie mir weg mit diesem Begriff
+Gaste auf Zeit"! In der Tat miissen wir uns darum
kiimmern, dass wir fur diejenigen, die hier ange-
kommen sind und einen rechtmaBigen Asylantrag
gestellt haben, der positiv beschieden wurde, ent-
sprechende Integrationsbemihungen vorantrei-
ben.

Sie haben die Bundesregierung kritisiert. Manch-
mal wundert man sich ja, wie Menschen vergessen,
was nur wenige Jahre her ist. Wir haben doch alle
die Bilder aus Syrien oder aus dem Irak vor Augen,
wo Menschen gefliichtet sind! In dieser Situation,
weil auch, wie ich gar nicht verhehlen will, andere

EU-Staaten ihrer Verantwortung nicht nachge-
kommen sind, hat die Bundesregierung Verant-
wortung ubernommen. Ich stehe, glaube ich, als
Griner nicht unter Verdacht, Frau Merkel beson-
ders in Schutz zu nehmen, aber ich halte die dama-
lige Entscheidung auch weiterhin fir richtig.

Was ware denn die Alternative gewesen? Die Leute
weiterhin tiber die Mittelmeerroute im Rahmen des
Asyltourismus mit einem Schiff womdglich noch
untergehen zu lassen? Meine Damen und Herren,
das ist aus unserer Sicht nicht die richtige Richtung,
sondern diese Entscheidung der Bundesregierung
damals, in dieser besonderen Notsituation Verant-
wortung zu Ubernehmen, halten wir weiterhin fir
richtig.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)
Ich stelle fest, die CDU nicht, aber egal!
(Heiterkeit Biindnis 90/Die Griinen)

Die unterschiedlichen Schutzquoten beim Bundes-
amt fur Migration und Fliichtlinge zeigen doch vor
allem eines, und sie werfen auch Fragen auf. Inso-
fern ist auch die Anfrage der LINKEN im Bundes-
tag vollkommen korrekt gewesen, denn man kann
naturlich auch die Frage stellen, ob wir aufgrund
der unterschiedlichen Schutzquoten eigentlich ein
Qualitatsproblem im BAMF haben.

Naturlich kann man auch fragen, ob es eigentlich
eine verldssliche staatliche Linie gibt, einen roten
Faden, an dem man sich orientieren kann, und
zwar auch im Sinne derjenigen, die hier Asyl bean-
tragen. Es kann nicht, wie im Rahmen einer Lotte-
rie, ausschlaggebend sein, ob ich meinen Antrag in
der Stadt X stelle und dann gute Chancen habe o-
der meinen Antragin der Stadt Y stelle, das ist doch
vollkommen klar! Das sind aber doch Dinge, die
jetzt verniinftig aufgearbeitet werden miissen. Of-
fensichtlich hat die Bundesregierung sich mit die-
ser Frage ja auch befasst. Der Kollege Tschope hat
mir jetzt ein zweites Vorlesen der Antwort erspart,
aber diese Fragen sind ja beantwortet worden, und
jetzt gilt es, das noch verniinftig weiter zu bearbei-
ten.

Lassen Sie mich ganz deutlich sagen, ich finde
ganz viele Fragen hier absolut legitim. Ich glaube
aber nur, dass eine Aktuelle Stunde im Landtag der
Freien Hansestadt Bremen sich denkbar schlecht
fir Fragestellungen gegeniiber Bundesbehdrden
eignet.
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(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Fir mich bleibt von dieser Aktuellen Stunde vor al-
lem eines: Sie ist die Aktuelle Stunde der Konjunk-
tive. Es gab eine Menge Spekulation, es gab auch
eine Menge Blodsinn zu horen. Im Kern — noch ein-
mal sehr deutlich! - liegt die Verantwortung fur das
Bundesamt fir Migration und Fluchtlinge bei der
Bundesregierung, beim Bundesinnenminister. We-
der Innensenator Maurer noch die Auslanderbe-
horde haben hier eine Verantwortung dafiir, noch
einmal zu kontrollieren, was Bundesbeamte ent-
schieden haben. Alles andere, was hier versucht
wurde, war ein netter Versuch, aber jemanden, der
den Staatsaufbau dieses Landes kennt, werden Sie
nicht iberzeugen! — Herzlichen Dank fur die Auf-
merksamkeit!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Prasident Weber: Als ndchster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schafer.

Abgeordneter Schafer (LKR)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Hier ist viel
zu einer einzelnen Straftat gesagt worden, und hier
ist viel vermengt worden.

Ganz klar, wir kommen alle aus unterschiedlichen
Parteien, wir haben unterschiedliche Vorstellun-
gen davon, wie viel Immigration wiinschenswert ist
oder nicht. Ich mochte aber an dieser Stelle ganz
bewusst meine eigene Meinung zu diesem Thema
hintanstellen und einmal versuchen zu schauen, ob
wir aus diesem Einzelfall nicht systemische Er-
kenntnisse gewinnen konnen, die unabhangig da-
von sind, auf welcher politischen Seite wir stehen.
Wir beleuchten, ob es einen Widerspruch zwischen
Recht und Gewissen gibt, ob es da einen Interes-
senskonflikt geben kann, ob Entscheidungen nach
Ermessen einen gleitenden Ubergang zur Rechts-
beugung haben, zu Rechtsbriichen, zu Straftaten
fihren konnen und wer dafir eigentlich die Ver-
antwortung tragt.

Herr Tschope hat eben das Jahr 2014, glaube ich,
bemiuht. Mir lag jetzt eher das zweite Jahr, 2015,
nahe, um einmal ein paar Dinge Revue passieren
zu lassen. Wie war 2015 eigentlich die rechtliche
Situation?

Wir haben gesagt, wir miuissen die rechtliche Situa-
tion betrachten, 2015 war die rechtliche Situation
so: Wir hatten in Europa die Dublin-III-Verord-
nung, wir hatten in Deutschland das Grundgesetz

— das haben wir immer noch —, wir hatten das Auf-
enthaltsrecht und das Asylrecht, das im Grundge-
setz noch einmal erklart wird. Ich zitiere noch ein-
mal, um ganz deutlich zu machen, was die rechtli-
che Grundlage 2015 war und im Ubrigen auch
heute noch ist, wir haben es ja nicht geandert: §
26 a des Asylgesetzes, sichere Drittstaaten, besagt
im Absatz 1:

,Ein Auslander, der aus einem Drittstaat im Sinne
des Artikels 16 a Absatz 2 Satz 1 des Grundgeset-
zes (sicherer Drittstaat) eingereist ist, kann sich
nicht auf Artikel 16 a Absatz 1 des Grundgesetzes
berufen. Er wird nicht als Asylberechtigter aner-
kannt.” Das war im Jahre 2015 und ist auch heute
noch geltendes Recht in Deutschland und tber die
Dublin-III-Verordnung in der EU.

(Beifall BIW)

Jetzt sehen wir im Sommer 2015 fern, wir schauen
in den ,Weser-Kurier”, wir sehen dieses syrischen
Jungen, der tot an einem Sandstrand in der Tturkei
liegt, und wir denken, das ist ein ganz schon hartes
Recht. Wir sehen diese Leute, die auf der Balkan-
route zu uns kommen, wir sehen die humanitare
Katastrophe auf uns zukommen, und jemand sagt,
wir mussten es einmal nicht so genau nehmen, die
Grenzen 6ffnen und fiur Entlastung sorgen. Es war
die Kanzlerin, die diese Entscheidung damals ge-
troffen hat, und ich glaube, fir diese Entscheidung
lieben sie die Griinen heute immer noch. Man kann
diese Entscheidung fur richtig halten, man kann sie
auch fir falsch halten. Tatsache ist aber, dass be-
sondere Situationen besondere Entscheidungen er-
fordern konnen, und eine Notsituation kann erfor-
dern, dass man geltendes Recht einmal beiseitel-
dsst und fragt, was wir jetzt tun mussen, um eine
Situation zu lésen. Das ist damals geschehen, das
muss man anerkennen, auch wenn man die Ent-
scheidung in der Sache womdglich fir falsch halt.

2015 ist aber mittlerweile zweieinhalb Jahre her.
Diese Notsituation ist mittlerweile zu einem Thema
geworden, das uns alle beschaftigt. Es ist ein be-
kannter Prozess, und wir mussten eigentlich in der
Lage sein, dieses Thema heute verniinftig geordnet
zu managen. Bis heute haben wir es versaumt, die-
ses Recht zu dndern. Das Asylgesetz ist nach wie
vor unverandert giiltig, auch unser Grundgesetz ist
unverdndert giltig, und auch die Dublin-III-Ver-
ordnung ist noch giltig, wird nur nicht angewandt.

Was bedeutet das? Nicht nur die Bundeskanzlerin
ist einer Gewissensentscheidung gefolgt und hat
nach Ermessen gehandelt. Das passiert auch bei
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Behordenleitern, wenn sie sagen, eigentlich wollen
wir den Menschen doch helfen, und jetzt schauen
wir einmal nicht so hin, wenn dieser junge Mann,
der aussieht wie 30, behauptet, er ware 15. Jetzt sa-
gen wir, na gut, den kurdisch sprechenden Men-
schen, die behaupten, sie waren Jesiden, glauben
wir einmal, dass sie wirklich Jesiden sind! Wir fal-
len Ermessensentscheidungen, und es geht so weit,
dass behordlicherseits Flichtlingen, denen nur
subsididarer Schutz zuerkannt worden ist, nahege-
legt wird, doch dagegen zu klagen, weil es viel bes-
ser ist, Familienangehorige per Familiennachzug
nachzuholen.

Das komplette Ignorieren der nicht passenden Ge-
setzeslage: Wenn wir davon ausgehen, dass wir
diese Gesetzeslage hatten anpassen miissen, weil
wir erkannt haben, diese Gesetze sind im Zuge der
Kosovo-Krise gemacht worden und passen womog-
lich nicht mehr in das Jahr 2015 oder in das Jahr
2018, dann muss man sie dndern. Das Andern die-
ser Gesetze haben wir versaumt, und dadurch be-
fordern wir diese ganze Subjektivitat und diesen
Gewissenskonflikt.

Um aber solche Gesetze andern zu konnen, brau-
chen wir einen gesellschaftlichen Diskurs. Es kann
nicht sein, dass wir die Wahl zwischen ,Refugees
welcome!” und ,Auslander raus!” haben! Es muss
einen gangbaren Mittelweg geben. Wir missen
uns uber die Einwanderung insgesamt unterhalten,
wir mussen uns aber auch uiber Einwanderung un-
ter humanitaren Gesichtspunkten unterhalten, und
zwar ganz ehrlich die Nachteile und die Vorteile
benennen, die Kosten, die das bedeutet, die Chan-
cen, die das bedeutet, die Risiken, die das bedeu-
tet! Dartiber miissen wir reden, und wir miissen ge-
meinsam zu einer Gesetzeslage kommen, zu einem
neuen Asylrecht, das dann auch konsequent ange-
wendet werden kann! Im Moment wendet niemand
wirklich konsequent unser Recht an. In dieser
Spannungsbreite zwischen Gewissensentschei-
dung, Ermessensspielraum, Rechtsbeugung und
Rechtsbruch kommt es womdoglich zu Straftaten,
und wenn es zu Straftaten kommt, sind die Strafta-
ter strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Die
Verantwortung aber fur diese Situation, die diese
Straftater zu ihren Straftaten mit veranlasst, tragt
die Politik. Diese Verantwortung tragen wir. — Vie-
len Dank!

(Beifall BIW)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tassis.

Abgeordneter Tassis (AfD): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kollegen des Hohen Hauses! Der
Kollege Schafer hat eben schon darauf hingewie-
sen, das Problem an sich ist wohl kaum der Bremer
Fall, das Problem des deutschen Aufenthaltsrechts
ist nicht, einmal eben irgendwie 1 000 Jesiden
durchgewunken zu haben, sodass sie hierbleiben
konnen, das Problem ist seit Jahren das systemi-
sche und gewollte Versagen des Rechtsstaats. Sys-
temisch und gewollt ist es, das sieht man. Der Kol-
lege Tschope hat auf diesen einen Dolmetscher
hier in Bremen hingewiesen, und es sind — das wis-
sen Sie doch alle! — tausende Dolmetscher in die-
sem Jahr vom Bundesamt entlassen worden. Tau-
sende! Das ist doch kein Einzelfall, dieser Bremer
Einzelfall, es ist doch grotesk, so zu argumentieren.

Ebenso merkwiirdig fand ich — der Kollege Timke
hat die statistischen Abweichungen der Bremer
AuBenstelle dargelegt —, dass tatsachlich so gut wie
samtliche Daten — soweit ich sie kenne, 100 Prozent
der Daten, es mag einige Balkendiagramme gege-
ben haben, die vielleicht im Bundesdurchschnitt
waren —, aber so gut wie alle Daten der Bremer Au-
Benstelle des Bundesamtes uber den Anerken-
nungsquoten des Bundes lagen. Dafir gibt es keine
innerstatistische formelle Entschuldigung, hier
lauft in der Bremer AuBienstelle noch einmal etwas
uber das systemische und gewollte Versagen des
Bundes hinaus besonders und hartnackig falsch.

Die Klagewelle, welche die Gerichte erreicht, weil
das Asylrecht in der Tat ungeordnet beziehungs-
weise von Frau Merkel neu gedeutet worden ist, ist
in der Tat kein spezielles Bremer Problem, aber es
ist eben systemisch angelegt, wenn man bis Gott
weill, wohin klagen kann. Wenn ein Asylbescheid
negativ ausgefallen ist, hat man sich darauf einzu-
richten, dass es so ist, und nicht die Probleme zu
leugnen, wie es hier zum Teil gemacht worden ist.

Der Kollege Fecker hat gesagt, es ware ein Baren-
dienst fur diese Menschen gewesen, den die Dame,
die betroffene Leiterin der AuBenstelle —

(Abgeordneter Fecker [Biindnis 90/Die Grinen]:
Der Vorname stimmt!)

ach so, der Kollege Tschope war es! — fur diese
1 500, 2 000 oder 2 200 Menschen geleistet hatte.
Das ist nattirlich voéllig richtig, und es ist eine Un-
verschamtheit dieser Leiterin, diese Opfer, die jetzt
wirklich zu Opfern des deutschen Asylchaos ge-
worden sind, so zu behandeln! Es ist aber doch in
einem Gesamtrahmen zu sehen, dass die deutsche
Asylpolitik ein Barendienst fiir dieses Land ist, und
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das haben Sie alle gemeinsam zu verantworten! —
Vielen Dank!

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Leonidakis.

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich glaube, diesen gequirlten Quatsch muss
man nicht kommentieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Bleiben wir einmal bei den bisher bekannt gewor-
denen mutmaBlichen Tatsachen! Die Asylantrage
von 1 200 bis 2 000 Personen sind zwischen 2013
und 2016 positiv in der Bremer BAMF-AuBenstelle
beschieden worden, obwohl Sie dem Vernehmen
nach nicht zustandig war. Die Staatsanwaltschaft
verlautbarte dazu, die Rechtsgrundlage dafir habe
nicht vorgelegen. Wenn jedoch die Berichte zutref-
fend sind, dass es sich vornehmlich um Jesidinnen
und Jesiden handelt, dann muss man unabhangig
davon feststellen: Fir Jesidinnen und Jesiden gibt
es in Deutschland extrem hohe Schutzquoten, und
das ist auch richtig so, denn sie gehoren zu den am
meisten verfolgten Minderheiten des Nahen Os-
tens.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Das kollektive Gedachtnis der Jesidinnen und Je-
siden ist nicht nur von einem Volkermord gepragt,
sondern die Geschichte ist von vielen Genoziden
durchzogen. Im August 2014 ermordet Daesch Tau-
sende jesidische Jungen und Manner in Schingal
und verschleppte rund 7 000 Madchen und Frauen.
Die von der UNO eingesetzte Ermittlungsgruppe
berichtete von Massengrabern und erkannte die
Graueltaten als Volkermord an. Gleichzeitig for-
derte sie in ihrem Bericht im August 2017 — das ist
also noch nicht so lange her! —, den Voélkermord
und die anhaltende Folter nicht zu vergessen, denn
nach wie vor befinden sich Tausende Madchen und
Frauen in der Gewalt der Dschihadisten. Sie wer-
den systematisch versklavt, vergewaltigt und ver-
kauft. Einigen ist die Flucht oder die Befreiung ge-
lungen. Sie beschreiben ein unvorstellbares Marty-
rium. Viele sagen, sie waren lieber gestorben, als
diese unmenschliche Folter weiter ertragen zu
missen.

Die UNO hat im letzten August klargemacht: Es ist
noch nicht vorbei! Von den Uberlebenden wurden
Hunderttausende in die Flucht getrieben, einige

mehrfach. Erst im letzten Monat wurden Angeho-
rige des jesidischen Glaubens, die in Afrin Schutz
gesucht hatten, erneut vertrieben. Angesichts der
Erlebnisse, die so traumatisch sind, wie sie sich,
glaube ich, niemand in diesem Raum auch nur vor-
stellen kann, werden viele von ihnen nie zuruck-
kehren konnen.

Herr Timke, das Asylrecht ist kein Gastrecht, das
muss man hier auch einmal ganz deutlich sagen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

In der Sache also, Jesidinnen und Jesiden Schutz
zu gewdhren, liegt kein Skandal. Im Gegenteil, es
war und ist geboten, derart verfolgten Minderhei-
ten wie den Jesidinnen und Jesiden eine schnelle
und unkomplizierte Aufnahme und Schutz zu ge-
wdahren! Wenn vor den Augen der Weltoffentlich-
keit tausendfach gemordet, versklavt und vertrie-
ben wird, wéare es aus unserer Sicht sogar ange-
messen, hierauf zum Beispiel mit einem Kontin-
gentaufnahmeprogramm zu reagieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Das hilft uns jetzt in der Bewertung dieser Sache
allerdings nicht weiter, und vor allem kann die un-
terlassene Einfiihrung einer solchen Regelung na-
tirlich nicht Rechtsbruch rechtfertigen, das moéchte
ich ganz klar sagen! Sollten die Anschuldigungen
zutreffend sein, dass die in Rede stehenden Ab-
laufe rechtsstaatlichen Anspriichen nicht gentigt
haben, dann wdare es nachvollziehbar, dass die Kor-
rektheit der Verfahren nachtraglich hergestellt
wird. Was dabei aber keinesfalls geschehen darf,
ist, dass die am starksten Betroffenen, namlich die
Schutzsuchenden selbst, um die es hier aus meiner
Sicht vor allem geht, am Ende diejenigen sind, auf
deren Ricken das Ganze ausgetragen wird. Sie
diirfen nicht fir die mutmaBlichen Fehler von an-
deren verantwortlich gemacht werden!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Sie haben das Recht, bald zu erfahren, wie es wei-
tergeht, denn natiirlich herrscht eine grofie Verun-
sicherung, insbesondere in der jesidischen Ge-
meinde. Wenn man sich vorstellt, dass die Betroffe-
nen aus einer existenziell unsicheren Situation
kommen, dann sollten ihnen weitere Unsicherhei-
ten erspart bleiben. Diejenigen, die schutzbedurf-
tig sind, miussen diesen Schutz auch weiter erhal-
ten, das steht fir mich auBer Frage.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)
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Man kann mit Fug und Recht davon ausgehen, dass
das fiur die Jesiden zutrifft. Auch die allgemeinen
Schutzquoten fur Menschen aus Syrien sind enorm
hoch. Die von uns jahrlich abgefragte erganzte
Asylstatistik ergibt zum Beispiel fur Syrien eine be-
reinigte Schutzquote von 99,9 Prozent.

Zusammengefasst ergibt sich doch folgendes Bild:
Die Vorwtrfe hinsichtlich der Vorgehensweise mo-
gen sich eventuell, vor allem, wenn sich jemand da-
ran bereichert hat, zur Skandalisierung eignen, die
Inhalte der Entscheidungen eher nicht, zumal man
auch nicht vergessen darf, iber welchen Zeitraum
wir hier sprechen. Laut Staatsanwaltschaft handelt
es sich um den Zeitraum 2013 bis 2016. In diesem
Zeitraum wurde die Karte in Syrien durch die Aus-
breitung des so genannten Daesch-Kalifats immer
schwarzer, und es reichte bis tief in den Irak hinein.
Dieser grausame Krieg war auch hier durch die vie-
len Schutzsuchenden, die ab 2014 und vor allem
2015 und 2016 ankamen — noch ankamen, muss
man ja sagen! —, bemerkbar.

Das BAMF war darauf tiberhaupt nicht vorbereitet
und versank zeitweise im kompletten Chaos. Ei-
nige Asylsuchende warteten Monate, um nur ihren
Asylantrag stellen zu konnen. Sie campierten vor
BAMF-AuBenstellen fiir eine Terminvergabe, und
die Verfahren selbst dauerten Monate, teilweise
uber ein Jahr. Es halfen Beschaftigte der Bunde-
sagentur fiir Arbeit, der Bundeswehr, vom Zoll, von
der Telekom und von der Post im BAMF aus. Akten
wurden je nach Kapazitat bundesweit zwischen
den BAMF-AuBenstellen hin- und hergeschoben.

Schatzungsweise einige tausend Passe gingen da-
bei verloren. Ein BAMF-Mitarbeiter berichtete in
einer ,Monitor”-Sendung uber Kisten von Passen,
die niemandem zugeordnet werden konnten. Die
Frage, ob mutmabBliche Rechtsbriiche in Bremen je-
mandem hatten auffallen koénnen, ist vor diesem
Hintergrund nicht so leicht zu beantworten, wie ei-
nige in diesem Haus es versucht haben. SchliefBlich
war es nichts Ungewohnliches, dass Akten damals,
ich sage einmal, nicht den Anspriichen einer Ver-
waltungshochschule gentigt haben. Ich habe sogar
einmal ein offizielles Schreiben gesehen, in dem,
nachdem eine Akte verloren gegangen war, die be-
treffende Behorde dem Betroffenen dann mitteilte,
die Akte sei ,auBer Kontrolle geraten”.

Das Verschieben von Akten ist auch heute nicht
ungewohnlich, im Gegenteil, die BAMF-Aulien-
stellen verteilen laufend Falle untereinander, je
nach Herkunftsland, nach Familienangehorigen,

Fluchtgrund, ortlicher Zustandigkeit oder auch Ka-
pazitdaten. Wie mir ein Anwalt sagte, iibernimmt
das Bremer BAMF hier und jetzt Entscheidungen
uber Asylgesuche von Menschen aus der Elfen-
beinkiiste, die in Niedersachsen leben. Auch heute
noch werden Félle aus dem Umland iibernommen,
trotz neuer Leitung. Sie ist zwar bisher aufgefallen,
aber nicht gerade durch laxe Handhabung von
Asylantrdagen.

Zu den Anerkennungsquoten mochte ich Folgen-
des sagen: Ich hatte mich gefreut, wenn unsere An-
frage auch vollstandig zitiert worden ware, denn es
trifft ja zu, dass Bremen bei einigen Herkunftslan-
dern den Bundesdurchschnitt tbertrifft. Es trifft
aber auch genauso zu, dass die Entscheidungen in
Bremen einige Herkunftslander betreffend den
Bundesdurchschnitt unterschreiten, und zwar trifft
dies zu bei den Herkunftslandern Tiurkei, wo der
Bundesdurchschnitt 33,6 Prozent Anerkennungs-
quote ist, in Bremen aber nur 16,9 Prozent, oder
Athiopien, wo der Bundesdurchschnitt 25 Prozent
Anerkennungsquote ist, in Bremen aber nur 12,5
Prozent. Ich hatte mich gefreut, wenn Sie ein voll-
standiges Bild gezeichnet und nicht die aus Ihrer
Sicht niitzlichen Zahlen herausgepickt héatten!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Zudem, Herr Zenner, muss ich mich schon wun-
dern, dass Sie es als negatives Bild bezeichnen,
wenn Bremen hohe Anerkennungsquoten fur
Fliichtlinge aus Afghanistan, dem Irak oder Eritrea
hat! Ich glaube, wenn Sie einmal die Situation in
den dortigen Landern betrachten, dann kommen
Sie ganz sicher zu dem Schluss, es sind unsichere
Léander, und dann sind diese Schutzquoten auch
berechtigt, Herr Kollege Zenner!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen —
Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Die Qualitdt des
Verfahrens hat er mit ,negativ” gemeint!)

Warum wird es denn zum Beispiel nicht negativ
ausgelegt, dass Bayern den Bundesdurchschnitt
um zehn Prozent unterschreitet? Da muss man doch
auch einmal Fragezeichen aufwerfen!

Ich méchte jetzt aber keine Diskussion tiber Statis-
tiken fihren, ich glaube, es geht um Schicksale und
um einzelne Menschen, das habe ich eingangs
deutlich gemacht. Ob der mutmaBliche Skandal
hier in Bremen auch ein faktischer Skandal ist, das
werden wir bewerten kénnen, wenn die Staatsan-
waltschaft und die Gerichte ihre Arbeit beendet ha-
ben, und nicht vorher, Kolleginnen und Kollegen!



4912

Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 61. Sitzung am 25.04.2018

(Beifall DIE LINKE)

Mein Ziel sind keine vorschnellen Schuldzuwei-
sungen. Die Ermittlungsbehoérden sollen ihre Ar-
beit machen. Das tun sie auch. Unser Ziel ist eine
schnellstmogliche Sicherheit fur die Betroffenen.
Ich glaube, sie haben es notig. — Danke schon!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Maurer.

Senator Maurer*): Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich ware heute gern in
Berlin und hatte dem Innenausschuss des Bundes-
tags gefolgt, denn im Gegensatz zu vielen von
Ihnen habe ich keine Antworten, aber umso mehr
Fragen, und diese Fragen beschaftigen uns seit ge-
raumer Zeit. Ich versuche, riickblickend die Chro-
nologie der Ereignisse darzustellen.

Dieses Thema habe ich zum ersten Mal im Marz
2017 etwas intensiver angeschaut. Der Hinter-
grund war - ich glaube, wir haben auch in der Bir-
gerschaft daruber diskutiert — die Untersuchung
der Universitat Konstanz mit dem Titel ,Dezentra-
ler Asylbetrug diskriminiert — Anerkennungsquo-
ten von Flichtlingen im bundesdeutschen Ver-
gleich 2010 bis 2015". Das war im Marz, und das
Bundesamt fir Migration und Flichtlinge hat da-
rauf bereits am 27. Marz massiv reagiert. Eine Pres-
seerklarung, die im Internet nachzulesen ist, weist
diese Kritik massiv zuriick, und der Leitsatz lautet,
ich darf zitieren: ,Jeder in Deutschland Schutzsu-
chende hat, egal an welchem Standort sein Asyl-
verfahren entschieden wird, die gleiche Chance
auf asylrechtliche Anerkennung. Dies ist unabhan-
gig von der gesellschaftlichen oder politischen Si-
tuation in den einzelnen Bundeslandern.” So der
Bund am 27. Marz 2017!

Ich habe mir damals die Zahlen angeschaut, weil
mich das auch interessiert hat. Um jeder Legenden-
bildung vorzugreifen, wenn man sich die Seite 28
dieser Abhandlung anschaut, so findet man ausge-
wahlte Anerkennungsquoten fur Syrien, den Irak
und Afghanistan in allen Bundeslandern. Ich zitiere
einmal daraus, Bremen hat fiir Syrien eine Aner-
kennungsquote von 90,3 — Oh Gott! —, Mecklen-
burg-Vorpommern 90,6, Sachsen, CDU, 91,3 und
Brandenburg 90,7. Ich sage einmal, das ist nicht be-
sonders auffallig, und das Gleiche sieht man dann,
wenn man sich die Quote fiir den Irak anschaut,
Bremen 67,9, Hamburg 74,4, Niedersachsen 75,5,
Nordrhein-Westfalen 72. Diese Untersuchung zeigt

also, es gibt erhebliche Unterschiede, aber dass
Bremen vollig aus dem Rahmen fallt, vermag ich
den Zahlen nicht zu entnehmen. So die Lage im
Marz 2017.

Vollig anders stellt sich die Situation dann im Ok-
tober 2017 vor dem Hintergrund dieser dankens-
werten Anfrage der LINKEN dar, Bundestags-
drucksache 18/13436, das war am 9. Oktober 2017.
Das Besondere ist, die Antwort der Bundesregie-
rung untersucht die Asylentscheidungen im ersten
Halbjahr 2017, horen Sie genau zu, in welchem
Jahr wir sind, erstes Halbjahr 2017! Ich verkiirze
jetzt, die Prozentzahlen lasse ich weg, es ist auffal-
lig, wenn man die Quoten anschaut, Syrien bun-
desweit 32 Prozent, Bremen 52. Es geht weiter, Af-
ghanistan 15 Prozent, Bremen 31. Noch auffalliger:
Irak 35, Bremen 85 Prozent! Zuletzt: Iran 47 zu 75
Prozent! Das kann man nicht tibersehen, und diese
Zahlen liegen dem Bundesamt, wie gesagt, Monat
flir Monat vor.

Ich hatte mich eigentlich darauf vorbereitet, all das
zu zitieren, was die Bundesregierung als Erklarung
dafiir iber zwei Seiten angeboten hat, denn DIE
LINKE fragt nattirlich auch, wie das zu erklaren ist.
Es ist auffallig, und die Bundesregierung erklart
lang und breit, was der Kollege Tschope bereits
vorgetragen hat, ich werde es hier nicht wiederho-
len: Es gebe keinerlei Veranlassung, dies zu kriti-
sieren, es gebe 1 000 Griinde, warum das verninf-
tig, richtig und gut sei und der geltenden Rechts-
lage entspreche, die Mitarbeiter seien alle ge-
schult, die Qualitdt wiirde ganz hoch eingeschatzt
und so weiter. So die Bundesregierung im Oktober
2017!

Dann haben wir uns in der Innendeputation mit
diesem Thema befasst, auch das ist richtig. Sie wis-
sen nattirlich, dass wir uns um das Thema gar nicht
gekimmert haben, das behaupten Sie, die Wahr-
heit ist aber eine ganz andere! Natiirlich haben wir
diese Beratung zum Anlass genommen, den Bund
zu befragen. Noch am 30. Oktober haben wir ge-
schrieben: ,Sehr geehrte Damen und Herren, auf-
grund der jingsten Presseberichte zu unterschied-
lichen Anerkennungsquoten in einzelnen Bundes-
landern bittet die CDU-Fraktion in Bremen um ei-
nen Bericht zu dem Umstand, dass in Bremen die
Anerkennungsquote in Asylverfahren bundesweit
am hochsten sei. Welche Griinde gibt es daftr?
Welche Rolle spielt, dass hier Anhérung und Ent-
scheidung in einer Hand liegen?”

Wir bekommen auch prompt Antwort, und zwar am
2. November, auch dieses Datum sollte man sich
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merken, 2. November 2017! ,Vielen Dank fir Ihre
Anfrage! Leider muss ich Sie in diesem Zusammen-
hang auf die Ihnen bereits vorliegende Antwort auf
die Kleine Anfrage 18/13436 verweisen. Dieser ist
vonseiten des Bundesamtes nichts hinzuzuftuigen.”
So der Bund am 2. November in der Antwort an den
Senator fiur Inneres! Herr Hinners, das sollten Sie
vielleicht einmal zur Kenntnis nehmen!

Das Besondere, was ich auch erst seit wenigen Wo-
chen weib, ist, dass am 16. November des letzten
Jahres, also wenige Tage, nachdem uns dieses
Schreiben erreicht hat, das Bundesamt eine An-
zeige bei der Staatsanwaltschaft in Bremen erstat-
tet hat. Die Ermittlungen sind dann aufgenommen
worden, die Akten des Bundesamtes sind herange-
zogen worden, und erstaunlicherweise wissen wir,
dass die Innenrevision gegen die Leiterin bereits
aufgrund von besonderen Vorkommnissen im Jahr
2016 ein Disziplinarverfahren eingeleitet hat. Die
Leiterin ist offensichtlich seit Mitte 2016 nicht mehr
im Amt.

Wir haben davon nichts erfahren! Uns wurde eine
Legende berichtet. Wir hatten einen Termin anbe-
raumt, was wir in regelmafBigen Abstanden ma-
chen, und er wurde mit der Begriindung abgesagt,
dass die Leiterin ein neues Projekt in Hamburg
Ubernommen habe.

Die Zahlen, die ich eben zitiert habe, betrafen das
erste Halbjahr 2017. Da frage ich mich: Wie ist es
moglich, dass eine Leiterin abgeldst wird und das
Amt weiterhin solche Zahlen hat? Die Zahlen stei-
gen, und ich frage mich: Wie ist es moglich, dass
eine neue Leitung offensichtlich erst Ende 2017
eingefuhrt wird? All das wissen wir jetzt nur mittel-
bar aus den Ermittlungsakten der ZAKS, all dies ist
mit uns nie kommuniziert worden.

Wir haben nie erfahren, was intern beim BAMF
lauft, und ich sage bei aller Zurtickhaltung: Das,
was man im Deutschen Bundestag berichtet hat,
kann nicht wahr sein! Wenn man interne Ermittlun-
gen fuhrt, wenn man eine Leitung ablost, dann
kann es nicht wahr sein, dass man im Bundestag
erklart, daran sei tiiberhaupt nichts, alles sei quali-
tativ gepruft! Irgendjemand hat hier massiv die Un-
wahrheit gesagt. Ich schatze meinen Kollegen de
Maiziere sehr, und ich glaube, er hat bestimmt das
berichtet, was ihm das Bundesamt aufgeschrieben
hat. Ob dieses Bundesamt tiberhaupt weil}, was in
den einzelnen Landern lauft, daran habe ich meine
Zweifel. Wir hatten jedenfalls zunachst einmal kei-
nerlei Veranlassung, an dem zu zweifeln, was uns
der Bund geliefert hat.

Dass Verfahren aus Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen hier bearbeitet worden sind, weil3 ich
auch erst aus jungster Vergangenheit, das hat sich
vollig unserer Einflussnahme entzogen. Wir hatten
auch keine Falle, in denen Entscheidungen korri-
giert worden sind. Ich glaube auch nicht daran,
dass diese Praxis moglicherweise vollig ungewohn-
lich gewesen ist, denn es gehoren ja immer zwei
dazu. Wenn eine Behorde als ortlich zustandige Be-
horde in Niedersachsen zustandig ist, dann verliert
sie diese Akten doch normalerweise nicht, sondern
wenn sie sie abgibt, geschieht dies im Einverneh-
men mit einer aufnehmenden Behorde.

Es hangt auch damit zusammen, dass viele Ent-
scheidungen, die uns in Bremen betreffen, gar
nicht in Bremen getroffen werden, sondern es gibt
zentrale Einrichtungen des BAMF, die dies bear-
beiten. Das heil}t, in diesem Bereich ist es fiir uns
vollig dunkel. Wir bekommen nicht die Akten, auch
das muss man dazu sagen. Am Ende schlie3t das
BAMF Verfahren ab, es erfolgt im Regelfall die An-
erkennung, wir sehen aber nicht, was im Vorfeld
uberhaupt ermittelt worden ist. Wir kennen die Ak-
ten nicht, und insofern ist die Verantwortung fir
mich vo6llig klar: Der Bund muss sich darum kim-
mern, und meine Hoffnung ist auch, dass jetzt in
der Tat einmal etwas genauer hingeschaut wird,
denn so kann es nicht laufen!

Ich finde auch die Kommunikation des Bundes mit
uns ist einfach unterirdisch. Es kann nicht sein,
dass wir da eine Legende erfahren, dass jemand
umgesetzt worden sei, und in Wirklichkeit hat man
ein massives Problem, was im Ergebnis zur Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens fuhrt, es ist ein
Disziplinarverfahren eingeleitet worden. Von all
dem erfahren wir nichts, und im Bundestag wird er-
klart, es sei alles bestens, diese hohen Quoten seien
vollig normal, dariiber sollten wir uns keine Gedan-
ken machen!

Ich glaube, der Bund hat hier ein méachtiges Prob-
lem. Wir werden uns an dieser Aufarbeitung betei-
ligen, aber die Erklarung dieses Problems erfolgt
nicht in Bremen, sondern da werden sich das
BAMF und das BMI fragen lassen miissen, was sie
dem Deutschen Bundestag dazu erklart haben und
wie so etwas moglich ist. — Danke sehr!

(Beifall SPD)
Prisident Weber: Sie haben schon eine Kurzinter-

vention hinter sich, Herr Kollege Zenner! Ich muss
gerade einmal schauen, ich meine, Sie haben ihre
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Redezeit schon um eine Minute tliberschritten, Sie
haben 16 Minuten geredet.

(Unruhe)
Darf er? — Dann diirfen Sie!
(Heiterkeit)

Wir sind in der Geschaftsordnung grofizugig, Herr
Zenner, stelle ich gerade fest. — Bitte!

Abgeordneter Zenner (FDP): Ich habe eine Frage
an Herrn Senator Maurer. Sie haben heute fiir mich
zum ersten Mal dariiber Auskunft gegeben, dass
Sie die Debatte in der Deputation zum Anlass ge-
nommen haben, noch einmal nachzuhaken, und
Sie haben dann diese lapidare Antwort bekommen.
Mir ist nicht bekannt, dass Sie uns bisher tiber die-
sen Brief und die Antwort berichtet haben.

Das Zweite ist: Es kommt doch aus ihren Ausfih-
rungen, die Sie gerade gemacht haben, gerade
zum Ausdruck, dass es berechtigt gewesen ist,
diese Aktuelle Stunde einzuberufen, denn Sie
selbst sagen, die Beantwortung dessen, was Sie be-
kommen haben, habe mit den Geschehnissen, die
Ihnen jetzt weiter bekannt geworden seien, nicht
viel zu tun gehabt, und Sie gehen sogar davon aus,
dass nicht wahrheitsgemall berichtet worden ist.
Dieses Misstrauen haben wir mit unserer Anfrage
eigentlich in die Debatte einfiihren wollen und um
weitere Aufklarung gebeten.

(Unruhe)

Sie haben auch gesagt, dass Sie sich als Innensena-
tor eines Bundeslandes dafir mitverantwortlich se-
hen, dass wir gemeinsam versuchen mussen, die
Asylpolitik und die Auswirkungen auf die Kommu-
nen in den Griff zu bekommen.

(Glocke)

Dass es nattrlich rein von der Behérdenorganisa-
tion fiir den Senator nicht moglich ist, hier einzu-
greifen, das versteht sich von selbst. — Danke

schon!

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Konsensliste

Mitteilung des Prasidenten der Bremischen
Biirgerschaft

vom 24. April 2018

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
der Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Jedes Kind muss schwimmen lernen!

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1632)

Wir verbinden hiermit:

Fiir mehr sichere Schwimmerinnen und Schwim-
mer im Land Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis
90/Die Griinen

vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1647)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr.
Bogedan.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Libke.

Abgeordneter Liibke (CDU)’): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir dis-
kutieren heute tiber ein Thema, von dem wir,
glaube ich, interfraktionell feststellen konnen, dass
es immer weniger Kinder gibt, die schwimmen
konnen. Die Zahlen sind alarmierend. Eine im Auf-
trag der DLRG durchgefiihrte reprasentative Studie
kam zu dem Schluss, dass 59 Prozent der Zehnjah-
rigen Uber keine oder nicht ausreichende
Schwimmfahigkeiten verfigen. Auch Daten aus
Bremen und Bremerhaven belegen diesen Trend.


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1632
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1647
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Meinen Damen und Herren, aus Sicht der CDU-
Fraktion gibt es drei Kernursachen dafir, dass im-
mer weniger Kinder schwimmen konnen. Erstens:
Die Einstellung von Eltern, dass Schwimmen nicht
nur eine Sportart ist, sondern vielmehr eine Grund-
fertigkeit wie Lesen, Rechnen, oder Fahrrad fahren
darstellt, hat sich nach unserer Wahrnehmung lei-
der sehr stark zum Negativen verandert. Schwim-
men ist im Prinzip wie Fahrrad fahren, wenn es ein-
mal beigebracht worden ist, verlernt man es in der
Regel nicht mehr. Ehrlicherweise haben wir als Po-
litik — und ich glaube, auch da gibt es keinen Dis-
sens — auf diese Ursache kaum Einfluss. Wir kon-
nen an dieser Stelle nur an die Eltern appellieren,
wie wichtig das Schwimmen ist, und das sollten wir
hier auch gemeinsam in aller Deutlichkeit tun,
finde ich.

(Beifall CDU)

Wir, die CDU-Fraktion, finden, jedes Kind hat ein
Anrecht darauf, schwimmen zu konnen oder zu ler-
nen.

Es gibt noch zwei weitere Punkte, auf die wir Ein-
fluss haben und bei denen wir diesen Einfluss auch
nutzen sollten. Wir, die CDU-Fraktion, sind davon
uUberzeugt, dass der Schwimmunterricht in der
Schule und vor allem in der Primarstufe verbessert
werden kann. Wir miissen letztendlich dahin kom-
men, dass die Schwimmausbildung nicht in der
dritten Klasse im Curriculum festgeschrieben wird,
sondern schon in der ersten und zweiten Klasse,
auch um spater eventuelle Defizite abbauen zu
koénnen.

Der organisierte Sport und ich sind aber durchaus
davon uberzeugt, dass es richtig und wichtig ist, ei-
nen weiteren Schritt zu gehen. Abgestufte Formen
der fruhkindlichen Wassergewohnung sollten fes-
ter Bestandteil in den Kitas werden, und zwar mit
dem Ziel, schon moglichst fruhzeitig die Grundla-
gen fur das darauf aufbauende Erlernen des ei-
gentlichen Schwimmens zu schaffen. Es geht also
um die Wassergewohnung, denn es gibt tatsachlich
Kinder — mir sind auch personlich mehrere Falle be-
kannt —, die vor Eintritt in die Primarstufe noch nie
ein Schwimmbad von innen gesehen haben. Es ist
im Ubrigen auch eine Empfehlung samtlicher Ex-
perten des organisierten Sports, von der DLRG bis
in die Wissenschaft: Wassergewohnung bezie-
hungsweise Schwimmunterricht soll so frih wie
moglich gestartet werden.

Ein weiterer Punkt, der zu verbessern ist, ist das
Ziel der Schwimmausbildung. Ich kann aus eigener

Erfahrung berichten, die Erlangung des
Schwimmabzeichens ,Seepferdchen” hatim enge-
ren Sinne nichts damit zu tun, schwimmen zu kon-
nen. Ich glaube, sich tiber Wasser zu halten, trifft es
eher, und das reicht nicht, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall CDU)

Wir, die CDU-Fraktion, haben eine ganz klare For-
derung, wir finden, die Erlangung des Jugend-
schwimmabzeichens ,Bronze" muss als Ziel an
Grundschulen als verbindliche Definition aufge-
nommen werden.

(Beifall CDU)

Wenn man sich Ziele setzt, ist nattirlich wichtig,
dass Sie auch eingehalten werden, und darum sind
wir dafur, dass fur die Erreichung des Ziels standig
mittels einer anonymisierten Datenerfassung kon-
trolliert wird.

Meine Damen und Herren, die dritte Mdoglichkeit
fir Kinder, schwimmen zu lernen, sind die Sport-
vereine und die DLRG. Ich glaube, die DLRG sowie
die Schwimmvereine sind ein ganz wesentlicher
Grundpfeiler dafiir, dass Kinder und Jugendliche
schwimmen lernen. Es ist dem Engagement hun-
derter Ehrenamtlicher zu verdanken, dass so viele
Kinder schwimmen lernen, und deshalb mochte ich
mich an dieser Stelle bei allen Ehrenamtlichen, die
am Beckenrand stehen, ganz herzlich fiir die Arbeit
bedanken!

(Beifall CDU)

Der Bedarf fir Schwimmkurse ist riesig. Samtliche
Vereine haben lange Wartelisten, und dabei habe
ich den Bedarf fiir die vielen Fliichtlingskinder, von
denen geschatzt circa drei viertel nicht schwimmen
koénnen, noch gar nicht mit eingerechnet. Daher er-
wartet die CDU-Fraktion vom Senat, dass es fiir die
Vereine und auch fir die Schulen keine Ver-
schlechterung der Infrastruktur gibt, dass es keine
Verringerung der Wasserflachen und -zeiten gibt,
sondern wir erwarten das Gegenteil!

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns alle im
Sinne des Antrags mit den einzelnen Mafinahmen,
die im Ubrigen auch im Kern vom organisierten
Sport gefordert werden, ein bisschen mehr tun, da-
mit die Kinder SpaBl im Wasser haben, sich dort si-
cher bewegen und im Zweifel auch selbst das Le-
ben retten konnen!
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Ein Wort noch zu dem gestern eingebrachten An-
trag von Rot-Grun: Er geht zwar in die richtige
Richtung, der Antrag von uns und der FDP ist aber
viel konkreter und zielfithrender. Deshalb werden
wir den Antrag von Rot-Grun ablehnen. — Herzli-
chen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
die Abgeordnete Kohlrausch.

Abgeordnete Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ebenso wie lesen, schreiben und rechnen
gehort schwimmen zu den Grundfertigkeiten, und
offenbar sind sich hier alle einig, dass in Bremen
dringender Handlungsbedarf besteht. Alle sehen
die Notwendigkeit eines Konzepts zur Optimie-
rung der Schwimmausbildung im Lande Bremen.

Es ist viel zu spat, wenn viele Kinder erst durch den
Unterricht in der Grundschule mit dem Element
Wasser vertraut werden. Die Wassergewohnung
gehort in den Rahmen der frihkindlichen Bildung.

(Beifall FDP - Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]J:
Wasser ist kein Element!)

Der zurzeit in Bremen praktizierte Schwimmunter-
richt in der Jahrgangsstufe drei reicht nicht aus, um
die vorhandenen Defizite aufzufangen.

In dem gestern vorgelegten Antrag greift die Koa-
lition die Forderungen der CDU und der FDP aulf.
Einig sind die vier Fraktionen bei Bestrebungen zur
Fortbildung von Schwimmlehrkraften, beim Aus-
weis der Schwimmfahigkeit nach Stufe vier, beim
starkeren Ausbau von Schulen und Schwimmver-
einen. Vor allem zum letzten Punkt auBert sich die
gemeinsame Erkldarung des Bremer Schwimmgip-
fels und stellt ein MaBnahmenbtindel zur Verbes-
serung der Schwimmfdhigkeit dar.

Wir hatten uns gewtinscht, und wir winschen uns,
dass der von der CDU und von der FDP einge-
brachte Antrag, der weiter geht als der Antrag der
Koalition, breite Zustimmung findet.

(Beifall FDP, CDU)

Der Antrag der Koalition ist ein kleiner Schritt in
die richtige Richtung, es bleiben aber viele Fragen
offen. Wie soll das Netzwerk Schwimmausbildung
fur das Land Bremen konkret aussehen? Wie sollen
die genannten Ziele erreicht werden, und ab wann

sollen die neuen MaBnahmen greifen? Vor allem:
Wie soll die Bereitstellung von Wasserflachen bei
dem jetzigen Baderkonzept klappen?

Wir Freien Demokraten fordern konkrete Aussagen
und Handlungen! Der Antrag der Koalition ist un-
befriedigend. Unser Antrag geht viel weiter.

(Beifall FDP, CDU)

Sieben Unterpunkte finden sich nicht im Antrag,
und diese sind wichtig fir die Erreichung der ge-
wunschten Ziele, der Kollege Herr Libke hat dazu
im Einzelnen Stellung genommen. Wir sehen Poli-
tik und Bildungsinstitutionen in der Verantwortung
und nicht nur die Eltern. Inhaltlich sind wir uns of-
fensichtlich einig. Aus diesem Grund hoffe ich auf
breite Zustimmung fiir den Antrag der CDU und
der FDP.

(Beifall FDP)

Trotzdem werden wir dem Antrag der Koalition
auch zustimmen, obwohl er fiir uns unbefriedigend
ist. Es ist wenigstens ein Schritt in die richtige Rich-
tung, und man sollte einen ersten Schritt machen.
Es darf aber nicht nur ein erster Schritt sein.

(Beifall FDP - Abgeordnete Grotheer [SPD]: Ohne
einen ersten Schritt folgt auch kein weiterer, Frau
Kohlrausch! Aber der erste Schritt muss erst einmal
gegangen werden!)

Ja, aber ein erster Schritt sollte auch nur ein erster
Schritt vor weiteren Schritten sein! Wir héatten lie-
ber die Taube auf dem Dach als nur den Spatz in
der Hand, und ich hoffe, dass wir eines Tages die
Taube bekommen. - Danke!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als ndchste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Rosenkdotter.

Abgeordnete Rosenkoétter (SPD): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Alle Menschen,
kleine Menschen wie grofe Menschen, miissen
schwimmen koénnen. Zu viele Menschen - Kinder,
Heranwachsende und Erwachsene - konnen nicht
schwimmen. Die Konsequenz daraus: Die Aufgabe
muss intensiv und intensiver angegangen werden.

Die erste Aufgabe ist die grundsatzliche Verbesse-
rung der Schwimmfdhigkeit unserer Kinder. Wir
missen feststellen, dass schwimmen zu lernen
noch vor einigen Jahren ganz selbstverstandlich
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eine Aufgabe war, die in den Familien wahrgenom-
men wurde. Zumindest der Besuch von Freibadern
oder Badeseen und die Wassergewohnung gehor-
ten zum sommerlichen familidaren Freizeitvergni-
gen. Das ist aus ganz unterschiedlichen Grinden
heute anders. Darauf muss reagiert werden.

Der Senat hat das mit der Einberufung eines soge-
nannten Schwimmgipfels im Sommer 2017 auch
getan. Die zustandigen Ressorts Sport, Bildung und
Gesundheit, die Badergesellschaften, der Magist-
rat Bremerhaven sowie die Vereine und Verbande
im Schwimmbereich, die DLRG und auch der Lan-
dessportbund haben ein. Interesse daran, dass
schwimmen und schwimmen lernen weiterentwi-
ckelt werden, und sie haben das in einer gemein-
samen Erkldrung deutlich gemacht sowie Uberle-
gungen fur konkrete MaBinahmen erarbeitet. Dass
die Verbande sich hier auch bisher schon und wei-
terhin stark und intensiv engagieren, verdient An-
erkennung und Dank!

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun zu den ein-
zelnen Antragen! Das Thema ist uns, der SPD-
Fraktion, zu wichtig, als dass wir den Antrag der
CDU und FDP einfach nur ablehnen. Es gibt
Punkte, deren Zielrichtung gut ist.

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Dann stim-
men Sie doch einfach einmal zu! Das ist doch die
Alternative, oder?)

Ich werde gleich noch darauf kommen!

Gleichwohl sind dort Punkte aufgefiihrt, die wir
sehr kritisch sehen oder schlicht fur unrealistisch
halten. Wir hatten uns sicherlich gewtinscht, dass
Sie, die CDU, in der Debatte iiber Baderkonzepte,
auch Finanzierungen und Ressourcen dafiir deut-
lich machen. Das ware mein Interesse.

Wenn hier von der Kollegin von der FDP gesagt
wird, zurzeit fehlten die Ressourcen: Ja, und des-
wegen ist es, glaube ich, an einigen Stellen auch
unrealistisch, wie Sie Ihre Forderungen zum jetzi-
gen Zeitpunkt stellen!

(Beifall SPD -Zuruf Abgeordneter Strohmann
[CDU] -Abgeordnete Grotheer [SPD]: Nun héren
Sie doch erst einmal zu! Sie erklart es doch gerade!
-Abgeordneter Strohmann [CDU]: Sie hat ja auch
keine Alternativen! -Unruhe)

Prasident Weber: Frau Kollegin Rosenkotter, Sie
haben das Wort!

Abgeordnete Rosenkotter (SPD): Herr Strohmann,
wenn ich einmal diesen Gedanken zu Ende fithren
konnte, der Thnen vielleicht deutlich macht, dass
einer der Punkte, die Sie dort aufgefuhrt haben,
nicht zum Erfolg fihren kann! Sie schreiben dort,
es solle fiir Kinder unter sechs Jahren freien Eintritt
geben. Ich glaube, das ist durchaus etwas, das auch
realistisch umzusetzen ist, nur, was hilft es? Diese
Kinder werden nicht allein und ohne ihre Eltern in
die Bader gehen konnen. Das heiit, damit haben
Sie tiberhaupt nichts erreicht, und damit haben Sie
genau die Familien ausgeschlossen, die wir auch
ganz besonders im Blick haben. Das ist eine Auf-
gabe, der wir uns stellen wollen,

(Beifall SPD -Abgeordneter Strohmann [CDU]: Das
ist Schwachsinn!)

dass alle Kinder schwimmen lernen, und nein, das
ist kein Schwachsinn, das ist die Realitat.

(Zuruf Abgeordneter Strohmann [CDU])
Prasident Weber: Herr Kollege Strohmann!

Abgeordnete Rosenkotter (SPD): Genau an den
Punkten soll es ansetzen, dass Kurse und Angebote
aubBerhalb der Schule erweitert werden, um Kinder
und Eltern friher einzubeziehen. Das Thema Was-
sergewohnung soll moglichst vor dem Schul-
schwimmunterricht stattfinden, um so Zeit und
Raum fiir das sichere Schwimmen zu schaffen.

Es wird interessant sein, wie sich die Erfahrungen
in Bremerhaven darstellen. Dort wird zurzeit ver-
sucht, im Rahmen von kompaktem Blockunterricht
schwimmen zu lehren. Fachleute halten ibrigens
das Vorziehen, wie es auch eine Ihrer Forderungen
ist, von Schwimmen auf die erste Klasse der Grund-
schule fiir nicht sach- und fachgerecht. Allerdings
kann man tberlegen, ob eine Verlegung in das
zweite Halbjahr der zweiten Klasse und das erste
Halbjahr der dritten Klasse erfolgt, um dann Zeit
fir diejenigen zu haben, die es noch nicht kénnen,
und das zweite Halbjahr des dritten Jahrgangs zu
nutzen.

Unser besonderes Augenmerk liegt ganz zweifellos
bei den Kindern. Gleichwohl, dass mittlerweile zu
viele Erwachsene, aus welchen Griinden auch im-
mer, nicht schwimmen koénnen, stellt absolut ein
Problem dar. Oft kommen leider bei Heranwach-
senden und Erwachsenen zu mangelnder
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Schwimmfdahigkeit auch noch Wagemut, Ubermut,
Alkohol oder Uberschédtzung hinzu. Deshalb ist es
gut, dass Schwimmvereine und der LSB im Er-
wachsenenbereich besonders aktiv sind.

Ich komme zum Schluss! Diese Aktivitaten miissen
auch weiter unterstiitzt werden.

Wir erwarten von den zustandigen Ressorts bis
Ende September ein Konzept. Bei der Erstellung
miussen die Unterzeichner der Erklarung von Be-
ginn an mit einbezogen werden. Ich werbe um Zu-
stimmung zu unserem Antrag, weil er deutlich
macht, dass wir hier an allen Interesse haben, an
Kindern, Heranwachsenden, Erwachsenen und al-
len, die bisher nicht schwimmen konnen! - Vielen
Dank!

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Ganz schon
am Schwimmen, nicht?)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Mustafa Oztiirk.

Abgeordneter Mustafa Oztiirk (Biindnis 90/Die
Griinen)’): Sehr geehrter Herr Prédsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich habe gerade auf dem
Weg hierher den Zwischenruf gehort. ,Ganz schon
am Schwimmen!” Nein, in der Tat nicht, Herr Kol-
lege, wir sind uns hier im Haus alle einig, wie wich-
tig das Erlernen des Schwimmens ist, von klein auf
bis ganz gro3. Wir kennen alle die Zahlen von un-
sicheren Schwimmern, von Nichtschwimmern, von
Menschen, die nicht in einem Badesee schwimmen
konnen, von Menschen, die keine 50-Meter-Bahn
mehrfach schaffen, all diese Probleme sind be-
kannt, im Kleinkindbereich ganz besonders der Zu-
gang und die Wassergewohnung.

Meine Kollegin Frau Rosenkotter hat es eben schon
einmal erwdhnt, einige Punkte in IThrem Antrag
sind nicht falsch, das haben wir auch nie behaup-
tet. Der Weg zum Ziel ist doch am Ende des Tages
entscheidend. Sie haben gewisse Punkte in Ihrem
Antrag, die wir nicht mittragen konnen. Wir versu-
chen uns darauf zu fokussieren — und ich mochte
noch einmal einen Appell richten, vor allem an die
sportpolitischen Sprecherinnen und Sprecher der
einzelnen Fraktionen —, dass wir gemeinsam an ei-
nem Strang ziehen.

Wir haben gerade ein Novum in der Landesregie-
rung, dass drei Senatorinnen, die Senatorin fir So-
ziales und Sport, die Senatorin fir Kinder und Bil-
dung und die Senatorin fiir Gesundheit, mit allen

relevanten Akteurinnen und Akteuren eine ge-
meinsame Erklarung fur diesen Bereich vorgelegt
haben, mit der ein MaBnahmenbiindel als erster
Aufschlag vorgelegt worden ist. Das gilt es zu un-
terstiitzen, das begruflen wir einerseits.

Andererseits stehen das erste Mal ganz konkrete
Forderungen darin, aber auch ein Eingestandnis,
dass man in dem Bereich Defizite hat. Um die Bil-
dungssenatorin zu zitieren, ihr ist bewusst — und
das sagt sie in der Erklarung ganz deutlich —, dass
es nicht mehr fruchtet, wenn man Kindern ab der
dritten Jahrgangsstufe schwimmen beibringt, und
es viel fruher anfangen muss. Es steht zwar nicht in
unserem Antrag, aber wir Griine kénnen uns vor-
stellen, dass KiTa Bremen und auch die evangeli-
sche Kirche vielleicht einmal ein padagogisches
Konzept zum Erlernen des Schwimmens auflegen
konnten. All diese MaBnahmen werden uberlegt,
das ist das eine.

Herr Kollege Strohmann, weil sie immer wieder da-
zwischengerufen haben, als meine Kollegin Frau
Rosenkotter gesprochen hat: Jetzt muss man doch
an die Ernsthaftigkeit appellieren. Es gibt dieses
Paradebeispiel, Sie fordern kostenloses Schwim-
men fir Kinder. Wir Griine finden auch, das ist rich-
tig, und mit Sicherheit werden wir auch bei der
SPD ganz viele finden, die das nicht anders sehen,
aber diese Kinder, diese ganz kleinen Knirpse, wer-
den nicht allein ins Schwimmbad gehen, ins Was-
ser springen unter Anleitung der engagierten Ba-
demeister oder der Schwimmsportvereine. Die El-
tern mussen dabei sein, das begrifBlen wir.

Jetzt stellt sich die Frage, wie wir das schaffen, und
das steht konkret in unserem Antrag: Sozial gestaf-
felt eine Berechnung herzuleiten, wie man das or-
ganisieren kann, damit es fruchtet, aber so, wie Sie
hier vorangehen und einfach plakativ fordern, dass
kommt zwar toll bei den Menschen drauBen an,
alle jubeln, aber Sie alle wissen, wie schwierig das
in der Tat umzusetzen ist!

Ich mochte gern dafiir pladieren, niichtern auf die
Fakten zu schauen und zu sagen: Bekommen wir
alle gemeinsam in diesem Hause hin, einen Weg zu
beschreiten, auf dem wir mit Blick in die Zukunft
vielleicht schon in fiinf oder sechs Jahren nicht
mehr von diesem Titel , Alle Bremerinnen und Bre-
mer sollen schwimmen kénnen” sprechen miissen,
sondern der Charakter dieses Titels sich verdndert
und erledigt hat. Das wiirden wir, die Griinen, uns
winschen, und deswegen stehen wir hier mit un-
serem Anderungsantrag zusammen mit der SPD.
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Wir werden Ihre Antrage ablehnen und appellieren
entsprechend, unserem Antrag zu folgen, sodass
wir die Gelegenheit nutzen, gemeinsam in der
Sportdeputation und auch in den beiden anderen
Deputationen, die in unserem Antrag stehen, am
Ball zu bleiben, weil wir eigentlich das gemein-
same Ziel verfolgen. Wir haben keine grofien Dif-
ferenzen, und deswegen ware es auch angebracht,
an der einen oder anderen Stelle nicht populistisch
in den Vordergrund zu treten. Das ist nicht im
Sinne der Kinder und der Familien, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

Eine Korrektur sei angemerkt: Der Berichtswunsch
soll nicht im Dezember erfiillt werden, sondern im
September. So steht es auch in unserem Antrag,
das war ein kleiner Versprecher. Jeder, der lesen
kann, hat es aber hoffentlich auch im Antrag gese-
hen.

Wir erhoffen uns vor allem von der Beteiligung der
Akteure, die auch diesen Schwimmgipfel begleitet
haben, etwas. Sie sind die Menschen, die die Ex-
pertise haben, auf die wir uns verlassen konnen,
aber auch an der Stelle verlassen miissen, damit die
Kinder das Schwimmen erlernen. — So viel erst ein-
mal unsererseits, danke schon!

Prasident Weber: Als ndchster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tuncel.

Abgeordneter Tuncel (DIE LINKE): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Die Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU und jetzt auch
die FDP greifen mit ihrem Antrag ein wichtiges
Thema auf. Schwimmen ist eine beliebte Freizeit-
beschaftigung, ein toller Sport, und es kann im Un-
gliicksfall auch Leben retten, wenn man schwim-
men kann. Daher ist ein guter und erfolgreicher
Schwimmunterricht eine wichtige Aufgabe der
Grundschule.

Um hieriiber Genaueres zu erfahren, hatten wir im
letzten Juni eine Berichtsbitte zum Schwimmunter-
richt an die Bildungsdeputation gerichtet. Die Ant-
wort ergab immerhin, dass im Schuljahr 2015/2016
in allen dritten Bremer Grundschulklassen der
Schwimmunterricht durchgefiihrt wurde. Die Deut-
sche Lebens-Rettungs-Gesellschaft hat in ihrer
Umfrage im Jahr 2017 festgestellt, dass in vielen
Kommunen gar kein Schwimmunterricht mehr er-
teilt werden kann, weil die kommunalen
Schwimmbader geschlossen worden sind. So
schlimm steht es um Bremen zum Glick noch nicht.
Trotzdem ist die Situation in Bremen nicht befriedi-
gend.

(Beifall DIE LINKE)
Darauf komme ich noch zurtck.

Laut Bildungsbehorde hatte etwa die Halfte aller
Schiilerinnen und Schiiler zu Beginn der dritten
Klasse bereits Schwimmkenntnisse. Nach Ab-
schluss der dritten Klasse hatten gut drei Viertel
der Schiilerinnen und Schiiler das , Seepferdchen”
erreicht. Ein knappes Viertel konnte immer noch
nicht schwimmen, meine Damen und Herren!

Allerdings bedeutet auch das ,Seepferdchen” —
mein Kollege Herr Liibke hat es gesagt — nur, dass
sich ein Kind sicher tiber eine Strecke von 25 Me-
tern tiber Wasser halten kann. Sicher schwimmen
kann es deshalb nicht. Daher unterstiitzen wir die
Forderung aus dem Antrag der CDU und der FDP,
dass das weiter gehende Bronzeabzeichen als Ziel
des Schwimmunterrichts gewdahlt werden soll.

(Beifall DIE LINKE)

Die Bildungsbehoérde weist in ihrer Antwort darauf
hin, dass immer groBere Anstrengungen noétig sind,
um wenigstens drei Viertel der Schulkinder zu den
basalen Schwimmkenntnissen des ,Seepferd-
chens” zu fiihren. Als Griinde werden die zuneh-
mend geringeren Vorkenntnisse und die zuneh-
mende Heterogenitdt der Schiilerinnen und Schii-
ler angefiihrt. Daher mussen Kinder mehr Gelegen-
heit bekommen, um mit Schwimmbadern in Kon-
takt zu kommen. Hier enthalt der Antrag der Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU und der FDP ei-
nige gute Anregungen, die frihkindliche Forde-
rung des Planschens und Schwimmens bereits in
den Kitas, die verstarkte Zusammenarbeit zwi-
schen Schulen und Schwimmvereinen im Rahmen
der Ganztagsschulen und der freie Eintritt fiir Kin-
der bis sechs Jahren fiir Kinder in Schwimmbader.
Ich sehe es im Gegensatz zur Koalition als sehr
wichtig an, dass das ermoglicht wird.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

In diesem Zusammenhang erinnere ich an unseren
leider abgelehnten Antrag, einen Ferienpass ein-
zufihren. Dieser héatte auch &dlteren Bremer Schi-
lerinnen und Schiilern einen vergunstigten Eintritt
fir die Bremer Schwimmbader ermoglicht.

(Beifall DIE LINKE)
Das ware besonders wichtig, um erworbene basale

Schwimmkenntnisse zu vertiefen und auszubauen,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition,
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dariber konnten Sie vielleicht auch noch einmal
nachdenken!

Jedenfalls halten wir einige Vorschlage fur sehr
uberlegenswert. Daher werden wir dem Antrag der
CDU und der FDP zustimmen.

Wir sehen allerdings auch eine Reihe von Proble-
men, die die Situation in den nachsten Jahren deut-
lich schwieriger machen werden. Hier sind in naher
Zukunft Anstrengungen geboten, die iber das hin-
ausgehen, was wir heute behandeln. Wie wir wis-
sen, erleben wir in Bremen eine deutliche Zu-
nahme der Anzahl von Kindern im Grundschulal-
ter. Bremenweit wird bis zum Jahr 2025 eine Stei-
gerung von 18,8 Prozent vorhergesagt. Das sind
rund 800 Kinder pro Jahrgang mehr! Wir brauchen
fir sie nicht nur mehr Schulen, mehr Lehrerinnen
und Lehrer und mehr Sporthallen, wir brauchen
auch mehr Platz im Schwimmbad.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Hier sieht es in Bremen, gerade bei Hallenbadern,
nicht gut aus. Im Vergleich zu anderen Stadten ver-
gleichbarer GroBenordnung hat Bremen ein unter-
durchschnittliches Platzangebot, welches uber-
durchschnittlich haufig genutzt wird. Wie die Be-
fragung zum Sportentwicklungsplan ergeben hat,
beurteilen vier Fiinftel aller Bremerinnen und Bre-
mer die Versorgung mit Hallenbadern als nicht zu-
friedenstellend. Das ist ein weit unterdurchschnitt-
licher Wert. Zwei Drittel der Schwimmsportvereine
beurteilen die verfigbare Kapazitat im Hallenbad
als nicht ausreichend. So weit die aktuelle Lage,
meine Damen und Herren, und sie ist nicht gut,
Uberhaupt nicht!

Zu diesen heute schon rappelvollen Schwimmba-
dern kommt jetzt noch ein groBer Schwung zusatz-
licher Kinder, die Schwimmunterricht bekommen
sollen, und gleichzeitig wollen wir férdern, dass
Kinder und Jugendliche - Herr Prasident, ich
komme gleich zum Schluss! — am besten mit ihren
Eltern schwimmen gehen und so frih wie méglich
an die Wassergewohnung herangefihrt werden.
Da wir aber keine Flachen zur Verfiigung haben,
bedeutet das, dass sie vor geschlossenen Hallen
stehen werden. Aus diesem Grund - ein letzter
Satz! —ist zusatzlich zu dem Baderkonzept, das jetzt
beschlossen worden ist, weiterhin das Unibad zu
erhalten. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE)

Prdasident Weber: Als ndachste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan’): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
glaube, wir hier im Raum sind uns alle einig,
Schwimmen ist eine elementare Fahigkeit, die
nach wie vor zu viele Menschen nicht beherrschen.
Dem entgegenzuwirken — das hat die Debatte hier
gezeigt —, ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe. Ich kann fur mein Ressort, die Senatorin fir
Kinder und Bildung, nur sagen, dass es seine Auf-
gaben in dieser gesamtgesellschaftlichen Verant-
wortung wahrnimmt.

Schwimmen ist im Lande Bremen nicht nur ein un-
verbindlicher Teil des Sportunterrichts, sondern fur
alle Drittklassler verpflichtend. Das ist einmalig in
der Bundesrepublik.

(Beifall SPD)

Das ist auch wichtig, und ich méchte hier auch noch
einmal klarstellen, dass es dabei nicht nur darum
geht, dass ein bisschen herumgeplanscht wird, son-
dern die Formulierungen im Bildungsplan sind an
der Stelle sehr eindeutig und gehen auch deutlich
uber den Erwerb des , Seepferdchens” hinaus.

Es ware schon, wenn auch zugehort worden ware,
als vorhin die falschen Behauptungen aufgestellt
worden sind.

(Beifall SPD)

Eine wichtige Voraussetzung dafur ist die Bil-
dungsstruktur, und ich bin auch sehr dankbar, dass
die Bildungsstruktur im Lande entgegen dem, was
wir gerade gehort haben, gut ist. Die Wasserflache
kann von uns bedarfsdeckend angemietet werden,
und es ist klar, so wie es im Antrag der Koalitions-
fraktionen steht: Wenn wir jetzt steigende Schiile-
rinnen- und Schiilerzahlen haben, dann missen
wir nattrlich im Rahmen unserer Schulstandortpla-
nung auch die Sportstatten als Fachraume uiberpri-
fen, ob es dann noch bedarfsdeckend erfolgen
kann. Im Moment ist aber gewahrleistet, dass alle
Drittklasslerinnen und Drittkldssler am Schwimm-
unterricht teilnehmen konnen, und ich glaube, das
ist eine wichtige Vorbedingung.

(Beifall SPD)
Wir haben im Juni des letzten Jahres eine Grofle

Anfrage der CDU beantwortet, und ich muss sagen,
ich finde es schade, dass die Fakten, die wir damals
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zusammengetragen haben, offensichtlich bei der
jetzigen Erstellung des Antrags der CDU und der
FDP keinen Eingang gefunden haben. Die Forde-
rungen, die dort erhoben worden sind, sind alle-
samt nicht neu, aber sie gehen durchaus auch an
den bildungs- und fachwissenschaftlichen Diskur-
sen vorbei.

CDU und FDP haben im Grundsatz die Haltung
» Viel hilft viel!”, die kann man auch haben, das ist
sicherlich nicht verkehrt. Ich glaube, je mehr Kin-
der im Vorfeld der dritten Klasse Kontakt mit Was-
ser haben, desto dankbarer sind diejenigen, die das
Schwimmen vermitteln missen. Das ist auch das,
was jetzt noch einmal in der Pressemitteilung be-
tont worden ist: Wenn wir in der dritten Klasse erst
mit der Wassergewohnung anfangen, dann ist das
Ziel, in der dritten Klasse schwimmen zu lernen,
nicht zu erfillen.

» Viel hilft viel!” muss aber auch kritisch bewertet
werden. Deshalb ist es auch so wichtig, die Erfah-
rungen in Bremerhaven jetzt genau anzuschauen.
Ist es tatsachlich zielfiihrend, dient es dem Ziel,
schwimmen zu lernen, wenn die Wasserzeit verlan-
gert wird? Dartuber gibt es durchaus sehr unter-
schiedliche Erkenntnisse in der Wissenschaft, und
ich finde, das muss man zur Kenntnis nehmen.

Es ist auch nicht unbedingt zielfihrend, dass das
Ziel, schwimmen zu lernen, schon bei den Jinge-
ren verortet wird. An der Stelle ist, glaube ich, der
Antrag auch ein bisschen unscharf. Was soll erzielt
werden? Wenn wir es in der ersten und der zweiten
Klasse bereits verbindlich anbieten, soll dann auch
in der ersten Klasse das jetzt fiir die dritte Klasse
aufgeschriebene Kompetenzziel erreicht werden?
Nein, das kann nattirlich nicht sein, denn die Kom-
petenzen miussen altersangemessen sein, und es
muss eine gewisse Reife gegeben sein.

Noch etwas mochte ich sagen: Wenn wir heute das
Problem haben, dass viele in die erste Klasse ein-
geschult werden, die weder ihre Schuhe binden
noch eine Schere halten konnen, dann halte ich es
fir duBerst zweifelhaft, dass wir ihnen dann
schwimmen beibringen kénnen.

(Beifall SPD)
In diesem Verstandnis war es genau die richtige
Antwort, sich mit allen Akteuren an einen Tisch zu

setzen.

Ich bin der Sportsenatorin sehr dankbar, dass Sie
im letzten Jahr zum Schwimmgipfel eingeladen hat

und diese Einigung erfolgt ist, tatsachlich zu
schauen, was realistische Maflnahmen sind, mit de-
nen wir das Ziel, dass alle schwimmen lernen sol-
len, dann auch besser unterstiitzen und erreichen
konnen. Dazu gehort meines Erachtens ganz mabB-
geblich, dass wir auch Eltern aktivieren miussen,
und deswegen ist auch richtig, was die Kollegen
Frau Rosenkétter vorhin gesagt hat: Es muss genau
hingesehen werden, es reicht nicht, nur die Kinder
zu adressieren, sondern wir missen die Familien
mit in den Blick nehmen und dafiir Sorge tragen.

Ein anderer limitierender Faktor ist vorhin schon
genannt worden. Es handelt sich um die nicht un-
begrenzt zur Verfiigung stehende Wasserflache.
Deshalb muss man auch da Sorgfalt walten lassen,
und deshalb glaube ich, dass es richtig ist, dass Fe-
rienkurse ein ganz wichtiger Beitrag sein kénnen,
um es nachzuholen.

(Beifall SPD)

Ich muss ein bisschen schneller reden, sonst reicht
die Zeit nicht aus.

Ich will nur ganz kurz sagen, im Bremer Westen ha-
ben wir solche Ferienkurse. Wir bieten in den Os-
terferien solche Kurse kostenfrei an. Das wird
durch eine Kooperation mit der BKK moglich ge-
macht. Ich glaube, das sind die zielweisenden
Wege, so etwas weiter auszubauen, das ist Teil der
gemeinsamen Erklarung des Schwimmgipfels. Auf
diesem Weg sollten wir weiter voranschreiten, da-
mit wir das Ziel, dass jeder in Bremen schwimmen
konnen soll, auch wirklich erreichen.

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich iiber den Antrag der Fraktionen
der CDU und der FDP mit der Drucksachen-Num-
mer 19/1632, Neufassung der Drucksache 19/1525
vom 13. Februar 2018, abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP mit der Drucksachen-Nummer 19/1632, Neu-
fassung der Drucksache 19/1525 vom 13. Februar
2018,seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1632
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1525
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1632
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1525
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(Dafur CDU, DIE LINKE, FDP, BIW, Abgeordneter
Patrick Oztiirk [SPD], Abgeordnete Wendland [par-
teilos], Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich wiirde jetzt sagen,
damit ist der Antrag abgelehnt.

(Zurufe)

Besteht der Wunsch im Prasidium, das nachzuzah-
len?

(Zurufe CDU: Ja!)
Dann zdhlen wir das nach.
(Unruhe)

Meine Damen und Herren, wir kommen zu einem
geeinigten Ergebnis.

Der Antrag der Fraktionen der CDU und FDP mit
der Drucksachen-Nummer 19/1632, Neufassung
der Drucksache 19/1525, vom 13. Februar 2018 hat
die Mehrheit.

(Beifall CDU, DIE LINKE, FDP, BIW)

39 zu 40!

(Unruhe)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 36 — —.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, pardon! Ich war diese
euphorischen Ausbriche hier im Parlament gar

nicht mehr gewohnt!

(Heiterkeit — Abgeordneter Rowekamp
Wird Zeit, sich daran zu gewohnen!)

[CDU]:

Ich lasse nun uber den Antrag der Fraktionen der
SPD und Biindnis 90/Die Griinen mit der Drucksa-
chen-Nummer 19/1647 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und
Biindnis 90/Die Griinen mit der Drucksachen-

Nummer 19/1647 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Grunen, FDP, Abge-
ordneter Patrick Oztiirk [SPD] - Abgeordneter
Tschope [SPD]: Jetzt ist die Ordnung wiederherge-
stellt!)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, BIW, Abgeordnete
Wendland [parteilos], Abgeordneter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?

Damit ist der Antrag angenommen.
(Unruhe)

Es hat sich doch gleich wieder relativiert.

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, mochte ich Thnen mitteilen, dass wegen der
Erkrankung eines Redners die Tagesordnungs-
punkte sechs und sieben fur die April-Sitzung aus-
gesetzt sind. Der Tagesordnungspunkt drei wird
fur die heutige Sitzung ausgesetzt. Die Behandlung
ist fir den Donnerstagvormittag nach der Frage-
stunde vorgesehen.

Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen
Homo-, Trans- und Interphobie fiir das Land Bre-
men

Mitteilung des Senats vom 27. Februar 2018
(Drucksache 19/1552)

Wir verbinden hiermit:

Sexuelle und geschlechtliche Identitiat im Schutz-
bereich des Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz ver-
ankern!

Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen
und der SPD

vom 18. April 2018

(Drucksache 19/1623)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Fries.
Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Miiller.

Abgeordnete Dr. Miiller (Bindnis 90/Die Grii-
nen)”: Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1632
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1525
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1647
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1647
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1552
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1623
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und Herren! Als Allererstes mochte ich Herrn Buh-
lert zu seiner herrlichen Fliege in den Regenbogen-
farben gratulieren! Passend zum heutigen Thema,
nehme ich an, sehr schick! Sehr schick!

Meine Damen und Herren, uns liegt heute der Be-
richt zur Bekampfung von Homophobie, Transpho-
bie, Interphobie in Bremen vor. Ich mochte aber mit
einem Riuckblick auf den letzten Freitag beginnen.
Wir hatten am letzten Freitag den Verein Tolerado
aus unserer Partnerstadt Danzig zu Gast. Der
Abend war sehr schon, wenn es auch zwischen-
durch sehr bedriickende Gesprache und Erzahlun-
gen unserer Freundinnen und Freunde aus Danzig
gab.

Das Thema war die Lebenssituation und die alltag-
lichen Erfahrungen von LGBTIQ-Personen in Bre-
men und Danzig. Zwei sehr mutige junge Madchen
haben berichtet, wie die Situation als lesbisch le-
bendes Madchen in Bremen und in Danzig ist.

Es wird Sie vielleicht verwundern, wenn Sie sich
mit der Situation von LGBTIQ in Danzig nicht be-
sonders auskennen, die Situationen und Erfahrun-
gen, von denen die beiden jungen Frauen berichtet
haben, waren extrem unterschiedlich. Berichtete —
da konnen wir uns freuen! — die junge Bremerin,
dass sie in Bremen im Grunde ein sehr tolerantes
Umfeld und fast ein Eldorado fir junge lesbische
Frauen vorfindet, so ist es fir die junge Frau in
Danzig eine ganz andere Situation. Sie hat von Dis-
kriminierungen, von Hass und Mobbing im Alltag
und insbesondere von Situationen erzahlt, wenn
LGBTIQ-Menschen sich auch so wahrnehmbar in
der Offentlichkeit zu erkennen geben, dann haben
Mann und Frau in Danzig mit massivem Hass und
Anfeindungen zu kdampfen.

Wir haben den Abend damit beschlossen — deshalb
geht mein Dank auch noch einmal an die CSD-
Gruppe Bremen —, dass wir eine queere Stadtepart-
nerschaft ausgerufen haben und uns solidarisch mit
der LGBTIQ-Community in Danzig zeigen. Wir
werden auch intensiv in Kontakt bleiben.

Warum erzéahle ich das? Weil ich besonders beto-
nen will, dass gerade fiur eine queere Communitiy
ganz klar ist und auch seit vielen Jahren kommuni-
ziert wird, dass wir in Bremen ein sehr, sehr gutes
Pflaster fir diese Communities in Bremen haben.
Der Bericht, der uns jetzt zur Umsetzung des Akti-
onsplans vorliegt, zeigt aufs Neue, wie bemuht wir
in Bremen sind, um die Situation von queeren Leu-
ten in Bremen so angemessen wie moglich, namlich
gemessen an ihren Rechten, zu gestalten. Ich bin

dariber sehr froh, und ich bin noch umso froher,
dass wir dank der CSD-Gruppe Bremen seit dem
letzten Jahr auch wieder 6ffentlich wahrnehmbar
die Interessen von LGBTIQ auf den Straflen Bre-
mens erleben dirfen.

Was sagt der Bericht? Vielen Dank an das Ressort
dafir! Der Bericht sagt, dass wir uns langst auf ei-
nen guten Weg gemacht haben, um die Rechte von
LGBTIQ wahrzunehmen und zu verbessern. Wir
sehen, dass gerade in den Bereichen Sichtbarma-
chung, Sensibilisierung, Beratung in den Bildungs-
einrichtungen enorm viel passiert, man muss aber
dazu sagen, vor allem dank der Arbeit des
Rat & Tat - Zentrums Bremen, das im Grunde die
zentrale Arbeit leistet. Dafilir auch herzlichen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)
Da hatten auch einige mehr zustimmen koénnen!

Was noch zu tun ist, zeigt der Bericht ebenfalls auf,
von der Situation in den Kitas bis zu den Altenhei-
men haben wir noch ordentlich nachzusteuern, um
tatsachlich Strukturen zu schaffen, in denen sich
LGBTIQ-Kinder, -Erwachsene und auch -Alte be-
wegen koénnen. Mit dem Blick darauf, wohin ich
mich bewege, mochte ich betonen, ein Altenheim
fiir lesbische Frauen und auch fiir schwule Méanner
wdre in dieser Stadt dringend notwendig. Wenn
man sein ganzes Leben so organisiert hat, dass man
nicht heterosexuell lebt, méchte man das eigentlich
auch im Alter nicht mehr anders organisieren mius-
sen. Wir haben also noch ordentlich zu tun, das ha-
ben wir aber auch alle erkannt, und deswegen sind
wir uns da auch einig und arbeiten daran gemein-
sam mit dem Rat & Tat Zentrum und anderen Inte-
ressensverbanden weiter.

SchlieBlich haben wir die Situation heute genutzt,
um Rechte von Trans- und Interpersonen noch ein-
mal in den Fokus zu riicken. Gemessen daran, was
wir aus Danzig gehort haben, und daran, wie sich
auch die Situation in Deutschland in vielen ande-
ren Kommunen rasant andert, was die Akzeptanz
gegeniiber Queer- Communities angeht, schlieBen
wir uns den Berlinern an und winschen uns, dass
wir die Rechte von Trans- und Interpersonen und
von Personen, die liber eine andere als eine hete-
rosexuelle geschlechtliche Identitat verfiigen, absi-
chern wollen und nicht einfach nur davon ausge-
hen, dass die Rechte aus Artikel 3 Absatz 3 Grund-
gesetz abgeleitet werden.
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Wir fiihlen uns wohler, wenn wir diese Rechte auch
noch einmal als Verfassungsrang im Grundgesetz
verankern, damit wir eben nicht bei sich andern-
den gesellschaftlichen Situationen, wie wir sie in
Nachbarlandern und auch hier beobachten miis-
sen, in Situationen geraten, in denen Minderhei-
tenrechte ausgehohlt werden. In dem Sinne bitte
ich um Ihre Unterstitzung fur diesen Antrag! — Vie-
len Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasident Imhofif: Als ndachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Gesell-
schaftliche und politische Akzeptanz der vielfalti-
gen geschlechtlichen und sexuellen Identitaten ist
noch lange keine Selbstverstandlichkeit. Deswe-
gen ist es auch ein Thema, tiber das wir diskutieren
mussen, weil wir gerade sehen, dass sich auch in
unserer Gesellschaft manche Errungenschaft wie-
der umzukehren droht. Wir haben nicht nur einen
zugewanderten Antisemitismus, wir haben auch
eine zugewanderte Homophobie in Deutschland.
Beides miissen wir beklagen, und beides gilt es, als
Thema anzunehmen.

(Beifall FDP)

Wichtig ist, dass wir uns an der Stelle klar beken-
nen, dass wir hier diese Themen aufnehmen und
uns auch ganz klar positionieren, dass wir fur die
Gleichheit aller Menschen stehen und das, was wir
unter Gleichheit verstehen, auch definieren.

Wer in seiner Lebensweise vom traditionellen Bild
der homosexuellen Geschlechter Mann und Frau
abweicht, sieht sich haufig der Ausgrenzung, Be-
nachteiligung oder sogar Gewalt gegentiber — —.

(Abgeordneter Bensch [CDU]: Versprecher!))

Ich werde das korrigieren, es wird am Ende richtig
sein!

Wer in seiner Lebensweise vom traditionellen Bild
der heterosexuellen Geschlechter Mann und Frau
abweicht, sieht sich haufig der Ausgrenzung, Be-
nachteiligung oder sogar Gewalt gegentuber. In ei-
nigen Ldndern steht die Homosexualitdt nach wie
vor unter Todesstrafe. Insofern ist das etwas, womit
wir auch Signalwirkung erzielen und deutlich ma-
chen, wie wir dazu stehen. Auch wenn wir selbst
gern und glicklich heterosexuell leben, wie ich es

tue, heiBt das doch nicht, dass wir das als Modell
fiur alle sehen miissen, sondern es heifit, dass wir so
unsere positive Situation fiir unser Leben gefunden
haben, aber eben nicht jeder sie finden muss.
Selbstbestimmung heifit fir uns Liberale, so leben
zu kOnnen, wie man ist.

(Beifall FDP)

Das heifit fir mich, dass es in allen Lebensberei-
chen so ist, und insofern ist es auch richtig zu tiber-
legen, wie man es im Alter leben kann. Ob es aber
einzelne Altenheime sind, wo nur gewisse Leute le-
ben, daran habe ich meine Zweifel. Sie mégen gern
eine Wohngruppe bilden, das ist [hnen unbenom-
men.

(Abgeordnete Dr. Miiller [Biindnis 90/Die Griinen]:
Das wadre ja auch schon einmal etwas!)

Das wadre auch etwas, aber ansonsten, denke ich,
muss es doch das Ziel sein, dass alle Menschen zu-
sammen leben kénnen, egal an welchen Orten, und
dass es dann vielleicht auch im Altenheim so erfol-
gen kann und entsprechend geschlechtersensibel
wie auch kultursensibel gepflegt wird. Deswegen
setzen wir uns dafir ein, dass jeder, egal ob homo-
, hetero-, bi-, inter-, transsexuell, Transgender oder
anderswie eingestellt ist, seinen Lebensentwurf re-
alisieren kann, solange er die Rechte und die Frei-
heit anderer damit nicht einschrankt. Deswegen
sprechen wir uns auch gegen jedwede Diskriminie-
rung aufgrund von geschlechtlicher oder sexueller
Identitat aus

(Beifall FDP)

Wir setzen uns auch dafiir ein, dass das Ganze
Thema wird, nicht nur im Sinne davon, nur zu de-
monstrieren. Es ist 16blich, und wir finden es gut,
dass es wieder einen CSD in Bremen gibt, aber das
ist eine sehr extrovertierte Ausdrucksform. Natiir-
lich gibt es auch Menschen, die ihre Homosexuali-
tat oder ihre Sexualitdt nicht so extrem leben und
auch damit ein Vorbild dafir sind, wie man leben
kann. Auch das muss man sehen, und auch das
muss man entsprechend einkalkulieren und unter-
stiitzen, weil es eben darum geht, so etwas als Nor-
malitat in der Gesellschaft zu haben, weil es um das
Zusammenleben aller Menschen geht.

Kommen wir zu dem Antrag, das Grundgesetz zu
dndern! Wir haben in der Fraktion dartiber lange
diskutiert, weil das fiir uns eine Frage ist, namlich
die Frage, was im Grundgesetz gedndert werden
muss oder nicht. Da gibt es bei den Liberalen eine
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lange Tradition, die gesagt, wir wollen keinen Wa-
renhauskatalog haben, sondern wir wollen ausge-
wdhlte Dinge haben. Deswegen gibt es, ich nenne
sie einmal so, diese Verfassungspuristen, die sich
in unserer Fraktion dem Antrag nicht anschlieBen
werden, aber es gibt auch Leute wie mich in unse-
rer Fraktion, die diesen Antrag unterstitzen wer-
den. Wir werden also unterschiedlich abstimmen.

Mich bewegt dabei, dass wir an einigen Stellen be-
sondere Signale setzen, und wir miissen uns uber-
legen, welche Signale wir senden. Wir konnen die-
sen Katalog nicht unendlich groB3 machen, aber fur
mich ist ein starkes Argument, dass die Angst be-
steht, dass der Artikel 2 mit dem Sittengesetz wie-
der herangezogen wird. Wenn einfachgesetzlich
definiert wird, was gute Sitten sind, mag ich mir
nicht vorstellen, wie es ist, wenn die Falschen an
der Macht sind. Deswegen ist hier das Bollwerk ei-
ner Verfassungsanderung wichtig, um zu sagen,
wie wir es verstehen, und auch eine Interpretation
zu liefern. Die Zeit zurickdrehen kann man. Vor
dem Paragrafen 175 hat auch der Gleichheits-
grundsatz nicht geschitzt, weil damals ein anderes
Gesellschafts- und Sittenverstandnis herrschte.
Deswegen gibt es Menschen in unserer Fraktion,
die diesem Antrag gern zustimmen werden. — Herz-
lichen Dank fir Thre Aufmerksamkeit!

(Beifall FDP)

Vizeprasident Imhoii: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Leonidakis.

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE)'): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Bei dem Thema der Gleichstellung und vor al-
lem auch der Sichtbarkeit von Lesben, Schwulen,
bi-, trans- und intersexuellen Menschen in Bremen
ist viel in Bewegung, und das ist auch gut so!

Wir hatten im letzten Jahr im August die erste CSD-
Parade nach 23 Jahren, eine groBe, sehr positive
und friedliche Demonstration. Eine bunte De-
monstration, bei der sich viele Menschen aus Bre-
men, aber auch aus der Umgebung oder aus Nach-
barstadten mit Lesben, Schwulen, bi-, trans- und
intersexuellen Menschen solidarisiert oder selbst
ihre Sichtbarkeit auf die StraBen Bremens getragen
haben. Das war ein sehr positiver Moment fur diese
Stadt.

Gleichzeitig gibt es aber auch Ruckwartsbewegun-
gen in Europa. Die Kollegin Dr. Henrike Miiller hat
es erwahnt, Danzig in Polen ist ein Beispiel. Es gibt
viele weitere Beispiele in europdischen Landern,

dass CSD-Paraden angegriffen werden, queerpoli-
tische Veranstaltungen angegriffen werden, Men-
schen, die nicht heteronormativ leben, angegriffen
werden, bis hin zu existenzieller Bedrohung.

Die Veranstaltung am letzten Freitag hat sehr plas-
tisch dargestellt, was das bedeuten kann. Die
Freundinnen und Freunde aus Danzig haben be-
schrieben, wie ihre Veranstaltungen von rechten
Mobs angegriffen werden, wie sie mit Steinen be-
worfen werden und wie auch teilweise die Polizei
tatenlos zuschaut, wie sich Regierungsmitglieder o-
der Mitglieder der Regierungspartei ihnen in den
Weg setzen und ihre legalen und berechtigten De-
monstrationen zu verhindern versuchen. Das ist
dramatisch, und ich finde es sehr, sehr positiv dass
sich der Bremer CSD-Verein zusammen mit dem
Verein Tolerado aus Danzig dafur eingesetzt hat,
das hier solidarische Netzwerke gekntpft werden
und die Stadtepartnerschaft um dieses wichtige, re-
levante Thema erweitert wird, um gerade auch
praktische Solidaritat gegeniiber denjenigen aus-
zuluben, die ganz existenziell bedroht und ange-
griffen werden.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt eine Delegation aus Bremen, die am 25. Mai
nach Danzig fahrt. Ich wiirde es begruBlen, wenn
einige aus diesem Haus, aber naturlich auch von
aubBerhalb dieses Hauses, mitfahren konnten. Wir
werden die Freundinnen und Freunde in Bremen
auch wieder im August begriuien durfen. Ich freue
mich auf diese immer enger werdende Koopera-
tion, auf den Austausch und auf die praktische So-
lidaritat.

(Beifall DIE LINKE)

Man muss sagen, auch hier in Bremen ist es nicht
so, dass es keine Homo-, Trans- oder Interfeindlich-
keit gabe. Es gibt wiederholt Angriffe auf das Rat &
Tat-Zentrum. Herr Kollege Dr. Buhlert, das Bild,
das sie gezeichnet haben, dass Homophobie etwas
Importiertes ware, trifft, glaube ich, nicht ganz zu.
Auch hier muss man noch weiter fiir Akzeptanz
werben.

(Abgeordneter Buhlert [FDP]: Auch importiert!)

Es ist in den letzten Jahren viel Gutes passiert, das
habe ich gesagt. Nach wie vor muss man teilweise
aber auch auf das Bundesverfassungsgericht set-
zen, wenn es die Gleichstellung angeht. Es gab das
spektakuldre Urteil zum sogenannten dritten Ge-
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schlecht, aber gleichzeitig lasst sich auch gluckli-
cherweise politischer Wille erkennen. Wir erinnern
uns alle an die Entscheidung des Bundestags, die
Ehe fir alle endlich einzufiihren.

Auch der Landesaktionsplan ist fiir uns ein Beispiel
fur politischen Willen, wirklich etwas zu verandern.
Er enthalt sinnvolle MaBnahmen, die eben auch
von engagierten Institutionen, Vereinen und Perso-
nen begleitet und durchgesetzt wurden. All diesen
Institutionen - ich glaube, da kann man das Rat &
Tat-Zentrum und auch Transrecht und Quee-
raspora wirklich einmal hervorheben, die sich hier
einsetzen und schon seit Jahrzehnten praktische
Arbeit leisten —, gebuhrt der groBite Dank, was das
angeht, aber es war naturlich auch eine Leistung,
auf diesen vielen Seiten die ganz konkreten Ziele
niederzuschreiben.

Wichtige Punkte sind in dem Plan, wie Bildung,
Gesundheit, Kulturteilhabe, Antidiskriminierung,
jedoch mussen die MaBinahmen auch tiefgreifender
werden. LGBTIQ sind namlich noch lange nicht
gleichberechtigt. Die Mitarbeitenden des Rat &
Tat-Zentrums beklagen, dass die Verwendungs-
nachweise im Sinne des Gender-Budgetings noch
immer binar in mannlich und weiblich ausgestaltet
sind. Ich glaube, nicht nur vor dem Hintergrund des
Bundesverfassungsgerichtsurteils zum dritten Ge-
schlecht miissten diese Kategorien erweitert wer-
den.

Auch im Bereich Bildung und Ausbildung von Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren misste aus un-
serer Sicht noch mehr passieren. Es ist zwar gut,
dass es freiwillige Module zur Geschlechteridenti-
tat und Umgang mit Vielfalt fiir Lehrkrafte sowie
Erzieherinnen und Erzieher gibt, aber unsere Frak-
tion fordert schon lange — und das ist aus unserer
Sicht auch uberfallig —, dass es ein integraler Be-
standteil der Ausbildung und des Studiums gerade
von Padagoginnen und Paddagogen sein muss, denn
da werden die Grundlagen gelegt.

(Beifall DIE LINKE - Glocke)
Meine Redezeit ist zu Ende.

AbschlieBend mochte ich sagen, wir werden dem
Antrag zur Anderung des Grundgesetzes zustim-
men. Wir glauben, das ist eine richtige Erganzung
beziehungsweise eine Richtigstellung, dhnlich wie
bei den Kinderrechten: Man kann zwar Verfas-
sungspuristin oder -purist sein, wie der Kollege Dr.

Buhlert es gesagt hat, aber ich glaube, eine Ergan-
zung ist an dieser Stelle nicht schadlich, sondern
nitzlich. — Danke schén!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhofi: Als ndachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tassis.

Abgeordneter Tassis (AfD): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kollegen des Hohen Hauses! Der
Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen
Homo-, Trans- und Interphobie hat mindestens vier
Ebenen.

Die erste positive Ebene ist, dass sicher viel Richti-
ges darin steht, die Selbstbestimmung der Interse-
xuellen, das Transsexuellengesetz, kann fraglos
verbessert werden. Die zweite Ebene ist so ein all-
gemeines salbungsvolles Gerede, dass man auf der
Seite der Regenbogenmenschen stehe. Auch das ist
ertraglich.

Dieser Aktionsplan hat seine gefdhrlichen Seiten,
wenn Leute mit sehr fragwirdigen Bildungsmitteln
Kindergarten oder Grundschulen aufsuchen soll-
ten. Dazu haben wir, die AfD, eine klare Meinung,
die ich teile: Das gehort da nicht hinein!

Vor allem aber hat dieser Aktionsplan eine vierte
Ebene, namlich das, was nicht darin steht. Zum ei-
nen haben Sie — das liegt vielleicht am allzu sehr
rot-grun aufgefassten Thema — auch andere Identi-
tatsangebote, die gewissermaBen nicht links-rot-
grun verankerte Menschen Homosexuellen anbie-
ten, natiirlich nicht darin. Das kann man politisch
entschuldigen, aber das wirklich Fatale ist, das
Wort ,Islam” im Aktionsplan nicht einmal zu er-
wdahnen und die Gefdhrdung, die wir auch hier in
Bremen haben, nicht aufzuarbeiten. Das besagt
eben schon wieder sehr, sehr Vieles.

Ich weiB} nicht, ob in Danzig Vorfdlle vorkommen
wie in Bremen, dass Schwule Parchen beinahe in
den in den Tod getreten werden, wie es in Grope-
lingen vorgefallen ist. Ich weill auch nicht, ob die
vielen demokratischen Parteien, die sich angeblich
fir die Homosexuellen einsetzen, diese Vorfalle
verschweigen. Ich weil3 nicht, ob es so in Danzig ist.
Es mag da sogar alles noch schlimmer sein, aber je-
denfalls ist der Hauptpunkt und ist das Hauptprob-
lem, womit wir uns in Bremen und in anderen Bun-
desldndern bei der erstaunlichen Einwanderungs-
politik, die dieses Land praktiziert — ich hatte es
vorhin schon gesagt —, befassen miissten, nicht in
dem Aktionsplan erwahnt.



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 61. Sitzung am 25.04.2018

4927

Im Ubrigen werde ich dem Antrag zur Verfas-
sungsanderung gern zustimmen. Wir haben ja
schon einige Zusatze, ich weil3 nicht, wie der Origi-
naltext des Grundgesetzes von 1949 aussah, da war
die Zeile etwas kirzer, wir haben ja schon einige
Zusatze erlebt. Ich bin gespannt darauf, wie sich
vor allem unsere neuen muslimischen Mitblrger
kinftig an die freiheitlich-demokratische Ordnung
halten werden. Ich stimme der Grundgesetzande-
rung zu.

(Zuruf Abgeordneter Fecker [Biundnis 90/Die Gru-
nenlj)

Herr Kollege Fecker, reden sie nur! — Vielen Dank
fir die Aufmerksamkeit!

Vizeprasident Imhofif: Als ndachster Redner hat das
Wort die Abgeordnete Gronert.

Abgeordnete Gronert (CDU): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Als dieser
Aktionsplan vor einigen Jahren verabschiedet
wurde, wiinschte ich mir, dass wir fur die Bekamp-
fung von Diskriminierung allgemein und direkt
auch fiur die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention ahnlich viel Geld in die Hand ge-
nommen hatten, denn es gibt leider mehr als diesen
einen Diskriminierungsfaktor im Bereich Ge-
schlecht und Sexualitdat. Im Grundgesetz werden
sie in Artikel 3 Absatz 3 aufgelistet. Dort steht:
+Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner reli-
giosen oder politischen Anschauungen benachtei-
ligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen
seiner Behinderung benachteiligt werden."”

Hinter jeder dieser Gruppen verbergen sich — das
ist kein Geheimnis — weitere Untergruppen mit ih-
ren sehr spezifischen Problemen. Thre Diskriminie-
rungserfahrungen darf man auch nicht als schlimm
oder weniger schlimm gegeneinander ausspielen.
Im Grunde ist es egal, ob jemand wegen seiner
Hautfarbe, seiner Sprache, seines Geschlechts oder
seiner Religion diskriminiert wird. Diskriminierung
muss immer konsequent aufgedeckt werden, und
es ist gut, dass wir dafur entsprechende Stellen ha-
ben, die helfen, notfalls auch rechtliche Schritte
einzuleiten.

Inzwischen gibt es den Bremer Aktionsplan gegen
Homo-, Trans- und Interphobie bereits seit drei
Jahren. Mit diesem besonderen Augenmerk unter-
stutzt und gestarkt zu werden, ist fur Betroffene ein

Gewinn. Es ist wichtig, einen respektvollen Um-
gang zu fordern und homo-, trans- und intersexuel-
ler Gewalt den Kampf anzusagen. Der Aktionsplan
tragt unbestritten einiges dazu bei.

Eigentlich kénnten wir aber auch fur alle anderen
von Diskriminierung betroffenen Gruppen auch ei-
nen solchen Aktionsplan gebrauchen. Die Religi-
onszugehorigkeit oder auch die Herkunft sind ak-
tuell zum Beispiel ein groBes Thema. Wir sollten
gerade auch politisch allen Betroffenen garantie-
ren, mit gleicher Intensitdat gegen jede Form von
Diskriminierung zu kampfen.

(Beifall CDU)

Ich mochte jetzt aber noch einige kritische Satze di-
rekt zum Umsetzungsbericht des Senats zum Akti-
onsplan gegen Homo-, Trans- und Interphobie sa-
gen, denn ich hatte beim Lesen den Eindruck, dass
der Senat all denen, die seine Vorstellungen und
Forderungen zum Thema nicht teilen, tendenziell
all diese Phobien unterstellt.

(Beifall CDU)

Im Bericht ist erst von einem Meilenstein hin zu ei-
ner modernen Familienpolitik, die durch den Be-
schluss im Bundestag zur EheschlieBung gesetzt
wurde, die Rede. Dann bemdngelt der Senat, dass
sich dadurch aber noch nichts am geltenden Ab-
stammungsrecht in Bezug auf Adoptionen gedan-
dert hatte, und er fordert, dass Elternschaft nicht
mehr mit der Fortpflanzungsmedizin und dem Ge-
schlecht verkniipft werden sollte. Er schlussfolgert
anschlieBend, dass sich dadurch das Diskriminie-
rungsrisiko noch einmal erheblich reduzieren
wirde. Diese Logik teile ich nicht, und da bin ich
auch nicht die einzige, meine Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Es ware hier sicher wie im Bundestag, wo zwar
viele Abgeordnete fiir, aber viele eben auch gegen
das Recht auf EheschlieBung gestimmt haben und
es bei der Mdglichkeit der eingetragenen Lebens-
partnerschaft belassen wollten, weil die Ehe fiir sie
nach wie vor direkt auf die Verbindung von Mann
und Frau abzielt. Wogegen ich mich auf jeden Fall
an dieser Stelle absolut verwahren mochte, ist, dass
allen, die zu diesen Punkten eine andere Auffas-
sung haben, als die politische Mehrheit sie gerade
hat, direkt oder indirekt unterstellt wird, homophob
Zu sein.

(Beifall CDU)
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Auch moderne Familienpolitik, wie Sie in IThrem
Bericht suggerieren, entsteht doch nicht einzig
dadurch, dass man fiir die Ehe fiir alle oder fiir ein
uneingeschranktes Adoptionsrecht durch die Los-
losung der Elternschaft von der Fortpflanzungs-
funktion stimmt.

Diskriminierung ist sicher durch nichts zu rechtfer-
tigen, doch ich muss trotzdem nicht alles gut und
richtig finden. Es ist auch noch lange nicht alles
rechtsfest, was unter dem Etikett der Diskriminie-
rungsverhinderung abgelegt wird.

Nun noch zu Threm Antrag zur Grundgesetzande-
rung! Das Bundesverfassungsgericht stellte bereits
2009 und der Wissenschaftliche Dienst des Bundes-
tags etliche Jahre spater fest, dass die sexuelle und
auch die geschlechtliche Identitat unmissverstand-
lich unter den Schutz des Artikels 3 fallen. Wenn
die Bremer Koalition jetzt trotzdem lediglich aus
Griunden der Absicherung zusatzlich zum Ge-
schlecht auch noch die sexuelle und geschlechtli-
che Identitat ins Grundgesetz mit aufnehmen will,
dann offnet sie doch jeglichen weiteren Begehren
Tir und Tor. Wie schon anfangs gesagt, gibt es
doch auch bei den anderen Gruppen, die Diskrimi-
nierung erfahren, noch viele Besonderheiten. Je-
denfalls versuchen die Bremer Koalition und auch
andere —

(Glocke)

ich komme gleich zum Schluss! - trotzdem, den
Eindruck zu vermitteln, es gebe im Grundgesetz
eine Regelungslicke.

(Zuruf: Ja!)

Diese Ansicht teilt die CDU-Fraktion nicht! Wir
meinen, dass Sie damit weit Giber das Ziel hinaus
schieBen, und lehnen IThren Antrag deshalb auch
ab. — Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschope.

Abgeordneter Tschope (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich habe mir im Vorfeld
dieser Rede vor allem nach dem Beitrag von Dr.
Henrike Muller tberlegt, was ich eigentlich noch
erganzend sagen konnte. Zur Regie dieser Debatte
gehort auch, Herr Tassis, dass Sie hier reden dir-
fen. Das ist auch in Ordnung so, aber das hat mir

auch noch einmal Munition gegeben, mich tber-
haupt hier hinstellen zu kénnen und dazu etwas zu
sagen.

Wenn Sie, wie ich finde, in unertraglicher Art und
Weise fremdenfeindliche Elemente benutzen, um
Homophobie zu erkldaren, dann haben Sie erneut
den Versuch unternommen - und das machen Sie
hier vielfach! —, eine gesellschaftliche Minderheit
gegen eine andere gesellschaftliche Minderheit
hetzen zu wollen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Wer Hetze zur Politik erklart, der hat in der Tat eine
Sonderstellung in diesem Parteiengeflige, und tiber
diese Sonderstellung wiirde ich mir an Threr Stelle
einmal Gedanken machen!

Frau Gronert, die Auseinandersetzung haben wir,
wir haben eine unterschiedliche Einschatzung
dazu, ob es sinnvoll ist oder nicht sinnvoll ist, die
Ehe fiir Homosexuelle zu offnen. Eigentlich ist
diese Fragestellung ja entschieden. Sie ist durch
eine breite Mehrheit im Bundestag entschieden.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP - Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Und richtig
entschieden!)

Ich akzeptiere, wenn jemand hinter dem Zug steht,
nachdem der aus dem Bahnhof herausgefahren ist,
und noch einmal sagt, dass er hinter dem Zug ste-
hen bleiben will. Das finde ich auch in Ordnung,
das muss man demokratisch akzeptieren, aber ich
glaube, es gibt am Ende vielleicht ein Argument,
das Sie Uiberzeugen konnte: Schwule und Lesben
brauchen keine Toleranz, sie brauchen Akzeptanz!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Vielleicht in dem Wertesystem, in dem Sie sich be-
wegen: Liebe verdient doch einfach Respekt!
Springen Sie doch einmal tiber Thren Schatten! -
Ich danke Thnen!

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Vizeprasident Imhofif: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Fries.

Staatsrat Fries’): Sehr geehrter Herr Prasident, sehr
geehrte Damen und Herren! Vieles ist in der De-
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batte schon gesagt worden. Zuerst zu der Ande-
rung des Grundgesetzes! Der Senat ist der Auffas-
sung, dass es richtig ist, den Artikel 3 zu erganzen,
und wird auch in den nachsten Tagen dartiber be-
finden, dem Berliner Antrag nicht nur zuzustim-
men, sondern ihm auch beizutreten. Daher nehmen
wir diese Initiative aus Threm Kreis gern auf und
tragen sie weiter in den Bundesrat.

Bei dem Aktionsplan geht es darum, dass die Viel-
falt zur gesellschaftlichen Realitat wird, und da
kann man nicht die Schule oder den Kindergarten
ausklammern, wie es Herr Tassis tut, sondern ge-
rade hier muss man anfangen und sagen, dass es
eben nicht nur Beziehungen gibt, die aus Mann
und Frau bestehen, sondern es gibt inzwischen
auch andere Formen, und das ist richtig und legi-
tim. Das Recht auf Liebe ist sozusagen nicht be-
grenzt auf ein gesellschaftlich normiertes Bild.

Ich glaube, was man daraus schliefit, welche weite-
ren rechtlichen Folgen es hat, nur ganz eng damit
zu verknupfen, ob es jetzt Homophobie ist oder
nicht, ist die eine Sache. Ich glaube trotzdem, es ist
richtig, wenn wir die Normalitdat akzeptieren und
fur richtig halten, dann muss man sie auch fur alle
gesellschaftlichen Bereiche —und dazu gehort auch
das Aufziehen von Kindern — durchdeklinieren. Da-
fiir tritt der Senat auch ein. In dem Sinne wollen wir
das im Rahmen des Aktionsplans, aber auch so, wie
wir im Bundesrat agieren, weitermachen. — Des-
halb vielen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhofif: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bindnis 90/Die
Grinen und der SPD, Drucksache 19/1623, seine
Zustimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafiir SPD, Bilindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE,
BIW, Teile der FDP, Abgeordneter Patrick Oztirk
[SPD], Abgeordnete Wendland [parteilos], Abge-
ordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Teile der FDP)

Stimmenthaltungen?
(Teile der FDP)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Mit Beendigung dieses Tagesordnungspunktes tre-
ten wir in die Mittagspause ein, und ich unterbre-
che die Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.55 Uhr)
*

Vizeprasident Imhoff eroffnet die Sitzung wieder
um 14.30 Uhr.

Vizeprasident Imhoif: Die unterbrochene Sitzung
der Burgerschaft (Landtag) ist wieder eroffnet.

Auf der Besuchertribline begrii3e ich recht herzlich
das 2. Semester des Studienganges Politikmanage-
ment der Hochschule Bremen und Auszubildende
der Gesundheits- und Krankenpflege der Kranken-
pflegeschule. Ich wunsche Thnen einen interessan-
ten Nachmittag.

(Beifall)

Bremische Wohn- und Betreuungsaufsicht end-
lich personell stiarken.

Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 9. April 2018

(Drucksache 19/160%)

Wir verbinden hiermit auBerhalb der Tagesord-
nung

Die Wohn- und Betreuungsaufsicht darf kein
stumpies Schwert sein.

Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU
vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1633)

und auBerhalb der Tagesordnung

Wohn- und Betreuungsauisicht weiter stairken
und ausbauen.

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen und
der SPD

vom 24. April 2018

(Drucksache 19/1645)


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1623
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1607
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1633
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1645
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Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Er-
lanson.

Abgeordneter Erlanson (DIE LINKE)): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, liebe Kollegen und Kollegin-
nen, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Gaste!
Wir diskutieren heute, so wurde es angekundigt,
uber die personelle Verstarkung der Bremischen
Wohn- und Betreuungsauifsicht. Vorweg mochte
ich einen Satz stellen, ein Leitmotiv, das dem Kern
nach dafir stehen soll, was wir heute diskutieren.
Der Satz lautet: Jeder Mensch mochte sich und
seine Angehorigen im Alter gut versorgt und auf-
gehoben wissen.

Eigentlich doch ein gutes Leitmotiv, auf das wir uns
hier alle einigen konnten. Aber wir mussen feststel-
len, in der Realitat erreichen uns schon fast Monat
fur Monat neue Hiobsbotschaften aus den Heimen
und Einrichtungen der Altenpflege in Bremen und
um Bremen herum. Bewohnerinnen und Bewohner
liegen sich wund, liegen durstig im Bett, miissen
stundenlang klingeln, bis jemand kommt, bekom-
men Magensonden, weil keine Zeit fur Hilfe bei der
Nahrungsaufnahme ist und die Hygiene spottet oft
jeder Beschreibung. Demente Patientinnen oder
Patienten werden erst nach Stunden von der Polizei
in ihre Einrichtungen zuriickgebracht, vereinzelt
sind Bewohnerinnen und Bewohner gewalttatigen
Ubergriffen von véllig iiberlasteten und schlecht
ausgebildeten Pflegepersonen ausgesetzt.

Die Liste ist leider sehr lang. Gerade in den letzten
Tagen mussten wir auch in Bremen Probleme mit
der Alloheim-Gruppe, einer bundesweit operieren-
den Residenzgesellschaft zur Kenntnis nehmen.
Die Liste von Einrichtungen, die letztendlich, wie
zum Beispiel diese Alloheim-Gruppe, die Bewoh-
nerinnen und Bewohner nur abzocken, wird auch
immer langer

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in einer
dlter werdenden Gesellschaft ist die Bedrohung der
Seniorinnen und Senioren zum wohlfeilen Ge-
schaft geworden. Oft werden nicht nur die Bewoh-
nerinnen und Bewohner schlecht behandelt, son-
dern auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter lei-
den unter schlechten Arbeitsbedingungen, Lohn-
dumping, mangelnder Fort- und Weiterbildung
und fehlender Wertschatzung. Dazu zahlt auch die
ungenugende Fachkraftquote von nur 50 Prozent,

wie auch der nach wie vor bestehende Skandal,
dass in der Nacht eine Pflegeperson fir zirka 50 Be-
wohnerinnen und Bewohner zustandig ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit
diese oft rein profitorientierte Versorgung mit ihren
negativen Auswirkungen nicht ins Kraut schieft,
gibt es ein Wohn- und Betreuungsgesetz samt einer
Betreuungsaufsicht. Mit der Novellierung des Ge-
setzes sind die Kontrollzustandigkeit der Betreu-
ungsaufsicht erweitert worden, so zum Beispiel auf
die ambulanten und die teilambulanten Pflegeein-
richtungen. Wir, DIE LINKE, finden das sehr gut.
Allerdings hat sich der Personalschliissel der Be-
treuungsaufsicht nicht geandert. Die Aufgaben ha-
ben sich fast verdoppelt, der Personalbestand ist
aber gleich.

Der NDR hat nach einer Recherche im Marz festge-
stellt, dass die Heimaufsicht die vorgeschriebenen
Regeliberprifungen im Jahr 2016 nur zu einem
Viertel erfiillen konnte. Grund dafir sind die vielen
anlassbezogenen Uberpriifungen von Beschwer-
den der Bewohnerinnen und Bewohner oder deren
Angehorigen bei einer generell zu dinnen Perso-
naldecke. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, das miissen wir stoppen!

(Beifall DIE LINKE)

Lassen Sie mich auch sagen, die CDU hat in einem
Punkt Recht, ndmlich in ihrer Uberschrift und die
heiBit: ,Die Betreuungsaufsicht darf kein stumpfes
Schwert sein”. Dem stimmen wir voll und ganz zu,
sie darf kein stumpfes Schwert sein, das sind wir
den Bewohnerinnen und Bewohnern schuldig.

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Und dem
Rest!)

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE
beantragt nun zum dritten Mal, das erste Mal bei
der Verabschiedung des Gesetzes, das zweite Mal
bei der Haushaltseinbringung und heute erneut
eine Verdoppelung des Personals in der Aufsichts-
behoérde. Die Fraktion DIE LINKE fordert eine per-
sonelle Verstarkung des Personals um zehn Stellen.
Wir weisen auch auf eine Gegenfinanzierung hin
und das bedeutet fiur uns, DIE LINKE, schon viel.

(Abgeordneter Fecker [Biindnis 90/Die Grinen]:
Das stimmt!)

Des Weiteren fordern wir aber auch eine transpa-
rente und offentliche Berichterstattung von den
Prifungen der Einrichtungen, die stattfinden. Wir



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 61. Sitzung am 25.04.2018

4931

wollen, dass sie im Internet transparent gemacht
werden und sich jeder tiber den Zustand der ein-
zelnen Einrichtungen informieren kann. Das war
der erste Teil, zu den weiteren Antragen komme
ich noch einmal wieder. — Danke!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprdasident Imhoif: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Gronert.

Abgeordnete Gronert (CDU)’): Herr Président,
meine Damen und Herren! Es gibt sie noch, Pflege-
einrichtungen in denen die Pflege zufriedenstel-
lend, manchmal sogar sehr gut oder wenigstens gut
lauft.

(Beifall CDU)

Doch leider sind das nicht die Einrichtungen, uber
die wir uns in dieser Stadt die Kopfe heill reden.
Wir horen meistens nur von denen, wo es offen-
sichtlich Probleme gibt. Ins Detail mochte ich jetzt
nicht gehen, denn das haben die Medien in den
letzten Wochen bereits ausfiihrlich, und ich hoffe
gut recherchiert, ibernommen. Wir miissen uns
auch nichts vormachen, manche Einrichtung, die
mit ihren Schwachen gerade nicht im 6ffentlichen
Fokus steht, ist auch nicht unbedingt ein Einser-
Kandidat. Viele Menschen fragen sich aber inzwi-
schen, warum Probleme manchmal Monate oder
sogar jahrelang nicht gelost werden. Sie werden
den Eindruck einfach nicht los, dass das Wohn- und
Betreuungsgesetz, frither Heimgesetz, gar keine
Wirkung hat.

Die Fraktion DIE LINKE hat vielleicht deshalb ih-
ren Antrag eingebracht, mit dem sie sofort zehn zu-
satzliche Vollzeitstellen bei der Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht und endlich veroffentlichte Prifbe-
richte fordert. Im Kern ist das auch richtig, denn die
Heimaufsicht arbeitet personell am Limit und
schafft, wie wir inzwischen wissen, gerade ein
Viertel ihrer Routineaufgaben. Doch es ist anderer-
seits gar nicht klar, wie viele neue Krafte wirklich
gebraucht werden. Deshalb werden wir den Antrag
auf eine Erweiterung um zehn Personen auch ab-
lehnen.

(Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: Weil er nicht von
euch kommdt!)

Nun gibt es auch noch einen Antrag von der Koali-
tion, den wir ebenfalls ablehnen werden. Die Koa-
lition fordert, dass der Senat prift und berichtet,
wie er die Wohn- und Betreuungsaufsicht um zwei

Vollzeitstellen aufstocken konnte. Eine eindeutige
Forderung nach zwei weiteren Stellen sahe aber si-
cher anders aus, meine Damen und Herren.

Wirklich nachdenklich macht mich allerdings die
zweite Forderung der Koalition nach umzustruktu-
rierenden Arbeitsablaufen bei der Heimaufsicht.
Anscheinend gehen Biindnis 90/Die Grinen und
die SPD wirklich davon aus, dass die Heimaufsicht
die anfallende Arbeit und dabei besonders die jahr-
lichen Kontrollen grundsatzlich doch schaffen
misste, wenn sie sich besser organisieren wirde.
Wenn dem aber so ware, dann sollte die Sozialse-
natorin das doch bitte direkt mit der Heimaufsicht
klaren und die Koalition sollte ihre eigene Behorde
vielleicht klugerweise nicht 6ffentlich an den Pran-
ger stellen.

Unser eigener Antrag soll indes ein Anstof} sein,
noch ein Stick weiter zu denken, denn eigentlich
werden mehr Personal und veroéffentlichte Priifbe-
richte es alleine gar nicht richten. Wir wollen des-
halb, dass kontrolliert wird ob und wie man durch
eine Uberarbeitung der internen Anweisungen der
Heimaufsicht und der ubergeordneten bundes-
und landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften
Verfahren mit auffélligen Einrichtungen kinftig
rechtssicher verkirzen kann. Dafir muss auch die
Frage, in welchem Verhaltnis der Schutz der Pfle-
gebedirftigen und die Freiheit eines Einrichtungs-
betreibers zueinander stehen, eindeutiger als bis-
her beantwortet werden. Das sind Punkte, deren
Klarung auch letzte Woche in der Sozialdeputation
fir wichtig gehalten wurde und die die Koalition
auch in ihrem Antrag héatte aufnehmen koénnen.
Denn die Sozialgesetzgebung gibt es grundsatzlich
nicht her, dass man pflegebediirftige Menschen,
dhnlich schnell wie Kinder aus schadlichen Famili-
enverhdltnissen, aus ihren Einrichtungen nehmen
und woanders unterbringen kann. Das wollen wir
so auch gar nicht. Aber trotzdem muss bei Gefahr
im Verzug schneller als bisher gehandelt werden
konnen.

(Beifall CDU, FDP)

Jeder vernachlassigte Mensch in einer Pflegeein-
richtung ist ein Mensch zu viel, dem man in seiner
Wiirde nicht gerecht wird. Wir sollten uns solche
Vorkommnisse deshalb auch nicht einfach monate-
lang ansehen, nur weil rechtliche Fragen womog-
lich unnétig hin- und hergeschoben werden.

Wir haben aber noch weitere Forderungen: Die
schnelle Verodffentlichung der Prifberichte ist
ebenso unser Anliegen wie das der Fraktion DIE
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LINKE. Wir fordern auch die kostenfreie Beratung
von Einrichtungen durch die Heimaufsicht auf ma-
ximal sechs Monate zu beschranken. Zudem wol-
len wir, dass die Heimaufsicht verschriftet nach
welchem Muster die Begleitung einer auffalligen
Einrichtung ablauft. Es muss schlieBlich eine Linie
geben, nach der alle Mitarbeiter der Heimaufsicht
vorzugehen haben und die auch in allen Einrich-
tungen verfolgt wird. Und, wie gesagt, wir fordern
auch mehr Personal, aber mehr Personal allein wird
die Prozesse mit auffalligen Einrichtungen leider
nicht beschleunigen. Dafiir mussen die Wege da-
hinter verkirzt werden. Ich hoffe, auch wenn Sie
unseren Antrag heute ablehnen, dass Sie sich trotz-
dem um diese Fragen kimmern. — Danke!

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Gorgu-Philipp.

Abgeordnete Gorgii-Philipp (Biindnis 90/Die Grii-
nen)’): Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Es gehort zu den Pilichten der Landes-
regierung dafuir Sorge zu tragen, dass die Men-
schen die in Betreuungs- und Wohneinrichtungen
leben, gut versorgt sind. Es geht um Standards die
eingehalten werden miussen trotz Fachkrafteman-
gels, trotz hoher Arbeitsbelastung. Es geht um
Standards die gerade auch bei denjenigen einge-
halten werden miissen, die selber so alt, schwach
oder krank sind, dass sie selber nicht mehr eigen-
standig auf ihre Rechte hinweisen konnen. Es geht
um die Wiirde der Bewohnerinnen und Bewohner,
um ihre korperliche und seelische Unversehrtheit,
um ihre Selbstbestimmung. Ich denke, da sind wir
uns alle einig.

Und genau deshalb kommt der Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht eine so wichtige Rolle zu. Dass dies
eine groBle, verantwortungsvolle Aufgabe ist, wis-
sen die Mitarbeiter der Wohn- und Betreuungsauf-
sicht naturlich am allerbesten. Sie miissen einer im-
mer groBeren Anzahl von Beschwerden nachge-
hen. Das erfordert eine hohe Intensitat, die Mangel
sind nicht mit einem Durchgang beseitigt. Dafur
braucht es mehrfache Besuche und Gesprache, bis
sie nachhaltig behoben sind. Natiirlich ist die Oko-
nomisierung der Pflege ein Problem. Die wieder-
holt verhangten Belegungsstopps wie zuletzt im Al-
loheim in der Marcusallee zeugen davon, wie wich-
tig die zeitnahe und kontinuierliche Arbeit der
Wohn- und Betreuungsaufsicht ist. An dieser Stelle
mochte ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der Wohn- und Betreuungsaufsicht einen groBen

Dank fir ihre Arbeit aussprechen, ich denke spa-
testens seit der letzten Sitzung der Sozialdeputa-
tion auch im Namen aller Sozialdeputierten.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)

Das Problem, das sich nun immer deutlicher zeigt
ist, dass die Wohn- und Betreuungsaufsicht ihrem
gesetzlichen Auftrag der Regelprifungen mit dem
bestehenden Personal kaum noch nachkommen
kann. Das liegt an zwei Dingen. Erstens: Es gibt,
wie eben erwahnt, deutlich mehr anlassbezogene
Priufungen, die sehr zeitaufwandig sind. Zweitens:
Wir Parlamentarier haben durch die Novellierung
des Gesetzes die Tatigkeitsfelder noch erganzt.
Auch fiur den Bereich der ambulanten Pflege-
dienste soll die Wohn- und Betreuungsaufsicht die
erste Anlaufstelle sein.

Im Gegensatz zu der LINKEN versprechen wir
nicht das Blaue vom Himmel mit zehn zusatzlichen
Stellen. Das ware mehr als eine Verdoppelung der
Stellen bei unserem, nach wie vor, engen Haushalt.

(Abgeordneter JanBen [DIE LINKE]: Ware doch no-
tig!)

Daher beantragen wir von der Fraktion Biindnis
90/Die Grunen als Sofortmafinahme die Einrich-
tung von zwei Vollzeitstellen. Das sind 80 Stunden
mehr Kontrolle pro Woche. Zudem wollen wir, dass
die bisherigen Arbeitsprozesse, Arbeitsablaufe und
Arbeitsaufteilungen tiberprift und gegebenenfalls
optimiert werden. Wir wollen die Wohn- und Be-
treuungsaufsicht schnell und effektiv stairken. Ende
des Jahres wird dazu eine Auswertung vorliegen,
dann koénnen wir ablesen, wie sich diese MaBinah-
men in der Praxis ausgewirkt haben. Das war mein
erster Teil, ich komme wieder. — Danke!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhofif: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Mohle.

Abgeordneter Mohle (SPD)’): Herr Président,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen
Sie auch mich an den Anfang einen Satz stellen,
der mein Leitmotiv in der Frage der Pilege ist: Die
Wiirde des Menschen ist unantastbar.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Fur mich gilt dies gerade und insbesondere fur die-
jenigen Menschen, die alter sind, die sich nicht
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mehr selbst versorgen konnen, die auf Hilfe ange-
wiesen sind. Wer vor gar nicht so langer Zeit in bu-
ten und binnen den Bericht tiiber das Alloheim -
Wohnheim und diesen armen Menschen mit seinen
offenen Wunden gesehen hat, in denen man bis auf
die Knochen schauen konnte, wer liber diese Bilder
nicht erschiittert war, der muss ein Herz aus Eisen
haben. Mich hatte das zum Heulen bringen kon-
nen, dass in diesem Bundesland so etwas passieren
konnte. Das sage ich ganz deutlich.

(Beifall SPD, FDP)

Nachdem buten und binnen den Bericht gezeigt
hat, das hat mir die Tochter dieses Mannes ge-
schrieben, ist dieser in ein Krankenhaus gekom-
men. Man hat versucht ihm noch zu helfen mit vie-
len Operationen, es hat nichts genttzt. Dann hat
man versucht ihn mit Morphium schmerzfrei zu be-
kommen aber er ist dort verstorben. Ich glaube,
wenn Fakalien in solchen Wundrandern gefunden
werden, niemand sagen kann, das sei kein Pflege-
fehler. Das kann man mir nicht einreden.

Jetzt lassen Sie mich noch ein paar Dinge zu Allo-
heim sagen. Das ist ein riesengroBler Konzern, die
haben bundesweit 164 stationare Pflegeeinrichtun-
gen, 13 Neubauten, 35 Einrichtungen mit betreu-
tem Wohnen und 17 ambulante Dienste. Alloheim
gehort zu den drei grofiten, privaten Anbietern. Ich
habe im Internet recherchiert. Ein schwedisches
Konsortium hat Alloheim fiir 1,1 Milliarden Euro
aufgekauft. Wenn man sich im Internet umschaut,
dann stellt man fest, dass es in der Szene der Finan-
ziers um die Altenpflege eine Art Goldgraberstim-
mung gibt.

(Beifall BIW)

Da kann man nachlesen: Rendite bis zu zehn Pro-
zent garantiert. Was mich richtig emport ist, dass
dann der Hinweis folgt, dass das deswegen so si-
cher ist, weil das Sozialgesetzbuch XI im Grunde
genommen ihre finanziellen Risiken abfangt. Das
Sozialgesetzbuch XI befasst sich mit der Altenver-
sorgung, um das jetzt einmal abzukiirzen.

Ich sage das deswegen, weil diese Konsortien nicht
bereit sind, eine vernunftige Pflege zu organisie-
ren, sondern weil sie in der Hauptsache, zu allererst
ein groBes Interesse an Gewinnmaximierung und
Profit haben. Erst an zweiter Stelle steht dann die
Frage der Qualitat. Ich bin ganz sicher, dass die
klein- und mittelstandischen privaten Anbieter, die
bereitstehen, alle zunehmend vom Markt wege-
kauft werden, auller den gemeinnttzigen. Das ist

dann die AWO, das ist das Rote Kreuz, das ist die
Bremer Heimstiftung, diejenigen, die gemeinnit-
zig sind, haben natiirlich eine Uberlebenschance.

Ich glaube, dass wir die Probleme in den Allohei-
men mit der Kontrolle deswegen auch nicht in den
Griff bekommen, weil die gar nicht daran interes-
siert sind in erster Linie Verbesserungen herzustel-
len, sondern weil die ihre Anwalte einsetzen, um
gegen MalBnahmen, die das Ressort ergreift, Ein-
spruch zu erheben. Warum lassen wir das zu? Weil
wir in einem Rechtsstaat leben. Man kann an be-
stimmten Dingen nicht so schlankweg etwas &n-
dern. Meine These ist, dass man in einer etwas lan-
geren Perspektive dahinkommen miussen wird,
diesen Finanzinvestoren Schranken aufzuweisen.
Ich habe nichts dagegen, dass man eine Einrich-
tung betreibt und damit auch Gewinn machen
mochte. Das ist hdufig das Interesse von Unterneh-
men, damit habe ich keine groBen Probleme. Die
Frage ist aber, welche Gewinnmargen ich da her-
ausholen will. Wenn ich so hohe Gewinnmargen
benenne, dann ist doch vollig klar, dass das auf
Kosten der zu Pflegenden, aber mindestens ge-
nauso stark auf Kosten derjenigen geht, die in die-
sen Einrichtungen arbeiten.

(Beifall SPD)

An dieser Stelle, lassen Sie mich das einmal sagen:
Die Arbeit in einem Pflegeheim verdient unseren
allergroBten Respekt.

(Beifall SPD, CDU)

Das ist eine fachlich hochkompetente Ausbildung,
die man braucht, um das richtig zu machen und es
ist auch menschlich eine sehr schwierige Aufgabe.
Gelegentlich sind auch die zu Pflegenden nicht
einfach im Umgang. Wenn man dann von Gewalt
in der Pflege redet, dann will ich ehrlicherweise sa-
gen, dass es auch manche Félle gibt, wo es umge-
dreht ist, wo die zu Pflegenden ziemlich aggressiv
sind und da braucht es Professionalitat, um mit die-
sen Menschen ordentlich umgehen zu kénnen.

Wenn wir immer nur die negativen Beispiele disku-
tieren, dann hat das den Nachteil, dass das, was wir
eigentlich wollen, namlich eine positive Image-
kampagne fiir den Beruf der Altenpflege zu errei-
chen, stoért. Und ich wiirde gern auch nur Positives
berichten, und deshalb will ich an dieser Stelle, wie
meine Kollegin Gronert auch schon, immerhin sa-
gen, dass es viele Einrichtungen gibt die sehr gute
Arbeit machen. Ich weil von einer Leiterin einer
Einrichtung aus Bremerhaven, die mir gesagt hat,
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dass das fir sie so schade ist, weil ihre Mitarbeiter
gute Arbeit machen und sie bei jedem Skandal der
offentlich diskutiert wird, in Mitleidenschaft gezo-
gen werden, als wenn sie alle verhaftet wiirden.

(Glocke)

Jetzt habe ich mich gerade warmgeredet. Aber wir
haben ja zweimal finf Minuten, dann setze ich
meine Rede in den ndachsten finf Minuten fort. —
Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Vizeprasident Imhofif: Als ndachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es ist
schon deutlich geworden, wir haben auf der einen
Seite Pflegeeinrichtungen, Pflegeheime fur altere
Menschen, in denen sehr gute Arbeit geleistet
wird, bei denen wir uns nur freuen koénnen, dass es
sie gibt, dass dort Menschen verantwortungsbe-
wusst arbeiten. Auf der anderen Seite haben wir
die Heime, bei denen es misslingt und nicht nur
misslingt, sondern teilweise systematisch misslingt.
Die schlecht organisiert sind, bei denen die Quali-
tat nicht gesichert ist und bei denen Menschen zu
Schaden kommen. Das ist etwas, was wir nicht hin-
nehmen wollen und nicht hinnehmen kénnen und
deswegen gibt es die Wohn- und Betreuungsauf-
sicht und die muss auch so arbeiten konnen, dass
sie diese Missstande abstellt. Dafiir miissen wir mit
den entsprechenden gesetzlichen Grundlagen und
durch ausreichend Personal sorgen.

(Beifall FDP)

Wir haben zudem den Medizinischen Dienst, der
kontrolliert. Auch da muss man sagen: loblich.
Auch wie gut die Kooperation zwischen Wohn- und
Betreuungsaufsicht und Medizinischem Dienst, ge-
rade in den Missstandsfallen ist, bei denen man
sich abstimmt, wo man miteinander redet, hier
tauscht man die Berichte gegenseitig aus, um dar-
aus entsprechende Schliisse zu ziehen. Nun ist im-
mer die Frage: Wie geht man damit um? Diese Dis-
kussion haben wir schon mehrfach gefiihrt. Die
Frage ist: Wie lange berat man? Wie lange geht
man freundlich miteinander um und sagt aber
auch, welche Moglichkeiten man sonst hatte. So
wie die Falle von der Wohn- und Betreuungsauf-
sicht, so wie ich sie wahrnehme und so wie die Falle

uns dann auch im nicht 6ffentlichen Teil der Sit-
zung der Sozialdeputation geschildert werden, be-
arbeitet werden.

Ja, es braucht dafir einen ganzen Instrumenten-
koffer, mit dem man dann vorgehen kann, mit dem
man hingehen und schauen kann, ob es Verbesse-
rungen gegeben hat und wenn es Verbesserungen
gegeben hat, darauf auch entsprechend eingeht.
Aber ich kann nicht von vornherein sagen, dass ich
in einer bestimmten Zeit ein bestimmtes Ergebnis
erreicht habe. Die Beratung der Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht ist auch nicht die Beratung eines
Dienstleisters und deswegen ist sie auch nicht eben
einmal einzukaufen, sondern es ist die Beratung ei-
ner Behorde, die im Zweifel Sanktionen verhangt.
Das ist durchaus eine ganz andere Qualitat. Des-
wegen verstehe ich den CDU-Antrag an der Stelle
nicht.

(Abgeordnete Neumeyer [CDU]: Ich wirde Thnen
das gern noch einmal erklédren.)

Ich winschte mir, dass ein in Schieflage geratenes
Heim sich sofort Beratung holt, denn wenn sie das
nicht selbst konnen, brauchen sie diese Beratung
sofort. Die kann die Wohn- und Betreuungsaufsicht
sowieso nicht ersetzen. Sondern das ist die Bera-
tung einer Behorde, was abzustellen und zu ver-
bessern ist. Das ist eine ganz andere Qualitat und
hier nicht zu verwechseln.

(Beifall FDP, BIW)

Da jeder Fall anders ist, es Besserung gibt. Und
wenn sich ein Missstand gedndert hat und ein
neuer auftritt, muss ich das doch anders bewerten
in einer Einrichtung, als wenn der Missstand nicht
abgestellt wird. Genauso muss man damit umge-
hen. Wortiber wir diskutieren miissen, ist nicht nur,
dass mehr Personal gebraucht wird, sondern auch
uber die Frage, wie Untersuchungen erfolgen.
Miissen Trager, die regelmaBig gut sind, so haufig
besucht werden? Wir brauchen mehr anlassbezo-
gene Kontrollen fiir die schwarzen Schafe, die wir
haben. Fiir solche Einrichtungen wie das Alloheim,
die wirklich viel Personal binden, weil sie auch Wi-
derspruchsverfahren und so etwas anstrengen, die
dann erst einmal bearbeitet werden miissen. Und,
wir miissen uns am Ende fragen — vielleicht kénnen
wir das auch gar nicht bremisch 16sen: Sind diese
ganzen Verwaltungsverfahren mit ihren Wider-
spruchsmoglichkeiten und den Fristen, die darin
sind weil das im Verwaltungsrecht so geregelt ist,
angemessen fir den Umgang mit Menschen in ei-
ner solchen sensiblen Situation? Oder muss es da
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Fristverkurzungen geben, kiirzere Widerspruchs-
fristen, kiirzere Reaktionszeiten, weil es am Ende
um Menschenleben geht? Wir haben den Fall von
Herrn Mohle gehort. Das sind Folgen, die dort ein-
treten konnen. Die muss man vor Augen haben und
entsprechend schnell und verantwortlich reagie-
ren.

Als Ultima Ratio muss dann auch die Moglichkeit
der SchlieBung einer Einrichtung vorhanden sein.
Das konnen wir nicht vermeiden. Dafiir werden
dann Notfallplane gebraucht, es muss Ersatzplatze
geben, es muss geklart werden, wie das erfolgen
soll. Aber auch das kann man nicht theoretisch kla-
ren, weil es immer darum geht: Wie die ist Einrich-
tung? Welche Bewohner sind dort? Muss man die
Einrichtung nur zum Teil schlieBen fur bestimmte
Bewohner? Alle diese Fragen, die kann man nicht
theoretisch klaren, sondern die muss man dann
praktisch klaren.

(Beifall BIW)

Da wir qualifiziertes Personal bei der Wohn- und
Betreuungsaufsicht haben, das genau weil3, welche
Notwendigkeiten dort bestehen und sich auch mit
den Fallen auskennt, weil es aus der Praxis kommt,
bin ich sehr zuversichtlich, dass das gelingt. Denn,
wenn wir das gut aufstellen — deswegen sind wir
auch fiir mehr Personal, zwar nicht im Sinne der
LINKEN, aber im Sinne der Koalition — gelingt es
uns auch, dass die Menschen in Wiirde und selbst-
bestimmt und so lange und so eigenstandig wie
moglich leben koénnen. Das muss das Ziel sein,
selbst wenn sie Pflegestufe 4 oder 5 haben. — Herz-
lichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasident Imhoff: Als ndachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Remkes.

Abgeordneter Remkes (BIW)’): Herr Président,
sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Frau Senato-
rin, liebe Besucher!

Personal aus Alters- und Pflegeheimen macht auf
Missstande aufmerksam. Durch die Unterbeset-
zung und den standigen Druck von oben und die
pausenlosen Spatdienste, haben Pflegepersonal
und -personen viel zu wenig Zeit fiir die Bewohner.
Sie werden schlecht betreut, ihr Alltag ist schwer,
angsterfullt und unertraglich. Fehlende Medika-
mente, tagelang ungewaschen, das sind keine Zu-
stande. Die Sendung buten un binnen berichtete

erst kiirzlich tiber ein solches Heim in der Mar-
cusallee, wie eine meiner Vorrednerinnen an-
merkte. In letzter Zeit hat sich dort die personelle
Situation stark verschlechtert. Leider ist sie dort
schon langer schlecht, sei es ins Bett legen, schnell
Waschen, alles was dazugehort. Es werden Medi-
kamente verschrieben, aber sie werden erst am
nachsten Tag verabreicht. So ist Pflege heute. Das
war eine Aussage, schrecklich, grausam und men-
schenunwirdig. Mehr als satt und sauber ist ein-
fach zu wenig. Nicht einmal das Minimum wird
hier erfiillt.

Meine Damen und Herren, gefallt Ihnen das? Das
sind Menschen und keine Ware, die man abschop-
fen kann oder nach Richtlinien einer Verwaltung
behandeln und versorgen muss. Wo ist da die Auf-
sichtspflicht? Aber wenn das Betriebsklima viel-
leicht schon schlecht ist, dann sollte man dartiiber
nachdenken. Wie sagte es die CDU: Solche Fiih-
rungskrafte waren in der freien Wirtschaft untrag-
bar. Stellen Sie sich Ihrer Verantwortung. Ich ap-
pelliere an das Gewissen. Die eigene Partei disku-
tiert schon uber einen Neuanfang ohne die Senato-
rin oder ist es gewissensneutral?

Vier Abende hintereinander wurde mein Vater un-
gewaschen in das Bett gelegt, es kamen immer die
Aussagen, gewaschen wird nur morgens in der
Frih. Wir legen die Bewohner erst hin, dann mis-
sen wir schauen, was wir alles noch in unserem
Dienst schaffen. Unfassbar! Den Pflegekraften
kann man keinen Vorwurf machen, sie machen
eine hervorragende Arbeit. Doch was zu viel ist, ist
zu viel. Sie sind sehr unzufrieden mit ihrer Situation
denn sie wissen, was gemacht werden musste, kon-
nen es aber nicht, weil es zeitlich einfach nicht zu
schaffen ist. Miindliche Aussagen wie: Hier in die-
sem Hause mochte ich eigentlich nicht mehr arbei-
ten, da kann einem nur schlecht werden, einfach
menschenunwirdig! Bitte, meine Damen und Her-
ren, das sind Aussagen vom Pflegepersonal und
nicht von mir.

Heimbetreiber und auch Prifer spielen immer alles
herunter, es werde nach den Vorgaben mit Bezug
auf die Pflegeschlissel, Besetzung von Nacht-
schichten und alles eingehalten, was die Vorschrif-
ten verlangen. Vielleicht stecken Finanzinvestoren
dahinter, denen die personliche Pflege vollkom-
men egal ist, Hauptsache das Geld stimmt.

(Beifall BIW)

Noch einmal, meine Damen und Herren, da geht es
um Menschen, vielleicht sogar unsere Eltern oder
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Verwandte, die in diesen Heimen sind. Wie Sie aus
der Presse in letzter Zeit erfahren haben, hat sich
kurzlich ein 52-jahriger Mann in Vegesack, laut
Polizei, selbst getotet. Offenbar erst seine Mutter
und dann sich selbst, weil er mit der Pflege seiner
86 Jahre alten Mutter uberfordert gewesen sei.
Meldungen wie diese sind alarmierend und stim-
men mich sehr, sehr traurig. Wo ist da die qualifi-
zierte Kontrolle? Ein Heim, das nicht ordentlich
pilegt, solch ein unmogliches Heim bekommt sogar
noch die Note 1,2. Eine Note sechs ware noch viel
zu gut dafir. Betroffene konnen sich leider meist
nicht wehren. Woran sollen sich denn die Birgerin-
nen und Burger orientieren? Bestimmt nicht an so
einer Liugenbenotung. Einzelbenotungen kénnen
immer ausgleichen, wenn alles rechtzeitig gemacht
und dokumentiert wird. Meine Damen und Herren,
eine Schande fiir das Ressort und die Senatorin, ich
muss es leider immer wieder sagen.

Ausnahmsweise ist Bremen einmal nicht auf dem
letzten Platz mit der Auffalligkeit von Heimen in
der Pflege in Deutschland. Aber an viertschlechtes-
ter Stelle mit 68,6 Prozent in diesem traurigen Ran-
king. Das Problem lag bislang darin, dass die vom
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung
festgestellten Prifergebnisse beschonigend in den
Pflegenoten dargestellt werden und festgestellte
Missstande nur auf den zweiten Blick erkennbar
sind. Zwar erstellen die Prifer der Krankenkassen
detaillierte, aussagekraftige Berichte iber den Zu-
stand der Bewohner, doch die bleiben immer unter
Verschluss und werden nicht veroffentlicht. Wird
da vielleicht etwas verschwiegen? So viel zur
Transparenz.

Die Bundesregierung sieht sich fur all dies nicht in
der Verantwortung: Schuld am Pflegedschungel sei
nicht die Politik, sondern die Selbstverwaltung,
also die Kassen und die Heimbetreiber, bei denen
laut Gesetz die Verantwortung fiir ein aussagekraf-
tiges Qualitatstransparenzsystem liegt. Leider kon-
nen die Vertreter sich nicht auf ein wirklich aussa-
gekraftiges System verstandigen. Herausgenom-
men sind deshalb die noch immer geltenden Pfle-
genoten fur die Heime, die die Menschen in die Irre
fihren und in denen oft gelogen wird. Jetzt ver-
steht man auch warum.

Im vergangenen Jahr hat der Medizinische Dienst
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen die
Aussetzung des Notensystems gefordert. Wahrend
man sich in der Pflegebranche bereits Gedanken
dartiber machte, wie das System verbessert werden
konnte, steuert die SPD im Bund dagegen und ver-

hindert die Aussetzung mit dem Argument, es be-
stehe dann die Gefahr, dass es am Ende gar keine
Bewertungssysteme mehr gebe. Meine Damen und
Herren, dann lieber kein Bewertungssystem als so
ein verlogenes und korruptes Bewertungssystem.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Mitte 2018 soll es neue
Bewertungsstandards geben, laut Bundesregie-
rung. Wir als Birger in Wut fordern, dass endlich
die Heimaufsicht ihrer Aufgaben gerecht wird und
spatestens bei eklatanten Vorfallen umgehend
auch ein Heim schlieBen lasst, einschneidende
MaBnahmen ergreift beziehungsweise einen
neuen Trager fordern sollte. Wir sind gern bereit,
an einem runden Tisch teilzunehmen. Wir stimmen
dem Antrag der LINKEN zu und den Antrag der
SPD werden wir ablehnen, weil es sich nur um Ab-
sichtserklarungen handelt. - Danke, meine Damen
und Herren!

(Beifall BIW)

Vizeprasident Imhoif: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abgeordneter Erlanson (DIE LINKE)'): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren, liebe Kollegen!

Lassen Sie mich in meiner zweiten Stellungnahme
noch einmal etwas zu den Antragen der CDU und
der Koalition sagen. Der CDU-Antrag, ich glaube,
das hat man schon gemerkt, geht aus unserer Sicht
sicherlich in die richtige Richtung. Aber, ich will es
einmal so ausdriicken, sie driicken sich wieder vor
dem Konkreten. Konkret ware, wenn Sie eine Zahl
nennen wiirden, wieviel Personal die Wohn- und
Betreuungsaufsicht braucht. Das tun sie aber wie-
der nicht. Ich finde, das ist ein immer gleichblei-
bendes Muster. Ich mochte auch sagen, wenn wir
als Opposition keine konkreten Personalzahlen be-
nennen, dann kommen am Ende die bescheidenen
und eigentlich nicht tolerierbaren zwei Stellen der
Koalition dabei heraus. Ich glaube, so kann man
nicht vorgehen.

(Vizeprasidentin Dogan tibernimmt den Vorsitz.)

Sie miissen an solchen Stellen auch einmal Farbe
bekennen. Damit miissen Sie natiirlich auch Farbe
bekennen, was das kostet, und dann miissen Sie
auch Farbe bekennen, wo Sie das herholen wollen.
Das tun Sie nicht. Deshalb ist das so eine Anstren-
gung hier.
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(Beifall DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie
machen aber immerhin einen anderen Vorschlag,
namlich in Ihrer Forderung 1b und 1f fordern Sie
den Einkauf von Unternehmensberatungsfirmen.
Was soll ich dazu sagen? Ich bin der Meinung, wie
die einzelnen Heime, wie Alloheim oder so, aufge-
stellt sind, ist mir einerlei. Denen will ich nicht noch
mit Unternehmensberatungen auf einen profitma-
ximierten Weqg helfen. Das kann nicht unsere Ab-
sicht sein. Was wir tun, muss den Bewohnerinnen
und Bewohnern helfen. Und deshalb werden wir in
diesem Fall IThren Antrag ablehnen.

(Beifall DIE LINKE)

Zur Koalition: Was das Gute an diesem Antrag,
finde ich, das muss man auch wirklich sagen, ist die
Ehrlichkeit. Sie geben zu, dass die Regelversor-
gung in dieser Aufsichtsbehorde einer Prioritdaten-
liste gewichen ist. Sie sehen auch eine Aufstockung
des Personals als unerlasslich an. Aber nattirlich
dann da zwei Stellen hineinzuschreiben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Koalition, das ist
mir zu wenig. Und interessanterweise, wenn ich
nun kritisiert habe, die CDU greift dann zur Unter-
nehmensberatungsfirma, dann schreiben Sie ein-
fach vor — Frau Gronert hat das dankenswerter
Weise auch schon erwahnt — dass das Personal sich
selbst rationalisieren soll. Na ja, die einen mit der
Unternehmensberatung, die anderen sagen, die
sollen das selbst tun. Nein, das ist einfach kein
Weg.

Lieber Kollege Mohle, mein Lieblingsfreund sozu-
sagen, es ist doch wirklich schon ein bisschen zum
Lachen, wenn Sie hier auf einmal den Antikapita-
listen machen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Und Sie? — Heiterkeit:
CDU, Biindnis 90/Die Griinen, BIW)

Das konnen Sie ja gerne tun. Da bin ich auch mit
Ihnen, das ist ja gar keine Frage. Das machen wir
gemeinsam. Aber das Entscheidende ist doch, Sie
missen dann irgendwann einmal auch sagen, dass
Sie etwas konkret tun wollen.

(Beifall DIE LINKE)

Das, was hier passiert, fallt ja nicht vom Himmel,
sondern es wird von uns hier im Parlament auch ge-
steuert und entschieden. Und da miissen wir etwas
machen. Und da muss auch der Kollege Mohle ir-
gendwann einmal etwas machen.

Ich sage zum Abschluss noch einmal in aller Deut-
lichkeit, denn es geht doch manchmal um die Ziel-
setzung. Ich sage, wer im Lande Bremen in einer
dlter werdenden Gesellschaft eine gute Altenpoli-
tik betreiben will, der muss die negativen Auswir-
kungen der Profitmaximierung in den Residenzen
und in den Pflegeheimen durch Kontrolle und o6f-
fentliche Transparenz minimieren, wenigstens mi-
nimieren! Aber Herr Mohle, ich sage Ihnen auch
ganz deutlich, wir als LINKE werden weiter dafir
kampfen, dass dieser ganze Sektor wieder zuriick-
kommt in den Non-Profit-Bereich der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge, denn da gehort er hin. Die Profit-
jager haben meiner Meinung nach in den Altenhei-
men nichts zu suchen.

(Beifall DIE LINKE, BIW)

Trotzdem, letztendlich brauchen wir aber mehr
Personal zur Kontrolle. Bitte stimmen Sie unserem
Antrag zu. Es ist auch Thre Zukunft. — Danke!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Gorgu-Philipp.

Abgeordnete Gorgii-Philipp (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Die Missstande, die durch den NDR
offentlich wurden, sind beunruhigend. Wir sehen
uns gefordert zu handeln. Aber wir sehen uns auch
gefordert, iiber den Tag hinaus zu denken und zu
planen. Die Themen Alter und Pflege werden uns
fortlaufend begleiten. Sie bediirfen unserer Auf-
merksamkeit und nicht nur, wenn die Medien das
Thema in den Vordergrund bringen. Wir brauchen
kluge und finanzierbare Losungen, die nachhaltig
wirken. Unser Augenmerk wird weiter darauf lie-
gen, Interventionskrafte zu stiarken. Die Auswei-
tung der Wohn- und Betreuungsaufsicht um zwei
Stellen ist dazu ein wichtiger Schritt.

Zum Antrag der CDU mochte ich sagen, dass ich
tberrascht bin. Kaum ist das Gesetz verabschiedet,
fordern Sie einen neuen Gesetzesentwurf zu immer
wieder den gleichen Punkten, wie zum Beispiel der
Veroffentlichungspflicht. Ich verweise auf die Re-
gelung in § 10 des Bremischen Wohn- und Betreu-
ungsgesetzes zur Transparenz und Veroffentli-
chungspflichten. Ich bin auch tberrascht tiber Ih-
ren Vorschlag, die Tatigkeiten der Wohn- und Be-
treuungsaufsicht nach auBien verkaufen zu wollen,
gerade das wollen wir ja nicht. Wir wollen diese
wichtige Aufgabe in staatlicher Verantwortung las-
sen und eben nicht 6konomisieren. Fur uns steht
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der Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner ein-
deutig tber der unternehmerischen Freiheit der
Einrichtungsbetreiber. Zu guter Letzt, das Gesetz
wurde gerade erst verabschiedet. Es enthalt viele
neue, gute Ansatze, wie die kultursensible und
gleichgeschlechtliche Pflege als auch Gewalt-
schutzprogramme. Diese innovativen Bestandteile
haben es verdient, sich zu bewahren und auch zu
entfalten. Das Gesetz ist bis 2022 befristet. Danach
gibt es erneut die Moglichkeit, sich einzubringen. —
Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Gronert.

Abgeordnete Gronert (CDU)’): Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich bin
doch in gewissem Sinne erschittert, wenn ich hore,
wie Herr Mohle und auch andere sich so hoch emo-
tional, dass ich es beinahe Hass nennen wiirde, au-
Bern und sich in Bezug auf private Einrichtungstra-
ger und gemeinniitzige Einrichtungen komplett an
die andere Seite stellen. Ich bin der Uberzeugung,
es gibt schlechte Pflege in jeder Einrichtungsform,
naturlich nicht in jeder Einrichtung, wir haben
viele Einrichtungen, in denen gut gepflegt wird.
Aber es gibt bei allen Anbietern schlechte Pflege
und auch nur einmal schlechte Pflege und da pas-
sieren auch Unglicke und so weiter. Die Stan-
dards, die wir haben, gelten fur alle. Die gelten
nicht nur fur private oder gemeinniitzige, sondern
fur alle Einrichtungen. Vorurteile helfen hier
grundsatzlich nicht weiter.

(Beifall CDU, FDP, BIW)

Es kann doch niemand von vornherein sagen,
wenn eine Einrichtung antritt um Pflege anzubie-
ten, dort wird schlecht gepflegt werden. Aber den
Eindruck hatte ich eben.

(Abgeordneter Rupp [DIE LINKE]: Das hat nie-
mand gesagt!)

Dass gewissermaBen gleich vorweg angenommen
wird, wenn bestimmte Einrichtungen antreten,
muss die Pflege wohl schlecht werden. Ich habe
auch nicht den Eindruck, dass Endzeitszenarien
wirklich weiterhelfen. Ich glaube, dass kaum je-
mand von denen, die heute gesprochen haben, dort
war. Trotzdem sind sie in séamtlichen Beschreibun-
gen —und da haben sich ja alle maBgeblich auf das
eine Haus bezogen, bei dem ich uiberhaupt nicht
sagen wurde, dass es da nicht Probleme gibt, die

gibt es ganz bestimmt — aber Sie haben bis in das
kleinste Detail beschrieben, was da alles nicht ge-
macht wird, was da alles schrecklich und furchtbar
ist. Das ist okay. Das Thema hat eine hohe Emotio-
nalitdat. Aber sich hinzustellen und das so zu be-
schreiben und zu malen, nur weil einem das so viel-
leicht in den Kopf kommt, so miisste das aussehen.
Aber als Politiker zu sagen, so ist das, das finde ich
ganz schwierig.

Es gibt namlich auch Menschen, die fuhlen sich in
dieser Einrichtung zu Hause und die fihlen sich
dort gut. Es bestehen dort auch Freundschaften
und es ist beileibe nicht so, dass alle Menschen sa-
gen, wir wollen hier unbedingt weg. Wenn es in
Richtung SchlieBung gehen muss, dann sollte es in
die Richtung gehen, dass man erst einmal tber
TeilschlieBungen nachdenkt und dass man sehr
sorgfaltig mit diesen unterschiedlichen Bereichen
umgeht, denn die Probleme gibt es meistens im Be-
reich Pflegestufe 4 und 5. Mich hat das zusatzlich
betroffen gemacht, weil Herr Mohle die Bilder aus
den Medien oder aus dem einen Medium, die ge-
zeigt wurden und die wirklich schlimm und er-
schreckend und traurig waren, so in den Fokus sei-
ner Debatte gestellt hat. Ich weil} nicht, ob Sie sich
jemals gefragt haben, ob dieser Mann dort viel-
leicht schon mit Wunden eingeliefert wurde. Mein
Informationsstand ist, dass dieser Mann seine Wun-
den schon hatte, als er in diese Einrichtung kam,
und zwar mit einer so schlimmen Diagnose auf-
grund seiner Vorgeschichte, dass da schon klar
war, dass er an diesen Wunden irgendwann ster-
ben wird, dass die sich ausbreiten werden und er
daran sterben wird.

(Abgeordnete Sprehe [SPD]: Dazu braucht es keine
Fakalien!)

Nein, das braucht es auch nicht und das kann ich
auch nicht erklaren. Fir mich steht zu sehr im
Raum, und ich will das wirklich auch nicht in
Schutz nehmen, aber es steht im Raum, dass dieser
Mann dort hingekommen ist und war gesund, hat
sich dort Dekubitusstellen durch schlechte Pflege
erworben und ist letztlich daran gestorben. Ich
finde, man muss die Kirche auch im Dorf lassen.
Man darf das nicht so auf die Spitze treiben. Ich bin
naturlich gegen schlechte Pflege. Aber trotz Emoti-
onalitat bei diesem Thema, denke ich, sollte man
sachlich bleiben und jetzt schauen, wie man das
mit dieser Einrichtung wieder hinbekommt. Aber
auch mit anderen Einrichtungen, die medial nicht
im Fokus stehen und bei denen es auch Probleme
gibt und wo die Heimaufsicht auch hin muss.
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Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: Das macht die An-
gelegenheit auch nicht besser!)

Nein, das macht es auch nicht besser. Aber trotz al-
lem kann es nicht sein, dass da Falschmeldungen
im Raum stehen. Man muss auch einmal dahinter
schauen. — Danke!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Mohle.

Abgeordneter Mohle (SPD)’): Frau Présidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe
eben vernommen, dass ich angeblich gegen priva-
tes Engagement in der Pflege ware. Wenn man das
so verstanden hat, dann hat man das missverstan-
den. Wofir ich bin ist, dass wir ganz klare Leitplan-
ken einziehen, wenn es um die Pflege geht. Dass
die Bedingungen fur das, was in der Pflege geleis-
tet werden muss, entlang der Pflegecharta organi-
siert wird, die ja allgemein bekannt ist. Das sind
Standards, unter denen darf in der Pflege nicht ge-
arbeitet werden. Dafur werbe ich und da glaube
ich, dass bestimmte Einrichtungen weniger Inte-
resse daran haben, das umzusetzen und etwas zu
tun als andere. Fir jedes mittelstandische Unter-
nehmen, meinetwegen auch Familienbetrieb, bin
ich begeistert, wenn die Pflege ausfuhren. Wenn
die Pflege in diesem Sinne ausfiihren, ist da uber-
haupt nichts gegen einzuwenden. So gesehen, war
das ein Missverstandnis.

Was ich tiberhaupt nicht nachvollziehen kann ist
das, was Sie eben gesagt haben, Frau Gronert, weil
wir in der Deputation eine lange Liste der Fehler
die dort gemacht worden sind, vorgelegt bekom-
men haben. Das hat sich niemand - auch mein
neuer Freund Erlanson nicht — ausgedacht.

(Zuruf: Lieber Freund!)

Mein lieber neuer Freund. Das hat sich niemand
ausgedacht. Das ist in der Deputation von der Sozi-
alsenatorin vorgelegt worden. Wir haben das sehr
grundlich und sehr sorgfaltig in der Deputation dis-
kutiert. Jetzt kommen Sie doch nicht und sagen,
wir hatten die Mangel hier und heute erfunden.
Was ist das denn fur ein Blodsinn!

(Beifall SPD)
Naturlich gibt es die Mangel. Und genau das ist das

Problem mit diesem Trager, dass er sich schon
lange weigert, diese Mangel abzustellen. Ich

glaube zwolf Mal oder so war die Heimaufsicht in
der Einrichtung und hat geprift und kontrolliert,
hat gemacht, getan und versucht. Der Heimauf-
sicht, der Wohn- und Betreuungsaufsicht, wie sie
jetzt heiBt, ist doch gar kein Vorwurf zu machen.
Das ist kein Kontrollmangel, bei dem man irgendet-
was lUbersehen hat, sondern das ist die strikte, hart-
nackige Weigerung eines Tragers das umzusetzen,
was ihm vorgegeben wurde. Jetzt sagen Sie irgen-
detwas von scharfem Schwert oder so. Was wollen
Sie denn scharfen, wie denn bitte schon?

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Stumpf!)

Wenn Sie sich selber hinstellen und sagen, eine
SchlieBung ist keine Option. Das ist im Ubrigen das
scharfste Schwert, dass wir namlich sagen kénnen,
wenn die sich nicht an die MaBgaben halten, dann
wird es einen Entzug der Betriebserlaubnis geben.
Das ist der hochste Druck, den man auf die Anbie-
ter austiiben kann, damit sie endlich das tun, was
wir gesetzlich von ihnen erwarten. Wir haben das
Wohn- und Betreuungsgesetz erneuert. Ist noch gar
nicht lange her. Dann ist klar, dass, so wie wir es
beschlossen haben, einige neue Aufgaben fiur die
Wohn- und Betreuungsaufsicht anfallen. Wir haben
zum Beispiel gesagt, wir wollen, dass die ambu-
lante Pflege auch in den Fokus kommt, in den Fo-
kus der Aufsicht. Wir haben gesagt, dass wir unbe-
dingt wollen, dass Angehorige die Heimaufsicht
auch als Ansprechpartner fiur ihre Kritik nehmen
konnen. Das bedeutet, dass sie angstfrei das ma-
chen konnen. Nicht alle, die etwas zu beméangeln
haben, trauen sich das zu melden, aus Sorge, dass
ihre Angehorigen die in der Einrichtung sind, hin-
terher noch schlechter behandelt werden als vor-
her. Das haben mir einige Leute erzéhlt. Im Ubri-
gen habe ich auch einige Einrichtungen besucht,
Frau Gronert, so ist das ja nun auch nicht. Aber
egal.

Mir ist daran gelegen, dass die hoheren Anforde-
rungen personell abgedeckt werden. Ich habe vom
Ressort gehort, dass sie glicklich und froh waren,
wenn sie diese zwei Stellen bekdmen. Zehn Stel-
len, das halte ich fiir ibertrieben, das halte ich auch
fir nicht umsetzbar. Stimmen Sie doch einfach un-
serem guten, gelungenen Antrag zu, dann bekom-
men wir zwei neue Stellen und dann schauen wir
einmal, wie sich das entwickelt. Wie wir im Ubri-
gen sowieso die ganze Frage der Heimaufsicht wei-
ter im Blick behalten miissen. Ich ware froh, wenn
wir eines Tages hier im Hause dartber diskutieren,
wie super toll unsere Pflegelandschaft in Bremen
aufgestellt ist. Der Weg ist aber noch lang und da
miissen wir noch ordentlich daran arbeiten.
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Der nachste Punkt, den ich hier jetzt nur anreilen
will, der mit Sicherheit auch Thema werden wird
im Bereich der Pflege, ist, wenn man geradewegs
sagt: Ambulant vor stationar, was heiit das eigent-
lich fiir die Ambulanten? Das ist aber ein komplett
anderes Thema und das diskutieren wir gerne, viel-
leicht auch mit einem Antrag zu gegebener Zeit,
weil da auch ein Haufen Probleme auf uns zukom-
men. — Vielen Dank fiir lhre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Die
Aufgaben, die wir im Sozialbereich und in der Ge-
sundheits- und Sozialwirtschaft haben, werden wir
allein staatlicherseits nicht stemmen konnen. Es
wird notwendig sein, dass Private sich auf dem Ge-
biet engagieren, und das ist auch nicht verwerflich.
Das ist hilfreich.

(Beifall FDP)

Was wir aber als Staat erwarten miissen, ist, dass es
seriose, anstandige Anbieter sind, die nach Quali-
tatsstandards arbeiten, nach Standards, wie sie
staatlich vorgeben sind, weil nur dann kénnen wir
das verantworten und auch nur dann haben sie
eine Betriebserlaubnis fir ihre Einrichtungen ver-
dient.

(Beifall FDP)

Genau darauf zu achten, das ist die Aufgabe der
Heimaufsicht, und da missen wir uns in der Tat fra-
gen, wie das gelingen kann. Ehrlich gesagt, wenn
wir Uber Jahre bei einer Einrichtung keine Miss-
stdnde vorfinden und wenn es ein Trdger ist, der
mehrere Einrichtungen hat, dann miussen wir pri-
fen, ob eine regelhafte jahrliche Prifung notwen-
dig ist, wenn der medizinische Dienst dort auch
hingeht und man sich miteinander austauscht.
Wahrend in den Fallen, bei denen man sagt, wir
haben kein gutes Gefuhl, da kommen immer wie-
der Beschwerden, da muss man vielleicht 6fter hin-
gehen.

Wieso machen wir nicht risikobasierte Ansatze,
probabilistische Ansatze in Bezug auf die Haufig-
keit der Prifungen? Das sind die richtigen Metho-
den, um dem auch mit dem vorhandenen Personal
nachzukommen. Wenn wir dann zwei zusatzliche
Stellen hier erbitten in dem Antrag der Koalition,

dem wir als Freie Demokraten zustimmen werden,
dann erwarten wir natirlich auch, dass das umge-
setzt wird.

Die Formulierung ist doch nur deswegen so ge-
wahlt, weil wir jetzt keinen Haushalt verabschie-
den, sondern im laufenden Haushaltsverfahren
sind und dann natirlich geschaut werden muss,
wie das im laufenden Haushalt realisiert werden
kann. Nicht mehr und nicht weniger verbirgt sich
hinter dieser Formulierung, insofern habe ich auch
gar keine Sorge, dass das nicht passiert. Ich glaube,
da braucht nicht einmal jemand nachzufragen; wir
werden am Ende diese zwei Stellen da haben. Ich
vertraue einfach darauf, dass die Koalition und die
Senatorin sich dann hierzu in der Pflicht der Biir-
gerschaft sehen, wenn wir das heute so beschlie-
Ben.

(Beifall FDP)

In der Tat haben wir dann weitere Diskussionen zu
fihren tber die Fachkraftegewinnung. Wir haben
gestern eine interessante Podiumsdiskussion ge-
habt tber die Frage, ob wir ein Studium haben
missen fur die Pflegekrafte und tber weitere Sa-
chen. Wie kommen wir dahin, die Qualitdt zu si-
chern und voranzubringen? Dazu miissen wir aber
weiter diskutieren, konnen wir weiter diskutieren,
und dann haben wir auch zur Kenntnis zu nehmen,
dass die Wohn- und Betreuungsaufsicht in diesem
Qualitdtsmanagement eine wichtige Rolle, namlich
die der Kontrolle ibernimmt. Da kann man ja nicht
sagen, das ist ein stumpfes Schwert. Das Androhen
einer SchlieBung ist das Scharfste, was passieren
kann. Wir haben so etwas schon gehabt. Man kann
auch tber TeilschlieBungen reden. Wir wissen ja,
dass die Falle, die problematisch sind, gerade die
Menschen betreffen, die Pflegestufe 4 und 5 haben,
welil sie natiirlich die hilflosesten Personen in den
Heimen sind. Genau dariiber muss man dann re-
den, aber daflr gilt es, auch Lésungen und Lo6-
sungswege zu finden. Nur zu sagen, das ist stumpf,
reicht nicht. Wir haben auch in Bremen schon Be-
treiberwechsel erlebt, und ich bin auch sicher, dass
wir beim Alloheim sehen werden, dass dort etwas
passiert, weil sonst droht eben eine SchlieBung,
und das weiBl auch der dortige Trager an der Mar-
cusallee, weil eben dieses Recht gegeben ist. Dazu
muss man auch sagen, das ist genau das, was wir
von den Menschen, die bei der Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht arbeiten, erwarten und auch erwarten
konnen.
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Noch einmal herzlichen Dank fiir diese Arbeit,
nicht weil sie mir nutzt — vielleicht spater irgend-
wann, Kollege Mohle hat es angedeutet —, sondern
weil sie den Menschen, die dort wohnen, fiir die wir
hier politisch Verantwortung tragen, nutzt. -Dafir
herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Vorwegschicken mochte
ich in dieser Debatte, dass wir im Land Bremen 101
stationare Einrichtungen haben, in der altere Men-
schen leben. In den allermeisten Einrichtungen
wird die Arbeit ordentlich, gut und wurdevoll
durchgefiihrt. Das muss man am Anfang dieser De-
batte auch sagen.

(Beifall CDU, FDP)
Den Beifall nehme ich gerne an.

Sonst besteht namlich auch die Gefahr, dass bei al-
len Bemuihungen, Nachwuchs fiir diesen Bereich
zu rekrutieren— und ich lese gleich einmal die Zah-
len vor, wie viele Fachkrafte bundesweit fehlen;
der Deutschlandfunk hat heute Morgen eine Mel-
dung dazu gesendet — dass auf der einen Seite alle
Bemuhungen, diesen Berufsstand attraktiv zu ma-
chen, und alle Rufe Herr Erlanson, Kommt doch in
die Pflege, das ist tolll, verhallen, wenn wir immer
auf der anderen Seite Debatten haben, in denen
gesagt wird, das ist doch Marcusallee. Die Beschaf-
tigten werden schon gar nicht mehr gefragt, in wel-
cher Einrichtung sie arbeiten. Alle sagen, das ist
doch bei den Schlimmen. Ich glaube, wir miissen
unheimlich aufpassen, dass wir da nicht das Kind
mit dem Bade ausschitten.

Es ist wichtig, dass wir eine Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht haben, die ihrer gesetzlichen Aufgabe
nachkommen kann. Ich will die Zahlen einmal nen-
nen: Bundesweit fehlen mit dem heutigen Tag in
der Altenpflege 15000 Fachkrafte und weitere
8 500 Helferinnen und Helfer. Auf 100 offene Stel-
len in der Altenpflege kommen 21 arbeitslose Fach-
krafte. Nur um einmal zu zeigen, wie groB das
Delta ist. In der Krankenpflege haben wir 11 000
offene Stellen bundesweit und 1500 unbesetzte
Helfer-Jobs. Auf 100 offene Stellen kommen 41 ar-
beitslose Fachkréfte.

Deswegen ist es eben auch wichtig, wenn wir heute
dariiber reden, was alles passieren muss, damit
Menschen in Wirde altern koénnen, damit Pflege
gut geleistet wird. Herr Dr. Buhlert hat noch einmal
das Thema angesprochen, und ich glaube, man
muss darliber sprechen, welche Informationen die
Angehorigen brauchen oder auch Menschen, die
sich eine Pflegeeinrichtung suchen, damit der Ver-
braucherschutz stimmt. Herr Remkes hat es ange-
sprochen, obwohl er auch viel Unsinn erzahlt hat,

(Zuruf Abgeordneter Remkes [BIW])

aber an dem Punkt hatte er recht — ja, das war eher
so eine YouTube-Rede, Herr Remkes, da haben Sie
sogar die Ressorts verwechselt, also das war nicht
gut vorbereitet — aber an dem Punkt haben Sie
recht, aufgrund der bisherigen Bewertungstabelle
des MDK mit einem Schulnotensystem von eins bis
sechs, bekommt man ganz leicht die Note eins oder
zwei. Jeder, der zur Schule gegangen ist, denkt,
das ist eine super gute Pflegeeinrichtung. Wenn die
Gartenanlage mit einbezogen wird in die Bewer-
tung von Altenpflegeeinrichtungen, ist das ja
schon, aber es ist nicht hilfreich und gibt keine Aus-
kunft iiber die pflegerische Qualitdt, und das muss
sich in der Tat andern.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)

In dem verabschiedeten Gesetz haben wir jetzt,
und damit greife ich nun dem dritten Punkt im An-
trag der CDU etwas vor, auch einen Weg erortert
und werden den auch gehen, im Internet verbrau-
cherschutzrelevante Informationen bereitzustellen,
die den Angehorigen und den zu Pflegenden Hin-
weise geben, wie gut eine Einrichtung ist, oder an
welchen Stellen man noch einmal gezielt nachfra-
gen muss. Das simple Veroffentlichen von Prifbe-
richten funktioniert in keinem Bundesland in
Deutschland. Also das, was wir bisher machen hilft
nicht, die Qualitdt von einer Pflegeeinrichtung zu
erkennen.

Wir werden weiterhin den Medizinischen Dienst
der Kassenversicherung brauchen. Ich bin dankbar
und bin auch hier den Abgeordneten dankbar bei
dieser Debatte, dass Sie die Wichtigkeit der Wohn-
und Betreuungsaufsicht erkennen. Die Beschaftig-
ten gehen nicht in die Einrichtungen und trinken
Tee, halten Handchen und sagen, ndachste Woche
kommen wir wieder, und bis dahin machen Sie das.
Sondern es werden fachliche Beratungen durchge-
fihrt, und wenn wir Anordnungen geben, dann ist
das keine Beratung mehr, sondern dann gehen wir
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auch den rechtlichen Weg, den das Heimrecht vor-
gibt.

Das haben wir auch in dem hier zitierten Fall bei
Alloheim gemacht. Auch da muss man jetzt sagen,
wir haben in der letzten Deputation in der vergan-
genen Woche noch einmal sehr ernsthaft daruber
gesprochen und wir hatten gestern ein sehr ernst-
haftes Gesprach mit den rechtlichen Vertretern und
mit den Vertretern von Alloheim. Sie haben uns
verstanden, denn im Raum steht ja die SchlieBung
der Einrichtung, und da lassen wir auch nicht mit
uns reden. Es ist eine Qualitatsmanagerin einge-
setzt worden, die unser Ressort schon ganz lange
gefordert hat, und diese Qualitatsmanagerin hat
funf weitere Qualitatsfachleute an die Seite gestellt
bekommen, hat weitreichende Personalhoheit und
Durchgriffsrechte erhalten und hat die Einrich-
tungsleitung entlassen.

Das sind die ersten Schritte, die gegangen werden,
um diese Einrichtung wieder in ein Fahrwasser zu
bringen, dass diejenigen, die dort jetzt mit Pflege-
stufe 4 und 5 wohnen, um die wir uns Sorgen ge-
macht haben — Herr Mohle hatte den einen Fall vor-
getragen — um diese Falle ordentlich, und zwar je-
den einzelnen Menschen, in den Blick zu nehmen
und zu schauen, wie ist die Pflege dort geregelt, ist
eher eine arztliche Versorgung im Krankenhaus
angezeigt, oder wie konnen wir die pflegerische
Qualitat verbessern. Wir werden in der Deputation
in der nachsten Sitzung tiber das weitere Verfahren
Bericht erstatten. Es hat am Dienstag ein Treffen
mit den Angehorigen gegeben.

In den sieben Jahren, in denen ich Sozialsenatorin
bin, hatten wir drei hartere Falle. Eine Einrichtung
haben wir geschlossen. Wir haben bei einer Ein-
richtung in Huchting einen Betreiberwechsel vor-
genommen, und da hatten wir auch die Demonst-
ration vor dem Rathaus mit dlteren Menschen aus
Huchting, die erklart haben: Wir wollen dort weiter
wohnen, wir wissen, da hat es Qualitatsmangel ge-
geben. Nur da hatten wir eben diese Debatte, die
hier auch angeklungen ist, schon gefiihrt. Es ist an
manchen Stellen manchmal schlecht, auch sehr
schlecht, aber wir mussen dann mit der Einrichtung
daran arbeiten, mit dem Personal, dass diese Pfle-
gemangel schnell und unverziiglich abgestellt wer-
den. Fur die anderen, die in der Einrichtung leben,
es leben bei Alloheim in der Marcusallee 69 Men-
schen, davon sind eben auch viele mit der Pflege-
stufe 1 bis 3, die noch sehr selbststandig und auch
gut organisiert ihren Alltag gestalten. Fur diese
Menschen sieht es auch ganz anders aus. Daruber

haben wir sehr verninftig in der Deputation spre-
chen konnen.

Unser Ziel als Sozialressort ist es aber eben auch,
dass die Wohn- und Betreuungsaufsicht personell
in der Lage ist, solchen Vorwurfen nachzugehen.
Klaus Mohle hat ja auch noch einmal gesagt, wie
oft wir vor Ort waren. Wir haben auch dartber ge-
sprochen, ob man bundesweit das Heimrecht an-
dern miisste. Das haben wir im Auge, und daruber
werden wir auch weiter fachlich in der Deputation
sprechen.

Wir stellen fest, dass seit der letzten oder vorletzten
Novellierung der Bremischen Wohn- und Betreu-
ungsaufsicht sich auch etwas Weiteres verdandert
hat, namlich das Meldeverhalten von Angehorigen.
Das fiihrt nattirlich dazu, dass wir mehr Meldungen
bekommen, also auch einen hoheren Personalein-
satz haben. Wir haben vor zweieinhalb Jahren be-
reits das Personal in der Wohn- und Betreuungsauf-
sicht aufgestockt. Dort arbeiten jetzt im vollen Be-
schaftigungsvolumen elf Personen, und da stellen
wir fest: Wir kommen nicht hinterher mit der Ar-
beit. Deswegen sind wir froh, wenn wir von der
Bremischen Biirgerschaft den Beschluss fur zwei
weitere Stellen bekommen, und wir werden der
Biurgerschaft auch dartiber berichten, wie sich dies
auswirken wird. Wir werden die Arbeit weiter um-
strukturieren, da arbeiten wir mit einem sogenann-
ten Backoffice, das wir bislang noch nicht hatten.
Ein Kollege wird als Anlaufstelle eingesetzt, wah-
rend die anderen dann mehr Zeit fiir die Tatigkei-
ten auBer Haus haben. Es ist eben keine Kleinig-
keit, fiir 101 stationdre Einrichtungen zustandig zu
sein sowie fur die ambulanten Pflegedienste, die in
stationadren Einrichtungen téatig sind.

Ich kann Thnen jedoch versichern, das war auch der
Eindruck, den wir nach der Sozialdeputation hat-
ten, dass dort auf einem sehr hohen fachlichen Ni-
veau gearbeitet wird, auch - das, was hier in der
Birgerschaft gesagt wird — die Sorgen geteilt wer-
den und sehr genau hingeschaut wird. Wir erwar-
ten jetzt von dem hier in der Debatte erwdhnten
Trager uneingeschriankte Transparenz, die ganz
enge Zusammenarbeit mit unserem Haus und das
Befolgen der Anordnungen, denn sonst steht am
Ende unausweichlich ein Betreiberwechsel an, den
wir gern vermeiden wirden. Dazu gehort aber
eben auch Kooperation.

Es ist eben angesprochen worden, das sei die letzte
Bemerkung, wir haben es auch in der Sozialwirt-
schaft mit Markten zu tun. Das heiBit, wir stellen
fest, wir haben freie gemeinntitzige Trager, und da



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 61. Sitzung am 25.04.2018

4943

unterscheidet sich eben auch die Qualitat, das
muss man schon sagen. Aber wir haben es hier mit
einem Markt zu tun, in den sich immer mehr Hed-
gefonds aufmachen. Man kann nur einmal den
Blick in die Nachbarstadt Hamburg lenken, dort
sind vor einigen Jahren die Altenwohneinrichtun-
gen meistbietend verkauft worden, diese befinden
sich jetzt in Handen eines Hedgefonds. Der Bremer
Senat hat im Jahr 1953 eine Stiftung gegrindet, die
Bremer Heimstiftung, und dorthin die stadtischen
Wohneinrichtungen fur altere Menschen tbertra-
gen. Man kann beides einmal miteinander verglei-
chen. Ich glaube, wir haben nicht so sehr, wie der
Hamburger Senat, mit Zitronen gehandelt, sondern
damals hat der Senat eine gute Entscheidung ge-
troffen.

(Beifall SPD)

Es gibt aber eben auch die guten privaten Anbieter,
es gibt die kleinen Selbststandigen, die zwei Pfle-
geeinrichtungen fihren, auch als Familienbetrieb,
und es gibt eben auch die groBen Ketten. Am Ende
werden wir nur die schwarzen Schafe durch eine
Kontrolle herausarbeiten kénnen, so wie es hier in
der Debatte angesprochen wurde. Ahnlich als
wenn man ein Restaurant besucht, in dem man sich
darauf verlassen muss, dass ab und an die Restau-
ranttester und die Lebensmittelkontrolleure dort
waren und die Qualitat stimmt, so miissen wir eben
auch in der Wohnunterbringung, dort, wo altere
Menschen sind, darauf setzen, dass wir dort hin-
schauen und die Qualitat den gesellschaftlichen
Anspriuchen an eine gute und eine wturdevolle
Pflege entspricht. — Vielen Dank fur die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall SPD. Biindnis 90/Die Grunen, FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich tuber den Antrag der Fraktion
DIE LINKE mit der Drucksachen-Nummer 19/1607
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 19/1607 seine Zustimmung

geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Datir DIE LINKE, Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bundnis 90/Die Grinen,
BIW, Abgeordneter Patrick Oztiirk [SPD, fraktions-
los], Abgeordneter Schafer [LKR], Abgeordnete
Wendland [parteilos])

Stimmenthaltungen?
(FDP)

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ich lasse jetzt iiber den Antrag der Fraktion der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 19/1633 ab-
stimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 19/1633 seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur CDU, BIW, Abgeordneter Schafer [LKR],
Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grunen, DIE
LINKE, FDP, Abgeordneter Patrick Oztiirk [SPD,
fraktionslos], Abgeordnete Wendland [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ich lasse jetzt uber den Antrag der Fraktionen
Biindnis 90/Die Grinen und der SPD mit der
Drucksachen-Nummer 19/1645 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bindnis 90/Die
Grunen und der SPD mit der Drucksachen-Num-
mer 19/1645 seine Zustimmung geben mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Grunen, FDP, Abge-
ordneter Patrick Oztiirk [SPD, fraktionslos], Abge-
ordnete Wendland [parteilos])
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, BIW, Abgeordneter
Schafer [LKR], Abgeordneter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1607
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Ich stelle fest, die Biuirgerschaft (Landtag) stimmt
diesem Antrag zu.

Bremisches Landesmediengesetz (BremLMG)
Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018
(Drucksache 19/1461)

1. Lesung

2. Lesung

Dazu

Anderungsantrag der Fraktion der FDP
vom 24. April 2018
(Drucksache 19/1644)

und

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD und
Biindnis 90/Die Griinen

vom 25. April 2018

Drucksache 19/1648

Wir verbinden hiermit:

Bremisches Landesmediengesetz

Bericht und Anderungsantrag des Ausschusses
fiir Wissenschait, Medien, Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit

vom 23. April 2018

(Drucksache 19/1629)

Die Burgerschaft (Landtag) hat bei dem Gesetzent-
wurf des Bremischen Landesmediengesetzes die
erste Lesung unterbrochen und den Gesetzantrag
in ihrer 55. Sitzung am 21. Januar 2018 zur Bera-
tung und Berichterstattung an den Ausschuss fur
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit iiberwiesen. Dieser Ausschuss legt mit
der Drucksachen-Nummer 19/1629 seinen Bericht
und Anderungsantrag dazu vor.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Joachim.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Hamann.

Abgeordneter Hamann (SPD)*): Frau Prasidentin,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe
Gaste! Ich dachte, eigentlich wirde zuerst der Be-
richt aus dem Wissenschaftsausschuss vorgestellt
werden, deswegen war ich eben verwirrt. Ist Frau
Grobien nicht zugegen?

Vizeprasidentin Dogan: Nein, sonst hatte ich Frau
Grobien das Wort erteilt! Bitte fahren Sie fort!

Abgeordneter Hamann (SPD): Wir haben das Bre-
mische Landesmediengesetz, welches ja die Ver-
héaltnisse der brema regelt, die wiederum sowohl
die Aufsicht tiber den privaten Rundfunk und Hor-
funk im Land Bremen zu fiihren als auch beispiels-
weise Medienkompetenzprojekte, Medien- und
Bildungsprojekte zu organisieren hat. Dieses Ge-
setz haben wir zuletzt umfangreich im Jahr 2012
gedndert. Da ist auch Frau Grobien! Ich kenne das,
wenn man zu spat kommt, ich habe dafiir Verstand-
nis!

(Heiterkeit CDU, FDP)

Die aktuellen Anderungen sind zum Beispiel not-
wendig geworden wegen der Anpassung an die
Datenschutz-Grundverordnung, die ja Ende Mai in
Kraft tritt, sowie Anderungen durch des Telekom-
munikationsgesetz oder den 21. Rundfunkéande-
rungsstaatsvertrag. Frau Grobien wird gleich noch
einmal den Ausschussbericht des Wissenschafts-
ausschusses vorstellen, davon gehe ich aus.

(Zuruf CDU: Nein!)

Deswegen mochte ich gern nur noch einmal kurz
auf den von Rot-Griin vorgelegten Anderungsan-
trag eingehen und ganz kurz vier Punkte erwah-
nen, die wir mit dem Anderungsantrag und auch
mit der Beratung im Wissenschaftsausschuss auf-
genommen haben.

Punkt eins: Fir uns, die SPD-Fraktion, ist sehr
wichtig die Moglichkeit — wir nennen das Beirat-
TV -, dass die Medienanstalt dafur Sorge tragt,
dass man aus den bremischen Beiraten berichten
kann, also durch Filme oder Radioaufnahmen und
Ahnliches. Dabei ist nicht gemeint, dass alle Bei-
ratssitzungen ubertragen werden, aber man kann
dariuber nachdenken, bestimmte interessante Bei-
ratssitzungen, moglichst in Zusammenarbeit mit
den Beirdten, Ubertragen zu lassen oder spater in
einer Mediathek abrufbar zu machen.

Zweiter Punkt, der sowohl Rot-Griin als auch im
Ausschuss ganz wichtig war — ich glaube, der Kol-
lege Dr. Buhlert sprach von weniger Schnittchen
und mehr Programm —, ist die Forderung lokaler
Filmakteure im Land Bremen. Das ist der Punkt
zweli, der uns sehr wichtig ist.

Ein weiterer, dritter Punkt, den wir auch, glaube
ich, gemeinsam mittragen, ist die Transparenz. Bei
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der Transparenz im Medienrat konnen wir uns vor-
stellen, dass es da Selbstdarstellungen der entspre-
chenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer oder
Mitglieder im Medienrat gibt.

Vierter Punkt: Die Medienanstalten finanzieren
sich ja aus dem Rundfunkbeitrag, also durch uns
alle, und deshalb ist es wichtig, dass wir den Punkt
Transparenz — der o6ffentlich-rechtliche Rundfunk
steht ja unter Beobachtung, und Sie kennen alle die
aktuellen Diskussionen tber den Arbeitsauftrag
und Kostenstrukturen — auch mit aufgenommen ha-
ben, indem wir zum Beispiel gesagt haben, dass die
Ausschreibung verpflichtend wird, wenn die Di-
rektion neu oder wieder zu besetzen ist.

Das sind die vier Punkte neben unzahligen weite-
ren Punkten, die mit Sicherheit die anderen Redne-
rinnen und Redner noch aufrufen werden.

Zusammenfassend mochte ich mich abschlieBend
noch einmal fir die sehr gute Beratung im Aus-
schuss bedanken. Frau Grobien hat die Sitzungen
hervorragend geleitet,

(Beifall SPD)

und es gibt eine sehr kollegiale Arbeit in dem Aus-
schuss. Dass wir trotz aller Meckereien da immer
sehr gut zusammenarbeiten, ist eine Sache, die mir
gefallt.

(Abgeordneter Strohmann [CDU]: Dann musst du
das einmal lassen, das Meckern!)

Es gibt fir die Beratungen im Ausschuss noch zwei
offene Punkte, die noch durch verschiedene Stel-
lungnahmen liegengeblieben sind. Das ist einmal
ein Punkt von der brema, da geht es darum, wie wir
mit redaktionellen oder mit Falschmeldungen um-
gehen. Diesen Punkt wollten wir erst verabschie-
den, haben dann aber festgestellt, das ist doch, wie
es so schon heilit, ein sehr tief gehendes Schiff. Die-
sen Punkt haben wir dann wieder herausgenom-
men und stellen ihn zurtck.

Das Zweite ist die Diskussion tiber den Punkt, den
die Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit eingebracht hat, da geht es um ei-
nen Abwdagungsprozess zwischen journalistischer
Freiheit und Personlichkeitsrechten. Diese beiden
Punkte, so hatten wir uns verabredet, werden wir
nach der Sommerpause noch einmal im Ausschuss
zusammen aufrufen.

Noch kurz ein Wort zum FDP-Antrag: Wir hatten
nicht mehr die Mdoglichkeit, uns damit inhaltlich
richtig auseinanderzusetzen, deswegen nehmen
Sie es bitte nicht personlich, liebe Mitglieder der
FDP, deshalb werden wir diesen Antrag an dieser
Stelle heute ablehnen, und damit bin ich am Ende
meiner Rede. — Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als ndchster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Patrick Oztiirk.

Abgeordneter Mustaia Oztiirk (Biindnis 90/Die
Griinen)”: Sehr geehrte Frau Prédsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir hatten unter einer sehr
breiten Beteiligung im Ausschuss zu dem Thema
eine Anhorung, und es gab sehr viele Stellungnah-
men, die uns inspiriert haben, das eine oder andere
ergidnzend in einen koalitiondren Anderungsan-
trag einzubringen. Es liegt ein Ausschussbericht
vor, der auch das Parlament erreicht hat, und es
gibt auch interfraktionell geeinte Anderungs-
punkte aus dem Ausschuss heraus.

Ich wirde mich zu Beginn gern auf die Punkte des
Anderungsantrags der Koalition konzentrieren!
Wir haben bei der gesamten Novelle des Landes-
mediengesetzes ein Stuck weit davon Abstand ge-
nommen, alles und alle Bereiche im Detail zu re-
geln. Wir wollen vielmehr, dass dieses Gesetz eine
Art Weichenstellung ist, das einen Modernisie-
rungsprozess auslost, der auch aus der Landesme-
dienanstalt selbst heraus kommt. Wir haben die
Rundfunkfreiheit, die einen sehr hohen Wertgehalt
fur uns hat, und da vertrauen wir ganz darauf, dass
wir als Gesetzgeber einen Rahmen vorgeben und
diese Modernisierung auBlerhalb dieses Rahmens
entsprechend umgesetzt wird. Wir setzen daher auf
Kooperation, auf Digitalisierung sowie auf die zeit-
autonome Verbreitung im Internet und auch deren
Archivierung.

Wie schon erwdahnt, in welchem MafBe und in wel-
cher Geschwindigkeit das umgesetzt werden sollte,
da ist der Rahmen leicht definiert. Wir erkennen als
Gesetzgeber damit auch die Rundfunkfreiheit ent-
sprechend an und werden auch naturlich darauf
achten — das ist der Job der Bremischen Burger-
schaft —, diese Regelungen auch ein Stiick weit zu
uberwachen, wenn ich in diesem Zusammenhang
dieses Wort iiberwachen benutzen darf. Wir wollen
das begleiten, um auch in Zukunft regulierend dort
nachzusteuern, wo es eventuell schlecht lauft, da-
mit die Birgermedien da besser eingestellt sind.
Das ist das eine.
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Das andere ist, wir haben alle in diesem Hause ein
Interesse daran, dass die Biurgermedien im Land
Bremen moderner, professioneller, aber auch trans-
parenter gestaltet werden, dass Partizipation im
Vordergrund steht, die Forderung der Medienkom-
petenz sowie die Forderung von Medienberufen.
Alles das ist in dieser Novelle entsprechend enthal-
ten. Auch eingeflossen ist das, was die ZGF im Hin-
blick auf Frauen in ihrer Stellungnahme gesagt hat:
Frauen nehmen zunehmend verantwortungsvolle
Positionen vor und hinter der Kamera ein, aber
trotzdem ist ihre Darstellung in den Medien haufig
nicht so angemessen, und die Unterreprasentanz ist
gegeben. Wir regeln mit dieser Novelle auch die
kontinuierliche Einbindung von frauenspezifischen
Interessenorganisationen. Auch sie finden die Be-
rucksichtigung ihrer Belange, und das ist gewahr-
leistet in dieser Novelle.

Bereits heute gibt es bei der Landesmedienanstalt
sehr viele MaBnahmen zur Forderung der Medien-
kompetenz. Erganzungen dazu finden Sie unter
der einen oder anderen Ziffer, aber einen Bereich
mochte ich noch einmal hervorheben, namlich den
Bereich Hate Speech, das ist der Bereich der offe-
nen Gewaltverherrlichung, insbesondere, wenn sie
sich an Frauen richtet. Diese Problematik findet
jetzt Eingang in die Novelle, und dadurch sollen
insbesondere Angebote zur Forderung von Medi-
enkompetenz geregelt werden, insbesondere fir
Madchen und fir Frauen, um ein selbstschutzen-
des Nutzungsverhalten zu etablieren. Ich finde, das
ist ein hochmoderner Punkt, der in den anderen
Landesmediengesetzen hoffentlich eine Nachah-
mung findet.

Ein weiterer Punkt ist die Medienkompetenzver-
mittlung in der Aus- und Weiter- und Fortbildung,
auch das haben wir jetzt in dieser Novelle geregelt.
Die zeitautonome Verbreitung und Archivierung
war lange Zeit ein Thema, wie man dies regeln
kann. Da muss man sich mit den Fachleuten unter-
halten. Digitalisierung halt Einzug, daran kommen
wir nicht vorbei. Auch die Landesmedienanstalten
wollen sich da weiter aufstellen, und es ist einfach
ein Pluspunkt aus Sicht der Birgermedien, wenn
Beitrage, die erstellt worden sind, auch digital im
Internet abrufbar sind. So viele Beitrage sind es
nicht, dass es so viel Serverkapazitat an der einen
oder anderen Stelle verbrauchen wirde.

Ein anderer Punkt ist die Vielfalt und Teilhabe von
Telemedien sowie ein diskriminierungsfreier Zu-
gang zum Internet. Diese sollen mit dieser Novelle
gewadhrleistet werden. Die Landesmedienanstalt
soll bei der Entwicklung von Anforderungen und

Zielen in dem Bereich der Netzneutralitdat auch mit
anderen Stellen zusammenarbeiten. Daraus hat
sich ein Handlungsauftrag an die Landesmedien-
anstalt ergeben, und mit den Anderungen, die wir
jetzt in dieser Novelle haben, dirfen sie MafBnah-
men zur Sicherstellung der Netzneutralitat einfiith-
ren. Ich glaube, das ist ein groBer Pluspunkt auch
fir die Bremische Burgerschaft. Wir konnen es uns
auf die Fahnen schreiben,

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

dass wir nach Nordrhein-Westfalen der zweite
Landtag sind, der ein solches Gesetz an dieser
Stelle verabschiedet. Die Netzneutralitdt ist somit
in der Novelle entsprechend verankert.

Ein weiterer Punkt, der uns auch wichtig war, weil
wir Medienschaffende im Lande Bremen haben, ist
die Forderung von innovativen und unabhangigen
Film- und Medienprojekten. Dieser Bereich in der
Novelle stellt jetzt aber auch klar, dass Radio Bre-
men die Fordermittel nicht so ausgeben kann wie
zum Beispiel fiir eigene Produktionen oder fir die
eine oder andere Aktivitat seiner eigenen Tochter,
sondern dass dieser Bereich fiir die innovativen
und unabhédngigen Film- und Medienférderungen
im Lande Bremen, fiir die Ansdssigen, vorhanden
ist. Das ist auch ein Pluspunkt.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Das starkt die Medienlandschaft in Bremen, und
die konkrete Ausfullung dieser Vorgaben bleibt
nattirlich der Rundfunkanstalt vorbehalten. Rund-
funkfreiheit ist dadurch nicht eingeschrankt, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Damit komme ich zum Schluss: Zum Thema Beirdte
hatte mein Kollege Hamann erwahnt, dass in Zu-
kunft aus der einen oder anderen Beiratssitzung
die Moéglichkeit bestehen soll, Ubertragungen
stattfinden zu lassen. Ich glaube, das ist ein Off-
nungsprozess, der auch den einen oder anderen
Beirat durchaus auf die Probe stellt, aber davor
sollte man keine Angst haben. Auch wir unterlie-
gen hier einer Ubertragung, und Offentlichkeit und
diese Transparenz konnen von Vorteil sein.

(Glocke)

Wir werden den Antrag der FDP ablehnen, nicht
nur aus den Grunden, die der Kollege Hamann ge-
nannt hat. Darin waren durchaus Punkte, die in un-
serer Novelle enthalten sind, aber tiber die Einzel-
heiten hatten wir uns auch im Ausschuss ausgiebig
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ausgetauscht. Im September geht es weiter mit der
Anhorung zu dem gesamten Komplex Fake News,
also dem einen Punkt, den wir jetzt in der Novelle
nicht haben. Da wollten wir noch einmal eine grof3e
Schleife drehen, um das zu regeln. Insofern be-
danke ich mich bei allen, die daran mitgewirkt ha-
ben. — Danke schon!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Me-
dien spielen in unserer Gesellschaft eine wichtige
Rolle, und ohne sie wiirde Demokratie im Jetzt so
gar nicht mehr funktionieren. Diese wichtige Rolle
mussen sie verantwortungsbewusst wahrnehmen,
das ist klar. Deswegen ist der Gesetzgeber gefor-
dert, sehr vorsichtig in diese Moglichkeiten einzu-
greifen und dort genau zu uberlegen, welche Vor-
schriften er machen soll und welche nicht. Entspre-
chend vorsichtig haben wir im Ausschuss, aber
auch in der Fraktion abgewogen, welche Anderun-
gen hier denn vorgenommen werden sollen, und
solche Vorschldage, wie eine andere Rolle der Frau
darzustellen und sie nicht immer in klischeehaften
Situationen darzustellen, wie es die Landesfrauen-
beauftragte vorgeschlagen hat, sind dafiir sinnvolle
Losungen. Diese konnen wir als FDP-Fraktion auch
gut und gern mittragen.

Genauso haben wir uns lange dartber unterhalten,
wie es gelingen kann, dass Filmschaffende in Bre-
men auch ihre Moglichkeiten bekommen. Da
wurde ein guter Kompromiss mit dem Vorschlag
gefunden, den Herr Oztiirk eben dargelegt hat: Wir
wollen, dass die Gelder, die nicht von der Landes-
medienanstalt ausgegeben werden konnen und an
Radio Bremen zuriickgegeben werden missen,
dort verwaltet und dann fir unabhangige und in-
novative Projekte ausgegeben werden sollen. Das
war eine Anregung, die auf das Filmburo Bremen
zuruckgeht. Das ist ein sehr guter Vorschlag, weil
er naturlich gerade dafir sorgt, dass hier diese kre-
ative Szene, die dort unterwegs ist, Chancen be-
kommt und natiirlich die Offentlichkeit dann auch
den Anspruch hat, diese Dinge dann auch zu sehen
und sie dann nicht in den Archiven im Schnoor
schlummern, wenn das aus diesen Geldern bezahlt
wird.

(Beifall FDP)

Auch das ist eine groe Chance, die wir hiermit er-
offnen.

Netzneutralitat ist ein weiterer Punkt, der mit dem
Antrag der Koalition jetzt gelost ist, deswegen wer-
den wir ihm auch zustimmen. Wir hatten die Zeit,
IThren Antrag in der Mittagspause durchzugehen
und dartber zu entscheiden. Das ist eben der Un-
terschied zwischen einer kleinen, flinken Truppe
und einem Dickschiff.

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Oh!)
Insofern ist das eine Sache, die wir machen kénnen.

Positiv ist auch, dass hier noch einmal angeregt
wird, beim Niederdeutsch einen Bericht zu bekom-
men. Mir liegt als Mitglied des Beirats fiir Nieder-
deutsch doch sehr am Herzen, dass man auch sieht,
was dort gemacht wird und da auch ein entspre-
chendes Feedback bekommt.

Der kontroverseste Punkt mag vielleicht unser An-
derungsantrag sein, wenn man ihn dann weiter dis-
kutiert. Wir wollen in der Tat den Offenen Kanal in
der jetzigen Form so nicht mehr, sondern dass er
sich modern aufstellt. Es ist eben viel von Vermitt-
lung von Medienkompetenz geredet worden, und
genau dieser Auftrag, der urspringlich auch hinter
dem Offenen Kanal stand, muss in die jetzige Zeit
gebracht werden, das heiBt, neue Technik, neuer
Auftrag, neue Medien, und das muss gesehen wer-
den. Wir wiirden gern, dass dieser Weg gegangen
wird, indem hier auch aus dem Offenen Kanal ein
Medienkompetenzlabor wird, das Medienkompe-
tenz vermittelt. Das soll gar nicht die Berichterstat-
tung aus der Burgerschaft schmélern oder aus den
Beirdten oder der sonstigen Berichterstattung, aber
es soll eben eine neue Schlagrichtung geben, und
das ist es, glaube ich, was wir brauchen.

Da werden wir die Debatte weiter suchen, und ich
habe es auch so verstanden, dass wir dort die De-
batte weiter suchen miissen, weil das, glaube ich,
die Zukunft ist, fiir die wir die Menschen vorberei-
ten mussen, mit den Medien umzugehen. Sie wis-
sen alle, dass sich das Fernsehverhalten der Men-
schen andert, und wenn es sich dndert und sie nicht
mehr dann schauen, wenn ein o6ffentlich-rechtli-
cher Sender oder ein Privatsender etwas ausstrahlt,
sondern dann, wenn es aufgezeichnet und in ir-
gendwelchen Datenbanken oder im Internet ver-
figbar ist, dann miissen wir darauf eingehen, und
wir missen auch die Leute befdhigen, diese Bei-
trdge zu kennen und damit umzugehen und diese
Dinge produzieren zu koénnen. Das wollen wir
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schaffen und nicht diesen Dinosaurier, wie ich ihn
nennen will, weiter pflegen.

Deswegen unser Anderungsantrag! Wenn er jetzt
keine Mehrheit findet, wir bleiben daran, wir wis-
sen, steter Tropfen hohlt den Stein. — Herzlichen
Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort Herr Staatsrat Dr. Joachim.

Abgeordneter Rohmeyer (CDU)”%: Frau Présiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
konnen im Burgermedium Radio Weser. TV, das ja
diese Sitzung gerade live ubertragt und gelegent-
lich auch eine Totale des Saales zeigt, schauen, ob
man dort vielleicht die Meldungen von Frau
Strunge und mir sieht.

Vizeprasidentin Dogan: Herr Rohmeyer, Sie haben
jetzt das Wort!

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Meine Damen
und Herren, bis vor wenigen Wochen war das ei-
gentlich ein Prozess, ich will sagen, business as
usual. Wir haben im Ausschuss beraten, wir hatten
dazu hier eine Besprechung der Sprecherinnen und
Sprecher tuber einen Konsens, und das ist im Be-
richt und Antrag des Ausschusses fir Wissenschaft,
Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit
dann auch im Wesentlichen geeint. Dann began-
nen ehrlicherweise das Trauerspiel der rot-grinen
Koalition und das Erpressungspotenzial, wenn man
nur noch eine Mehrheit von einer Stimme hat.

Heute Morgen lag kein Antrag der Koalition vor.
Dieser Antrag mit der Drucksachen-Nummer
19/1648 traf dann im Laufe des Vormittags hier ein,
nachdem Sie sich dann vermutlich mithilfe kompe-
tenter Unterstitzung aus der Senatskanzlei auf ei-
nen Minimalkonsens geeinigt haben, der aller-
dings auch fatale politische Signale enthalt. Wir
werden dem Antrag der Koalition nicht zustimmen.
Sie ackern hier durch das Politikfeld der Medien-
politik in einer Art und Weise, dass man sich fragt,
was Sie eigentlich vorhaben.

Es sind einzelne Punkte darin — —. Niemand hat et-
was gegen Niederdeutsch, meine Damen und Her-
ren, aber der Satz ,Die Landesmedienanstalt kann
MaBnahmen zur Sicherstellung der Netzneutralitat
treffen” — —. Das Land Bremen in seiner riesigen
Flache und gar nicht umgeben von anderen Bun-
deslandern trifft jetzt hier einzelne MaBnahmen.

Sie haben in Nordrhein-Westfalen einmal ein biss-
chen geschaut, gespickt und das dann hier abge-
speckt hineingeschrieben.

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Oztiirk [Biindnis
90/Die Grunen])

Das ist eine hervorragende Landesregierung in
Nordrhein-Westfalen, da haben Sie vollig recht,
Herr Oztiirk, allerdings sollte Bremen sich mit Nie-
dersachsen einmal abstimmen.

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Nicht alles ist gut, was in Niedersachsen ist!)

Haben Sie mit Niedersachsen gesprochen? Nein,
haben Sie nicht! Warum sollten Sie denn auch? Es
ist vieles gut in Niedersachsen, vor allem hat man
dort eine bessere Regierung, Frau Dr. Schaefer,
oder wie ich Sie immer nenne, Nummer zwei.

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Die einen sagen so, die anderen sagen an-
ders!)

Meine Damen und Herren, was Sie hier gemacht
haben, ist Stiickwerk.

Dann kam ja noch Herr Hamann mit seiner Vision,
dass er ja unbedingt im Bereich der Medienanstalt
Pflocke einschlagen wollte. Wie gesagt, Ihre Koali-
tion hat ja nur noch eine Mehrheit von einer
Stimme, und da ist dann so ein einzelner Abgeord-
neter auf einmal ungeheuer wichtig. Sie waren ja
offensichtlich hartnackig. Was Sie hier vorhaben
zum Verfahren der Wahl der Direktion der Landes-
medienanstalt, wissend, dass wir gerade in einem
Wahlverfahren sind und eine sehr anerkannte
Amtsinhaberin haben, ist schandlich und schadlich
fir die Landesmedienanstalt als Institution, tber
die Person will ich gar nichts sagen. Was Sie hier
machen, ist schlicht und einfach eine Katastrophe,
meine Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Man kann ja uber alles reden. Die Art und Weise,
wie Sie hier reden, ist ja nicht etwas — —. Frau Dr.
Schaefer, Sie waren gar nicht beteiligt, aber Sie
fangen schon an zu meckern, und Sie waren an den
Runden nicht beteiligt!

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die Gru-
nen]: Doch! Ich weif3, was im Gesetz steht!)
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Sie wissen viel, Sie sind ja die designierte Spitzen-
kandidatin 2023. Darum, Sie sind eine Prophetin
vor dem Herrn, Frau Dr. Schaefer!

(Zurufe Abgeordnete Dr. Schaefer [Biindnis 90/Die
Grinen])

Ohne Ihre Kompetenz ware das Land schon lange
heruntergewirtschaftet.

(Unruhe - Vizeprasident Imhoff libernimmt den
Vorsitz.)

Horen Sie zu! Melden Sie sich zu Wort! Was hier
passiert mit den — —. Ich bin bei der Landesmedien-
anstalt — —.

(Unruhe - Glocke)

Vizeprasident Imhoff: Ich mochte darum bitten,
dass wieder ein wenig Ruhe einkehrt und alle Be-
teiligten wieder zur Sache sprechen!

Herr Rohymeyer, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Mustafa Oztiirk?

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Gern! Ich freue
mich sehr, wenn ich eine Frage des Abgeordneten
Mustafa Oztiirk gestellt bekomme!

Vizeprasident Imhoii: Herr Kollege Ozturk, Sie ha-
ben das Wort. — Bitte!

Abgeordneter Mustafa Oztiirk (Biindnis 90/Die
Griinen): Herr Kollege Rohmeyer, mich wirde ein-
mal interessieren, was sind denn die Punkte der
CDU? Wenn Sie uns das einmal darlegen konnten,
anstatt uns zu kritisieren!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen — Abgeord-
nete Boschen [SPD]: Ja, genau!)

Abgeordneter Rohmeyer (CDU): Wir haben uns in
den Konsenspunkten geeinigt. Wir haben Punkte.
Sie wissen es aus der Beratung im Ausschuss, wir
haben uns sehr dezidiert zu den Vorschlagen der
Bremischen Landesmedienanstalt, der brema, ge-
duBert, dem ganzen Komplex Fake News betref-
fend, den Sie ja freundlicherweise schon angespro-
chen haben. Wir haben Punkte angesprochen, die
derzeit hier nicht mehrheitsfahig sind.

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Gri-
nen|: Welche Punkte?)

Das werden wir ab Mai 2019 hier dann einbringen,
meine Damen und Herren! Es macht ja keinen Sinn
— das habe ich in anderen Politikfeldern hier schon
gemerkt —, Thnen die Punkte vorzugeben, die Sie
dann ablehnen. Meine Damen und Herren, eine
gute Medienpolitik ist mehr als das Stiickwerk, das
Sie hier im Moment machen.

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Ich frage immer, welche Punkte! — Zurufe
Biindnis 90/Die Griinen)

Wir haben Konsenspunkte im Bericht und Antrag
gemeinsam, das sind wesentliche Punkte, das wis-
sen Sie ganz genau. Sie haben hier einzelne Punkte
herausgesucht, die fur Ihre politische Agenda — —.
Bei dem Versuch in der Konsensrunde ging es bei
Thnen noch um einen Antrag zur Netzneutralitat
nach dem Thiringer Vorbild, da hatten Sie ja fast
versucht, auch die Kolleginnen und Kollegen der
LINKEN an Bord zu holen. Es gibt ja auch Griinde
—ich vermute, die Kollegin Frau Strunge wird dazu
etwas sagen —, warum es hier momentan um diese
Punkte geht, die Sie in IThrem Stuckwerk vorlegen.

(Abgeordnete Boschen [SPD]: Kommen Sie endlich
einmal zur Sache, Herr Rohmeyer!)

Wir werden uns mit dem groBen Thema Fake News
konkret beschaftigen, weil das ein groBes Feld ist,
und ich warne davor: Das, was Sie momentan ma-
chen, dient dazu, die Arbeit und das Ansehen der
Landesmedienanstalt zu beschadigen.

(Beifall CDU — Abgeordnete Dr. Schaefer [Biindnis
90/Die Griinen]: Nur Phrasen dreschen, aber keine
Antworten geben!)

Meine Damen und Herren, wie geht es weiter? Das
habe ich eben schon in der Beantwortung auf die
Frage von Herrn Oztiirk gesagt: Wir sind ja hiermit
nicht am Ende, es gibt einen inhaltlichen grofen
Konsens, das kann man den Protokollen der Aus-
schussberatung entsprechend entnehmen. Die
Landesmedienanstalt hat in ihrer Stellungnahme
das Vorgehen zum Thema Fake News beschrieben.
Es war zu kurzfristig, dies in einem geordneten,
auch rechtsstaatlichen Prifungsverfahren dann
einmal eben durch das Parlament zu peitschen. Da
bin ich auch sehr dankbar, dass die Koalition, die
sonst manches schnell vorantreiben will, an dieser
Stelle genauso vorsichtig ist wie wir, weil wir hier
tatsachlich auch bundesweit Neuland betreten. Wir
wollen eine Regelung treffen, durch die tatsachlich
die Verursacher und Verbreiter von Fake News
rechtlich in einen Rahmen gestellt werden kénnen,
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aus dem sich gegebenenfalls auch strafrechtliche
Konsequenzen ergeben. Dies bricht man nicht tiiber
das Knie.

(Glocke)

Da haben wir ein geordnetes Verfahren verabre-
det, und das, Herr Oztiirk, wissen Sie! Wir haben
genauso die Punkte im Konsens im Ausschuss be-
raten, wie wir die Punkte, die im Dissens angespro-
chen wurden, hier heute ablehnen.

Nur noch ein Satz zum Antrag der FDP! Wir haben
eine Vorstellung, dass das, was Sie immer noch als
Offenen Kanal bezeichnen — wie gesagt, die Arbeit
findet schon seit einiger Zeit unter dem Titel ,Ra-
dio Weser. TV" statt —, vielleicht in einiger Zeit gar
nicht mehr in dieser Form gebraucht wird. Medien
werden heute anders erstellt, als manche es sich
vorstellen.

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Genau! Deshalb
haben wir den Antrag gestellt! — Glocke)

Ja, aber ich behaupte, die Anderung der Uber-
schrift, die Sie da vorhaben und die inhaltlichen
Punkte — -. Die inhaltlichen Punkte sind langst pas-
siert, ich glaube, das miissen wir mit einem vollig
anderen Modell angehen. Den Antrag lehnen wir
auch entsprechend ab.

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoif: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Strunge.

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Nach dem Redebeitrag von Herrn Rohmeyer sind
wir jetzt zumindest alle wieder wach und folgen
diesem spannenden Thema.

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Aber verwirrt!)

Wir diskutieren heute die Novelle des Landesme-
diengesetzes. Das Gesetz regelt im Wesentlichen
die Zulassung und Aufsicht von privaten Rund-
funkveranstaltern, also Radio und Fernsehen, so-
wie die Arbeit der Birgermedien, also Radio We-
ser. TV und Fragen der Medienkompetenz. Zustan-
dig fir alle diese Fragen ist die Landesmedienan-
stalt, brema, die in den vergangenen Jahren viele
Projekte gerade im Bereich der Vermittlung von
Medienkompetenz gemacht hat und auch gerade
dabei ist, Radio Weser. TV fur die Zukunft zeitge-

malb und fit zu machen. Aktuell ist die Landesme-
dienanstalt auch an dem Projekt der Digitalisierung
des Kabelnetzes beteiligt, die mit einer Abschal-
tung des analogen TV-Signals einhergeht. Diese
Umstellung soll sozialvertraglich stattfinden, das
wurde mit Vodafone erfolgreich verhandelt. Wer
aber jetzt noch das analoge Kabel-TV schaut, sollte
sich bald uber die benotigte Technik informieren,
zum Beispiel bei der brema oder bei der Verbrau-
cherzentrale.

An dieser Stelle will ich der Direktorin der brema,
Cornelia Holsten, ganz herzlich danken, die das
mit ihrem Team sehr gut gemacht hat!

(Beifall DIE LINKE, CDU, FDP)

Der vorliegende Gesetzentwurf modernisiert ins-
besondere den alten Burgerrundfunk hin zu einem
Burgermedium, das letztlich auch unabhéngig von
der Plattform nutzbar sein soll. Die Landesmedien-
anstalt kann kiinftig auch besser im Bereich der
Filmfoérderung fir unabhédngige Filmschaffende
aktiv werden, das begriiBen wir sehr. Wir begriien
auch, dass nun ein Mitglied des Landesteilhabebei-
rats Mitglied im Medienrat ist. In der Anhérung des
Ausschusses wurden von der ZGF auch sehr nach-
vollziehbare Vorschlage zur Geschlechtersensibili-
tdat und dem Punkt gemacht, die Angelegenheiten
der Frauen explizit und starker mitzudenken. Wir
hitten da gern mehr Anderungsvorschlige der
ZGF in diesem Gesetz gesehen, aber dafiir gab es
in den Beratungen leider keine Mehrheit.

Die brema, das wurde schon angesprochen, hat
vorgeschlagen, auch fir in Bremen produzierte
Fake News eine Priifkompetenz mit Sanktionsmog-
lichkeiten zu verankern. Ich héatte es sehr spannend
gefunden, das auch schon jetzt in dieses Gesetz
hineinzuschreiben, aber ich hoffe instdndig, dass
wir, wie auch von Herrn Oztiirk angekiindigt, die-
ses Thema im Medienausschuss weiter behandeln
werden und es nicht versandet.

(Beifall DIE LINKE)

Wir, DIE LINKE, hatten auch den Vorschlag ge-
macht, dhnlich wie in anderen Landesmedienge-
setzen die Zustdndigkeit der Anstalt fiir die Netz-
neutralitdt zu normieren. Wir hatten uns da einer-
seits an dem Gesetz in Thiringen, aber auch an
dem Gesetz in Nordrhein-Westfalen orientiert, und
wir haben offen in die Beratung gebracht, an wel-
chem Gesetz man sich nun starker orientieren soll.
Wir haben es so verstanden, dass es in der Anho-
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rung dazu eigentlich keinen Widerspruch gab, son-
dern einhellige Unterstiitzung. Deswegen war ich
auch sehr irritiert, dass das nicht Teil des Ande-
rungsantrags des Ausschusses war, denn selbst,
wenn die CDU nicht so sicher war, ob sie dafiir oder
dagegen ist, hatte es eine klare Mehrheit gegeben,
und so hétte das schon Teil des Anderungsantrags
des Ausschusses werden konnen. Jetzt ist es Teil
des Anderungsantrages der Koalition. Wer im Aus-
schuss bei der Anhoérung dabei war, der weil}, dass
der urspringliche Vorschlag dazu von uns kam.
Das neue Landesmediengesetz finden wir gut, und
wir werden ihm auch zustimmen.

Zu den Anderungsantrdgen der Koalition und der
FDP! Auch wir hatten die Zeit, uns mit diesen An-
derungsantragen auseinanderzusetzen. Ich finde
es ziemlich schwach von der Koalition, einfach zu
sagen, wir lehnen den Antrag der FDP ab, weil er
so spat gekommen ist. Ich glaube, der Antrag der
Koalition kam deutlich spater,

(Zuruf Abgeordneter Hilz [FDP])

und wir konnen ihm auch nicht uneingeschrankt
zustimmen. Deswegen mochte ich jetzt noch ein-
mal die kritischen Punkte ansprechen: Bei der Ko-
alition wird unserer Meinung nach die Autonomie
des Medienrats an mehreren Stellen einge-
schrankt, das konnen wir nicht nachvollziehen. Wir
verstehen nicht so richtig, warum jetzt ausgerech-
net an dieser Stelle die brema einen regelmaBigen
Bericht uiber plattdeutsche Formate an die Biirger-
schaft schicken soll.

Natiirlich stehen wir dem Niederdeutschen positiv
gegenuber, aber wir sagen ja auch nicht, dass Ra-
dio Bremen oder andere Ressorts die ganze Zeit Be-
richte zu diesem Thema an die Bremische Biirger-
schaft schicken sollen. Uns ist diese Ungleichbe-
handlung nicht ganz klar, warum man hier von der
brema fordert, diesen Bericht abzugeben. Das Glei-
che gilt bei der Erneuerung des Burgerrundfunks.
Dafiir hat namlich der Medienrat einen eigenstan-
digen Ausschuss gebildet, der seinen Aufgaben
schon nachkommen wird.

(Zuruf Abgeordneter Tschope [SPD])

Wirklich schwierig finden wir — das hat auch Herr
Rohmeyer eben schon angesprochen, und viel-
leicht hort er auch zu —, den Punkt, dass man sich
in diesem Gesetz mit den Moglichkeiten zur Wie-
derwahl der Direktorin auseinandersetzt und das
gesetzlich deckeln will. Das gibt es weder bei Radio
Bremen noch bei anderen offentlichen Posten, und

ich muss ehrlich sagen, ich finde auch den Zeit-
punkt, zu dem das debattiert wird, wirklich schwie-
rig, weil wir wissen, dass es dazu gerade Diskussi-
onen im Medienrat gibt, und da finde ich es falsch,
das jetzt von der Gesetzesebene hineinzudriicken.

(Beifall DIE LINKE, AfD — Abgeordnete Boschen
[SPD]: Waren Sie einmal in Bremerhaven?)

Den Anderungsantrag der FDP finden wir eigent-
lich in Ordnung. Wir finden es okay, dass man den
Begriff ,Offener Kanal" ersetzt durch das Wort
«Medienkompetenzlabor”. Das klingt ja tatsach-
lich ein bisschen frischer, aber das finden wir gar
nicht so entscheidend. Entscheidend finden wir —
und das muss ich wirklich ganz kurz noch ausfiih-
ren —, dass Sie, glaube ich, einen Copy-and-Paste-
Fehler im Gesetz gefunden haben. Sie haben nam-
lich herausgefunden, dass es gerade so darin steht,
als ob Mitglieder des Bundestags und des Landtags
auch Mitglied im Medienrat sein kénnen. Das kon-
nen wir aber eigentlich gar nicht so verabschieden,
weil es im alten Landesmediengesetz auch nicht so
stand. Ich glaube, das wurde einfach im neuen Lan-
desmediengesetz nicht tibernommen. Wenn wir
diesen Punkt aber nicht d&ndern, dann entspricht
das neue Mediengesetz nicht mehr den Vorgaben
des Verfassungsgerichtsurteils tiber den ZDF-
Staatsvertrag.

(Beifall AfD)

Ich bitte deswegen die Koalition, doch noch einmal
dringend zu prifen und zumindest diesen Punkt,
bei dem die Fraktion der FDP namlich richtig auf-
gepasst hat, mit aufzunehmen, damit wir am Ende
ein gutes Landesmediengesetz haben. — Vielen
Dank!

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Vizeprasident Imhofif: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Dr. Joachim.

Staatsrat Dr. Joachim: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Mit der heute beratenen Novelle
des Landesmediengesetzes werden die Weichen
fir zahlreiche Neuregelungen in dem Bereich ge-
stellt, meine Vorredner und Vorrednerinnen haben
da schon Verschiedenes herausgehoben. Ich
mochte mich auch gleich zu Beginn bei all den Ver-
bénden, Gruppen und Verwaltungen und auch in
der Politik bedanken, die bis zuletzt daran mitge-
wirkt haben, dass wir heute diesen Text beraten
koénnen. Wir verfolgen seit Monaten, wie die Ent-
wicklung in der Medienwelt unser Umfeld und
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auch die Politik verandert. Die Bedeutung der sozi-
alen Netzwerke fir politische Prozesse nimmt ste-
tig zu. Gleichzeitig gibt es auch eine erhohte Sen-
sibilitat fur Fragen des Datenschutzes, fur die Frage
der Teilhabe behinderter Menschen oder auch der
Gewahrleistung der Staatsferne.

Ich mochte neben den vielen Aspekten vielleicht
noch einmal drei Punkte besonders hervorheben.
Das eine ist der Burgerrundfunk. Auch wenn man
sich durchaus weitergehende Entwicklungen vor-
stellen konnte, muss man sagen, dass man hier ei-
nen Schritt in die Modernitat geht. Man offnet die
Verbreitung tiber das Netz, und man ermoglicht
vertiefte Kooperationen mit gesellschaftlichen
Gruppen. Wie weit diese Schritte dann in einer
weiteren Novelle von Landesmediengesetzen zu
gehen sind, das wird sicherlich die weitere Diskus-
sion zeigen.

Ein zweiter Punkt, den Frau Strunge, glaube ich,
als erste Rednerin hier hervorgehoben hat, ist das
Thema des Abschalttermins fir die analoge Kabel-
netzverbreitung des Fernsehens. Das macht man ja
nicht nur fur die Modernisierung des Netzes, son-
dern vor allem deshalb, um neue Kapazitaten fur
die Menschen, fiir die Wirtschaft hier im Land fir
die Kabelnutzung zu schaffen. Es ist in Verhand-
lungen mit den Kabelbetreibern gelungen, eine
umfangliche Informationskampagne die Blurgerin-
nen und Birger zu starten, die jetzt kurzfristig nach
der Beschlussfassung beginnen soll.

Auf den letzten Punkt ist schon hingewiesen wor-
den, das ist die Frage der verbesserten Moglichkei-
ten zur Forderung von Film- und Medienprojekten.
Auch da ist es im Entwurf an gleich mehreren Stel-
len zu Veranderungen der Rahmenbedingungen
gekommen, und diese fullen ja darauf, dass Bre-
men traditionell eine gewisse Keimzelle fiir innova-
tive und unabhangige Filmformate und Medienfor-
mate ist. Hier jetzt noch einmal einen neuen Punkt
zu setzen ist, glaube ich, auch im Sinne der Stand-
ortforderung in diesem Bereich fiur das Land rich-

tig.
(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, ein Landesmedienge-
setz steht sicher nicht im Fokus der Offentlichkeit,
aber ich bin mir sicher, dass mit der vorliegenden
Novelle in einem gesellschaftlich wichtigen Be-
reich die richtigen Akzente gesetzt werden. Der
rechtliche Rahmen, der hier geschaffen wird, wird
dem privaten Rundfunk, der Landesmedienanstalt,
den freien Film- und Medienproduzenten und nicht

zuletzt auch den Biurgerinnen und Burgern in Bre-
men und Bremerhaven zugutekommen.

AbschlieBend mochte ich auch an dieser Stelle
noch einmal zusagen, dass die auch hier intensiv
diskutierte Frage der Regulierung von Telemedi-
enangeboten noch in diesem Jahr Gegenstand der
Erorterungen mit den Medienpolitikern, aber auch
mit den weiteren Betroffenen werden soll. Wenn
sich dabei herausstellt, dass man gemeinsam der
Ansicht ist, dass weitere Anpassungen hilfreich
sind, dann wird man sie auf den Weg bringen. —
Herzlichen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Das Wort zu einer Kurzinter-
vention erhdlt die Abgeordnete Frau Strunge.

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE)": Vielen Dank,
Herr Prasident! Da meine Redezeit tuberra-
schenderweise zu Ende war, konnte ich die ge-
trennte Abstimmung zwar inhaltlich begrinden,
aber nicht formal. Deswegen bitte ich um getrennte
Abstimmung beim Anderungsantrag der Koalition
in den Punkten sechs, elf und zwolf.

Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

GemaB Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschaftsord-
nung lasse ich zunéchst iiber die Anderungsan-
trage abstimmen.

Als Erstes lasse ich {iber den Anderungsantrag des
Ausschusses fiir Wissenschaft, Medien, Daten-
schutz und Informationsfreiheit mit der Drucksa-
chen-Nummer 19/1629 abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag des Ausschusses fiir
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit mit der Drucksachen-Nummer 19/1629
seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafir SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, BIW, Abgeordneter Patrick Oztiirk
[SPD, fraktionslos], Abgeordnete Wendland [par-
teilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
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(Abgeordneter Schafer [LKR], Abgeordneter Tassis
[AfD])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Anderungsantrag zu.

Als Néchstes lasse ich tiber den Anderungsantrag
der FDP mit der Drucksachen-Nummer 19/1644
abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion der FDP
mit der Drucksachen-Nummer 19/1644 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafur DIE LINKE, FDP, Abgeordneter Patrick Oz-
turk [SPD, fraktionslos], Abgeordneter Schafer
[LKR], Abgeordneter Tassis [AfD], Abgeordnete
Wendland [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bundnis 90/Die Grunen,
BIW)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Anderungsantrag ab.

Zum Schluss lasse ich iiber den Anderungsantrag
der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Grti-
nen mit der Drucksachen-Nummer 19/1648 abstim-
men.

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt.

Als Erstes lasse ich uber die Ziffern sechs, elf und
zwoOlf abstimmen.

Wer den Ziffern sechs, elf und zwolf des Ande-
rungsantrags der Fraktionen der SPD und Biindnis
90/Die Grunen seine Zustimmung geben mochte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Grunen, Abgeordneter
Patrick Oztiirk [SPD, fraktionslos], Abgeordnete
Wendland [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, BIW, Abgeordneter
Schafer [LKR], Abgeordneter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?
(FDP)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
den Ziffern sechs, elf und zwolf des Anderungsan-
trags zu.

Ich lasse nun uber den restlichen Antrag der Frak-
tionen der SPD und Bindnis 90/Die Griinen ab-
stimmen.

Wer dem restlichen Antrag der Fraktionen der SPD
und Biindnis 90/Die Griinen mit der Drucksachen-
Nummer 19/1648 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP, Abgeordneter Patrick Oztiirk [SPD] Abgeord-
nete Wendland [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, BIW, Abgeordneter Schafer [LKR],
Abgeordneter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biurgerschaft Landtag stimmt
dem restlichen Antrag zu.

Wir kommen jetzt zur ersten Lesung des Gesetzes.

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Landesmediengesetz in der
soeben gednderten Fassung in erster Lesung be-
schlieBen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafur SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, BIW, Abgeordneter Patrick Oztirk

[SPD, fraktionslos], Abgeordnete Wendland [par-
teilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abgeordneter Schafer [LKR], Abgeord-
neter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?
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Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt das Gesetz in erster Lesung.

Interfraktionell wurde vereinbart, Behandlung und
Beschlussfassung in erster und zweiter Lesung vor-

zunehmen.

Ich lasse deshalb dariiber abstimmen, ob wir in die
zweite Lesung eintreten wollen.

Wer dafiir ist, den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlie8t entsprechend.

(Einstimmig)
Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Landesmediengesetz in der in
erster Lesung beschlossenen Fassung in zweiter
Lesung beschlieBen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafiir SPD, CDU, Buindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, BIW, Abgeordneter Patrick Ozturk
[SPD, fraktionslos], Abgeordnete Wendland [par-
teilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abgeordneter Schafer [LKR], Abgeord-
neter Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlie8t entsprechend.

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft, Me-
dien, Datenschutz und Informationsfreiheit Kennt-
nis.

Umsetzung der ,Stiftung Anerkennung und
Hilfe" in Bremen

Grofie Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 5. September 2017

(Drucksache 19/1222)

Mitteilung des Senats vom 24. Oktober 2017
(Drucksache 19/1276)

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Stah-
mann.

GemaB Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort auf die
GroBe Anfrage noch einmal vorzutragen. Frau Se-
natorin, machen Sie davon Gebrauch?

Das ist nicht der Fall. Wir treten in die Aussprache
ein.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Er-
lanson.

Abgeordneter Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen
heute tUber eine GroBe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE mit dem Titel ,Stiftung Anerkennung und
Hilfe" debattieren. Worum geht es dabei? Die Stif-
tung versucht eine finanzielle Wiedergutmachung
an Kindern, die in Heimen fiir Behinderte und in
der Psychiatrie in den Jahren von 1949 bis 1975 un-
tergebracht waren. Diese Kinder waren der Obhut
des Staates libergeben und wurden unter seinem
Schutzmandat zu Opfern von Kinderarbeit, von
psychischer, korperlicher bis hin zu sexueller Ge-
walt wie auch zu medizinischen Experimenten
missbraucht. Die Stiftung Anerkennung und Hilfe
wurde selbst nach langen Debatten tiberhaupt erst
eingerichtet.

Rein technisch gesprochen, muss man zum heuti-
gen Zeitpunkt sagen, endet die Antragsfrist fur die
Entschadigung aus dieser Stiftung am 31. Dezem-
ber 2019. Das heiBt, eigentlich in Kirze, nachstes
Jahr. Gerade an diesem Punkt setzt zumindest die
Intention unserer GroBlen Anfrage an. Nach Schat-
zungen gibt es bundesweit circa 800 000 An-
spruchsberechtigte, in Bremen sollen es wohl circa
8 000 Menschen sein. Bis zum September 2017 gibt
es in Bremen ganze 37 Antrage. 37 Antrage gegen-
uber wahrscheinlich 8 000 Anspruchsberechtigten.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, DIE
LINKE meint, das ist einfach zu wenig.


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1222
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(Prasident Weber tiibernimmt wieder den Vorsitz. —
Beifall DIE LINKE)

Ich will hier auch ganz deutlich sagen, DIE LINKE
verteilt hier nicht hochnasig Schulnoten oder teilt
gar Schuld zu. Ja, man muss sagen, und das hat
auch diese GroBle Anfrage gezeigt, das Sozialress-
ort hat einiges unternommen, um diese Stiftung
und die Moglichkeiten bekannt zu machen, die da-
rin stecken, aber 37 von 8 000 — mittlerweile sollen
es wohl 48 Antrage sein, das ist meine letzte Infor-
mation —, damit konnen wir uns doch alle nicht zu-
friedengeben, da miussen wir doch einfach weiter-
machen. Da gibt es geschundene Seelen, und da
gibt es diesmal auch Geld. Irgendwie mussen wir
es doch schaffen, dass die zusammenkommen. Das
ist doch wirklich auch ein Anspruch der Mensch-
lichkeit.

Also los! DIE LINKE schlagt deshalb drei Punkte
vor. Erster Punkt: Wir sind der Meinung, der beste-
hende Internetauftritt — und es ist ja schon einmal
gut, dass es einen gibt — muss stark verbessert wer-
den. Ich habe verschiedenen Menschen, die sich
mit Computern gut auskennen oder auch nicht,
einfach gesagt, nun geht einmal daran und sucht
mir diese Stiftung, und ich muss sagen, also selbst
den Cracks ist es nicht leichtgefallen. Man braucht
zwischen sieben und acht Klicks, um tiberhaupt die
Stiftung zu finden, und ich glaube, auch fir die Be-
troffenen, die wir damit meinen und die auch An-
spriche haben, ist das eine viel zu hohe Hiirde.
Deshalb, glaube ich, muss das verbessert werden.

Zweiter Punkt: die gesetzlichen Betreuer. Auch da
muss man feststellen, viele der Betroffenen und
auch der Anspruchsberechtigten werden weiter
teilweise in Heimen, in WGs oder woanders unter-
gebracht, haben in der Regel aber gesetzliche Be-
treuer. Auch da sagen wir, vielleicht sollte man
noch einmal durch ein Anschreiben und Informati-
onsblatter gerade diesen gesetzlichen Betreuern —
das sind zwar nicht wenige, aber immerhin eine
Uberschaubare Gruppe — versuchen klarzumachen,
dass moglicherweise einige ihrer Zoéglinge An-
spruch auf diese Entschadigung haben.

Punkt Nummer drei betrifft die heutigen Trager
von Wohnheimen. Auch da muss man sagen, dass
es einfach sehr wahrscheinlich ist — und auch Men-
schen, die sich langer damit beschaftigt haben, sa-
gen das —, dass viele der Anspruchsberechtigten
auch heute wieder in Wohnheimen, in Werkstatten
und in allen Arten von Behinderteneinrichtungen
leben. Auch da glauben wir, es ist fiir die Betroffe-

nen moglicherweise schwierig, das selbst heraus-
zufinden. Auch da wirden wir vorschlagen, dass
man noch einmal gezielt auf heutige Trdager von
Wohnheimen und Werkstatten und allen Arten von
Behinderteneinrichtungen zugeht, um zu schauen,
dass wir das zusammenbekommen.

Wir haben keinen Antrag dazu geschrieben, und
dazu kann man unterschiedlicher Meinung sein,
aber ich mochte trotzdem von dieser Stelle noch
einmal an die rot-griine Koalition appellieren: Le-
gen Sie doch wenigstens an dieser Stelle eine
Schippe obendrauf. — Danke!

(Beifall DIE LINKE)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Wir ha-
ben schon o6fter, als es um die Einrichtung und um
die Zustandigkeiten dieser Stiftung ging, daruber
diskutiert, dass es notwendig ist, dass es diese Stif-
tung gibt, allein um das erlittene Unrecht bei die-
sen Menschen, die in den Heimen waren, anzuer-
kennen. Das ist eine wichtige Sache.

Ich glaube auch, dass viel zu viele gar nicht von der
Stiftung wissen und dass sie ihre Rechte deswegen
nicht in Anspruch nehmen. Meines Erachtens sind
es nur ganz wenige Menschen, die sagen: Ich will
mich am liebsten gar nicht mehr daran erinnern,
ich verzichte darauf und will an der Sache nicht
rihren, um daran nicht erinnert zu werden. Deswe-
gen ist der Ansatz richtig, hier zu iberlegen, wie
wir das Ganze bekannter machen kénnen und wie
wir vielleicht auch an der Frist noch etwas verdn-
dern konnen, damit Menschen, die die Stiftung bis-
her nicht in Anspruch genommen haben, dies tun
koénnen.

Ich danke den LINKEN, dass sie diese Anfrage ge-
stellt haben. Es bringt noch einmal einen Fokus auf
diese Missstande, die dort geherrscht haben, die
hoffentlich nie wiederkehren werden, und fir die
wir uns alle nur entschuldigen kénnen, weil viel zu
lange weggeschaut wurde und bei denen diese
Entschadigungsleistungen der Stiftung nur eine
Anerkennung sein konnen,fiir das erlittene Leid. —
Herzlichen Dank!

(Beifall FDP, DIE LINKE)

Prasident Weber: Als ndchste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Gorgii-Philipp.
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Abgeordnete Gorgii-Philipp (Bindnis 90/Die Griu-
nen)*): Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Es geht hier um Menschen, die mitun-
ter jahrelang Opfer von bedrickenden Strukturen
waren, die Ausgrenzung und Entrechtung unter-
schiedlichster Art erfuhren, vom Schulausschluss
uber beschamende und auch korperlich qualende
Strafen bis hin zur Arbeit unter Zwang und ohne
Bezahlung. Nur deshalb hat die Bremische Burger-
schaft im Jahr 2015 die Einrichtung dieser Stiftung
auf Bundesebene eingefordert, und zwar auf Initi-
ative unserer Fraktion Biindnis 90/Die Grinen. Die
Stiftung hat sich zum Ziel gesetzt, die Gescheh-
nisse in betroffenen Einrichtungen offentlich zu
machen, das erlittene Leid und Unrecht der Be-
troffenen anzuerkennen.

Mit den Zahlungen, die im Rahmen der Antrage
moglich sind, wird das Geschehene nicht rickgan-
gig gemacht, aber es ist hoffentlich moglich, etwas
zuruckzugeben. Das meint in meinen Augen die
Formulierung ,Anerkennung und Hilfe” im Stif-
tungstitel. Ein wesentliches Ziel ist es, moglichst
viele Antragsberechtigte zu erreichen. Hier zeigt
naturlich die Anzahl der Antrage, dass noch einiges
zu tun ist. Von drei Jahren Antragsfrist ist mehr als
ein Jahr vorbei, und bis gestern sind 44 Antrage ge-
stellt worden, 44 Antrage in Uiber einem Jahr. Das
ist wenig, auch wenn die Zahlen aus anderen Bun-
deslandern beziehungsweise Beratungsstellen zei-
gen, dass auch dort die Zahlen noch niedrig sind.
Ich persénlich bin mit der Befristung eines Stif-
tungszwecks, der im Grunde ein zeitloses Anrecht
fur die Betroffenen begrinden sollte, nicht wirklich
glucklich.

Auf jeden Fall aber heifit das, in den nachsten
knappen zwei Jahren moglichst viel daftr zu tun,
dass moglichst viele Antragsberechtigte auch in die
Lage versetzt werden, tatsachlich ihren Antrag zu
stellen. Die zustdndigen Mitarbeiter im Versor-
gungsamt sind mit groBem Engagement dabei, das
weil} ich. Sie gehen zu den Einrichtungen, wo po-
tenzielle Antragsberechtigte wohnen und suchen
das Gesprach mit den Betroffenen, mit den Berate-
rinnen und Beratern und dem Trager der Einrich-
tungen. Sie sorgen sich nach Kraften, dass Men-
schen ihr Antragsrecht wahrnehmen konnen.
Ihnen allen gilt ein herzliches Dankeschon an die-
ser Stelle!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Ich denke, wir sollten auf einen oftmals unbekann-
ten Aspekt hinweisen. Die Gelder, die aus den Stif-

tungen flieBen, werden nicht auf Transferzahlun-
gen angerechnet. Sie sind steuerfrei und nicht
pfandbar. Das sind wichtige Informationen, die
noch deutlicher kommuniziert werden mussen. Das
personliche Gesprach steht jedoch im Zentrum des-
sen, was Anerkennung bedeutet. Die Betroffenen
sollen durch ein personliches Beratungsgesprach
bei der Aufarbeitung ihrer Geschichte begleitet
werden. Neben den personlichen Einzelschicksa-
len ist die geschichtliche Aufarbeitung dieser Zeit
ebenso wichtig. Dass Bremen nun eine eigene wis-
senschaftliche Aufarbeitung in Auftrag gegeben
hat, begriflen wir Grune nattrlich sehr.

Auch dass sich auf der Konferenz der Arbeits- und
Sozialminister im Dezember 2017 deutlich fir eine
Ausweitung der Anspruchsberechtigten ausge-
sprochen wurde, ist eine Starkung des Themas. Es
ist wichtig und richtig, dass auch Menschen an-
tragsberechtigt sein sollen, die von den betreffen-
den Einrichtungen gezielt in einer Familie bezie-
hungsweise Anstaltsfamilie zur Pflege unterge-
bracht waren.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Nun zur Kritik der schlechten Auffindbarkeit im In-
ternet. Wer selbst nachschaut, kommt mit wenigen
Klicks direkt zu Beratungsstellen. Doch das ist aus
meiner Sicht nicht so entscheidend. Bei der Inter-
netsuche stellt sich fiir viele eine mitunter grofBe
Zugangshiirde dar. Stattdessen sollten verstarkt
Flyer in den Einrichtungen ausliegen und mit Infor-
mationsveranstaltungen geworben werden. Wie
gesagt, die Grinen begriflen die Stiftung wie auch
die Stiftungszwecke, und unsere Zufriedenheit
steigt mit den Antragszahlen. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Prisident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Mohle.

Abgeordneter Mohle (SPD)*): Herr Préasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
nachst einmal méchte ich mich bei den LINKEN fiir
diese Anfrage bedanken, insbesondere bei Herrn
Erlanson. Ich finde, das ist eine richtige, wichtige
und notwendige Anfrage, die noch einmal das
Spotlight auf das lenkt, was eigentlich mit den be-
hinderten Menschen nach 1945 passiert ist.

Ich glaube, dass ein Teil der Diskriminierung, die
wir heute gegen Behinderte erleben, ihre Wurzeln
durchaus auch noch in diesen Zeiten hat. Aus mei-
ner Sicht ist es deswegen am allerwichtigsten in
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dieser Diskussion, die wissenschaftliche Aufarbei-
tung, was ja hier in der Antwort auch dargestellt
wird, zu betreiben, um tatsachlich das unendliche
Leid und die unendlichen Qualen zu verdeutlichen,
die diesen Menschen nicht nur im Nationalsozialis-
mus wiederfuhren — das ist bekannt, wie da mit den
Menschen umgegangen wurde —, sondern wie
auch in der Nachkriegszeit mit diesen Menschen
umgegangen worden ist.

Schon finde ich, dass es nach einigen Protesten
jetzt auch diesen zweiten Fonds gibt. Nicht so
schon, finde ich, ist, dass er bis zum Jahr 2019 be-
grenzt ist. Ich glaube, dass deutlich geworden ist,
wie schwierig es ist, die Opfer ausfindig zu ma-
chen, sie davon zu unterrichten, dass sie diese Zah-
lungen bekommen konnen, und dass das einfach
mehr Zeit benotigt. Deswegen wirde ich daftr pla-
dieren, moglichst zu schauen, dass dieser Fonds
langer geoffnet bleibt.

(Beifall SPD, FDP)

Ich glaube, um auch nicht so lange zu reden, die
Dimensionen dessen, was da ideologisch, auch pa-
dagogisch dahintersteht, was einige mit schwarzer
Padagogik bezeichnen, die bis heute hinein in un-
sere Erziehungsformen und unsere Erziehungsme-
thoden durchaus immer noch Wirkung hat, dartiber
muss man nachdenken, welches Unrecht da ge-
schehen ist, das muss offentlich gemacht werden.
Die Geldzahlung allein ist jetzt nicht das wirklich
Ausschlaggebende, sondern die Anerkenntnis,
dass diesen Menschen Unrecht geschehen ist. Das
ist namlich mit dieser Geldzahlung auch verbun-
den.

Ich denke, wenn man sich das alles in Ruhe durch-
liest, die Antworten aufzeigen, dass das Ressort an
der Stelle ordentlich und gut arbeitet, dass die Hin-
weise von Herrn Erlanson durchaus berechtigt sind
und dass man schauen kann, wie man das noch
verbessern kann, wie man das noch offentlicher
machen kann. In diesem Sinne gibt es meines Er-
achtens ein paar Auftrage, die man noch zu beden-
ken hat. Ansonsten sollte man sich dem Thema
sehr, sehr bewusst widmen. Ich finde, dass wir gut
beraten sind, wenn wir tiber das Jahr 2019 hinaus
da noch Hilfe leisten konnen. — Vielen Dank fir die
Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Priasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Dertwinkel.

Abgeordnete Dertwinkel (CDU): Vielen Dank Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf
Bundesebene hat sich die CDU von Beginn an fir
die Grindung der Stiftung Anerkennung und Hilfe
eingesetzt und auf die Bundeslander Druck ausge-
ubt, eine Losung fir Kinder und Jugendliche, de-
nen in Behindertenheimen und psychischen Ein-
richtungen Gewalt widerfahren ist, zu finden. Da-
rum ist es wahrscheinlich auch nicht erstaunlich,
dass wir als CDU Bremen uns zu der Verantwor-
tung fir diese Kinder und Jugendlichen ausdriick-
lich bekennen und die Grindung der Stiftung An-
erkennung und Hilfe sehr begriif3en.

(Beifall CDU)

Leider kann der Senat die genaue Zahl von bremi-
schen Kindern und Jugendlichen, die in Behinder-
tenheimen oder der Psychiatrie untergebracht wa-
ren, nicht genau beziffern. Wenn ich jedoch, wie in
der Antwort zu Frage eins dargestellt, die Schat-
zung von 8 000 bremischen Kindern und Jugendli-
chen der Schéatzung von deutschlandweit 80 000
Kindern und Jugendlichen gegentberstelle, finde
ich es erschreckend festzustellen, dass schatzungs-
weise jedes zehnte in Behindertenheimen oder
Psychiatrien untergebrachte Kind aus Bremen
stammt. Sexuelle, seelische und korperliche Ge-
walt sind die schlimmsten Verbrechen, die man
Kindern und Jugendlichen antun kann. Opfer lei-
den auch noch Jahrzehnte spéater unter den Folgen
und mangelnder Aufarbeitung. Auch wenn nicht
allen untergebrachten Kindern und Jugendlichen
direkte Gewalt angetan wurde, waren die Miss-
stdnde in den stationdren Einrichtungen teilweise
katastrophal.

In Berichten ist zum Beispiel von Unterfinanzie-
rung, schlechter Ausstattung, Personalmangel und
gesellschaftlicher Isolation die Rede. Gerade Be-
hinderte und psychisch Kranke, damals Kinder und
Jugendliche, waren und sind noch weniger in der
Lage, Uber das Erlebte zu sprechen. Umso wichti-
ger ist es, dass in der Stiftung Anerkennung und
Hilfe im Gegensatz zu den Fonds Heimerziehung
Ost und West nun auch Kinder und Jugendliche
berticksichtigt werden, denen in Behindertenhei-
men und psychiatrischen Einrichtungen Gewalt
widerfahren ist oder in denen sie unter ungerecht-
fertigten ZwangsmaBnahmen, Strafen und Demditi-
gungen litten. Zudem haben viele von ihnen finan-
zielle EinbuBlen, da sie in oder fir Einrichtungen
gearbeitet haben, ohne dass dafiir in die Renten-
kasse eingezahlt wurde. Die Stiftung erkennt die
erlebten Grausamkeiten an und dokumentiert
diese sorgfaltig.
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Zudem arbeitet sie zusammen mit den Betroffenen
das erlittene Leid auf. Die individuelle Beratung in
den Anlauf- und Beratungsstellen wird individuell
bis zu 15 Stunden gewdahrt und stellt zudem eine
immaterielle Leistung fur die Betroffenen dar, die
es so bisher noch nicht gegeben hat. Das gesche-
hene Unrecht kann damit leider nicht ungeschehen
gemacht werden. Es ist jedoch ein groBer Fort-
schritt im Vergleich zu den Fonds Heimerziehung
Ost und West. Auf den ersten Blick negativ zu be-
werten ist die monetdre Leistung, die durchschnitt-
lich ein wenig geringer ausfallt als bei den Fonds,
doch bei grundlicher Recherche lasst sich erken-
nen, dass bei der Stiftung komplizierte Nachweis-
und Abrechnungsverfahren zugunsten der Be-
troffenen vermieden werden. Diese konnen nun
selbstbestimmt entscheiden, wie sie die Hilfen und
Zuwendungen verwenden wollen. Also ein weite-
rer Fortschritt.

Positiv zu bewerten ist zudem, dass man sich um
das Bekanntmachen der Moglichkeit in Form von
Flyern und Veranstaltungen bemiht hat und zum
Beispiel durch die direkte Ansprache durch den
Landesbehindertenbeauftragten — auch hoffentlich
wie angekiindigt — weiterhin bemihen wird. Trotz-
dem will ich an dieser Stelle an die Senatorin ap-
pellieren, sich weiterhin fiir die Bekanntmachung
einzusetzen. Gerade weil es sich bei der Ziel-
gruppe um Menschen handelt, die zumeist nicht
selbst aktiv werden konnen, ist es an dieser Stelle
noch wichtiger, Hinweisgeber und Unterstiitzer o-
der gar ersetzend handelnde Antragsteller auf die
Stiftung aufmerksam zu machen und im Antrags-
prozess zu begleiten. Ebenso miissen meiner Mei-
nung nach die bestehenden Hinweise, Stichwort
Internetauftritt des Amts fur Versorgung und In-
tegration, optimiert werden.

(Beifall CDU)

Da schlieBen wir uns dann auch Herrn Erlanson
und der Fraktion DIE LINKE bei diesem Punkt an.
—Ich danke fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als ndchste Rednerin hat das
Wort Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Herr Prasident, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Auch ich méchte mich
bedanken bei der Fraktion DIE LINKE fiir die
Grofie Anfrage, die uns noch einmal Gelegenheit
gibt, als Parlament und auch als Senat auf diese

Stiftung hinzuweisen, fir die wir uns als Bundes-
land im Rahmen der Arbeits- und Sozialminister-
konferenz sehr stark gemacht hatten. Es war lange
nicht klar, ob auch fiir die Menschen mit Behinde-
rung, die in Heimen gelebt haben, ein solcher
Fonds aufgelegt wird. Zum Abschluss kénnen wir
auch stolz darauf sein, dass es uns gelungen ist,
weil einige sich auch ganz lange geweigert haben,
mit Verweis auf geringe Zahlen und da man doch
gar nicht wisse, wer davon betroffen sei. Es ist aber
auch wichtig, wir haben andere Fondslosungen fur
Kinder und Jugendliche gefunden, die in Heimen
gelebt haben und denen Unrecht widerfahren ist,
dass wir auch fiir diese Gruppe einen solchen
Fonds schaffen.

Das war fiir die Betroffenen auch unheimlich wich-
tig, auch wenn man das Leid nicht wiedergutma-
chen kann. Herr Erlanson hat ja erneut angeregt,
dass wir die Offentlichkeit noch einmal verstérken.
Wir hatten seinerzeit diesen Fonds auch vorgestellt,
auch mit Betroffenen zusammen und mit dem Lan-
desbehinderten-beauftragten. Alle Informationen
gibt es in leichter Sprache. Es gibt Wissenschaftler,
die eine Begleitforschung angelegt haben und die
Mitte dieses Jahres ihre ersten Ergebnisse vorstel-
len werden. In leichter Sprache werden auch die
Menschen mit Behinderung angesprochen. Dazu
gibt es ein extra Anschreiben in leichter Sprache,
das finde ich sehr gut gelungen. Ich bin kein Mit-
glied im Chaos-Computerclub, Peter Erlanson,
aber ich war mit dem Eintrag ,Stiftung Anerken-
nung und Hilfe Bremen' schnell auf der Seite vom
Amt fiir Versorgung und Integration gelandet.

Also ich finde, das ist gut umgesetzt, und es gibt
auch gleich Hinweise auf Gebdardendolmetscher
und auf die leichte Sprache. So muss das aus mei-
ner Sicht auch sein, dass man die Informationen
schnell findet. Wir werden die Arbeit fortsetzen,
wir werden weiter dafliir werben, dass diejenigen,
denen Unrecht widerfahren ist, und das kann man
gar nicht in Worten wiedergeben, was alles ge-
macht wurde, von Versuchen bis koérperlicher
Misshandlung bis Zwangsarbeit. Das wurde ja ge-
rade von der Kollegin von der CDU auch noch ein-
mal gesagt, es wurde nicht in die Rentenkasse ein-
gezahlt--. Es sind viele schlimme Dinge passiert,
fir die man sich noch stellvertretend entschuldigen
muss. Wir hoffen bei jedem, dass man diese Ent-
schuldigung in Form von mickrigem Geld anneh-
men kann.

Wir stellen aber auch fest, bundesweit sind unge-
fahr — die Schatzungen sagen, 800 000 ehemalige
Kinder und Jugendliche, jetzt Erwachsene — davon
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betroffen. Ein Prozent rechnen wir auf Bremen um,
das sind 8 000. Aber es sind viele leider auch zum
jetzigen Zeitpunkt verstorben oder so krank, dass
sie sich nicht mehr selbst melden konnen. Deswe-
gen werden wir den Weg noch einmal uiber die Be-
treuer suchen, aber wir mtissen eben auch feststel-
len, dass diese Stiftung ein paar Jahrzehnte zu spat
kommt. Sie ist gekommen, das ist gut so, aber es
wdre besser gewesen, wir hatten zwanzig Jahre,
dreiBlig Jahre friher oder umgehend danach gleich
reagieren konnen oder es ware nie zu diesen Taten
gekommen. — Vielen Dank fir die Aufmerksam-
keit, und wir werben weiter daftir!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Biurgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 19/1276, auf die GroBle An-
frage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Todliche Gefahr Asbest

Grofie Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Gri-
nen

vom 20. November 2017

(Drucksache 19/1405)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018
(Drucksache 19/1465)

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Deutschen-
dorf.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dogan.

Abgeordnete Dogan (Biindnis 90/Die Griinen)*):
Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen,
sehr geehrte Herren! Wir diskutieren die Antwort
auf die GroBe Anfrage von uns Grunen, ,Todliche
Gefahr Asbest”. Wie Sie alle wissen, kann Asbest
Asbestose auslosen, also Lungen- und Kehlkopf-
krebs, und diese Krankheit ist nicht heilbar. Jahr-
lich sterben in Deutschland viele Menschen daran.
Bremen ist stark belastet, weil die bremischen Ha-
fen seit den Funfzigerjahren Hauptumschlagplatz
fur losen Asbest waren. In den damaligen Werften
Bremens wurde die Belegschaft dem Gefahrstoff

haufig ungeschiitzt ausgesetzt, und Arbeitsschutz-
bestimmungen wurden damals nicht ausreichend
beachtet. Asbest wurde als Werkstoff erst im Jahr
1993 verboten, weil man dann wusste, wenn Fasern
freigelegt und eingeatmet werden, kénnen sie sich
in der Lunge festsetzen. Wie gesagt, die Spatfolgen
aus dem ungeschitzten Umgang sind Krebserkran-
kungen, die erst Jahrzehnte spater auftreten.

Die Latenzzeit bis zum Ausbruch einer durch As-
best ausgelosten Erkrankung betragt 30 Jahre und
mehr. Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen ist
daher zu befiirchten, dass der Hohepunkt dieser
Erkrankungen erst in den Jahren 2017 bis 2025 er-
reicht wird. Auch heute befindet sich immer noch
Asbest in 6ffentlichen und privaten Gebdauden, die-
ser kann in die Umwelt gelangen und auch weiter-
hin Menschen gefahrden. Deshalb haben die Gru-
nen den Senat gefragt, in wie vielen Wohnungen
im Land Bremen aktuell noch asbesthaltige Bau-
teile zu finden sind und wie der Senat die gesund-
heitlichen Gefahren einschatzt, die noch von vor-
handenen asbesthaltigen Bauteilen ausgehen.

Aus der Antwort des Senats ergibt sich, dass im
Zeitraum von 1960 bis 1992 in Bremen 85 774 Woh-
nungen gebaut worden sind und dass es keine Er-
hebungen dazu gibt, in wie vielen Wohnungen da-
von auch tatsachlich Asbest vorhanden ist. Der ge-
gebenenfalls unentdeckte Asbest in Wohnungen
ist in der Regel in den Baustoffen fest verbunden
oder mit Bauteilen festgebunden. Im unbeschadig-
ten Zustand, meine Damen und Herren, wiirde sich
kein gesundheitliches Risiko ergeben, das ergibt
sich aus der Antwort, auBler bei Heimwerkerarbei-
ten, wie zum Beispiel beim Bohren oder Schleifen,
konnen sich Asbestfasern freisetzen. Aus der Ant-
wort auf unsere GroBe Anfrage geht aber auch her-
vor, dass es einen Ausschuss fur Innenraumricht-
werte beim Umweltbundesamt gibt, der erforscht,
wie groB das Gesundheitsrisiko durch unentdeck-
ten Asbest ist, weil es dariiber bisher tiberhaupt
keine Erkenntnisse gibt.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auf die
GEWOBA eingehen, den grofiten Vermieter hier in
Bremen! Aus der Antwort ergibt sich, dass die circa
32 000 Wohnungen der GEWOBA, die vor 1995 ge-
baut wurden, also vor dem Asbestverbot, in ein in-
ternes Kataster aufgenommen wurden und die be-
troffenen Mieter tber den Sachverhalt und den
Umgang mit den Bodenbeldgen schriftlich infor-
miert wurden.

In der Stadt Bremen wurden bis zum 27. November
2017 im Bestand der GEWOBA 2 801 Wohnungen


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1276
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1405
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1465
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beprobt. Davon waren 950 ohne Asbestbelastung,
und in Bremerhaven wurden 1 101 Proben gezo-
gen, wovon 683 ohne Asbestbelastung waren. Die
Griinen mochten die GEWOBA hier ausdriicklich
lobend erwahnen, dass sie die Mieter informiert,
saniert und keine Kosten scheut, um dieses Prob-
lem anzugehen, im Gegensatz zu anderen Woh-
nungsbauunternehmen, die keine Angaben zu die-
ser Problematik machen konnten.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Die Vermieter miissen sich nach unserer Ansicht
mit dem Thema Asbest auseinandersetzen, aber
auch handeln. Im Jahr 2011 hat in Bremen die bun-
desweit erste Offentlich finanzierte Beratungsstelle
zu Berufskrankheiten ihre Arbeit aufgenommen,
die insbesondere auch Betroffene von asbestbe-
dingten Krankheiten berdat und unterstutzt. Die
Schaffung dieser Beratungsstelle, meine Damen
und Herren, wurde auf unsere Initiative hin im Jahr
2010 hier in der Burgerschaft beschlossen. Es ist
auch gut, dass es jetzt drei Standorte in Bremen-
Stadt, Bremen-Nord und Bremerhaven gibt, an die
sich Ratsuchende kostenlos wenden konnen, aber
dort auch Unterstiitzung finden.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal einen
wichtigen Aspekt benennen! Sie wissen ja viel-
leicht — auf jeden Fall diejenigen, die sich mit dieser
Thematik beschaftigen —, dass bisher auf Bundes-
ebene die Beweislastumkehr im Sozialgesetzbuch
nicht gesetzlich verankert wurde, obwohl wir Gri-
nen verschiedenen Initiativen bereits im Jahr 2010
dieses Ziel verfolgt haben. Gesetzlich ist es leider
immer noch so, dass Menschen, die durch ihre be-
rufliche Tatigkeit asbesterkrankt sind, die Beweis-
last haben, um Rente und RehamaBnahmen erhal-
ten zu konnen. Die Grinen sind der Ansicht, dass
Asbestkranke in ihren Rechten auf Entschadigung
besser unterstlitzt werden miissen. Deshalb wer-
den wir uns weiterhin auf allen Ebenen dafiir ein-
setzen, dass diese Beweislastumkehr gesetzlich
verankert wird.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Ich komme zum Schluss, Herr Prasident! Ein letzter
Satz! Es kann nicht sein, dass Asbestkranke heute
immer noch beweisen miissen, dass der Asbest-
staub auf der Arbeitsstelle von damals zu der Jahr-
zehnte spater ausgelosten Krebserkrankung fiihrte.
Ich finde, dafiir sollten wir uns alle einsetzen, und
ich bin gespannt auf die Debatte. — Vielen Dank fur
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete JanBen.

Abgeordneter Janfien (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Prdasident, meine Damen und Herren!
,Todliche Gefahr Asbest"” ist die Uberschrift der
Anfrage, uber die wir heute diskutieren. Ich
glaube, esist ein guter Anlass, das Thema noch ein-
mal hier in der Burgerschaft aufzurufen. Asbest ist
ja ein Mineral, das nicht nur, aber auch, massenhaft
als Baustoff, als Baumaterial verwendet wurde. As-
best wurde aber auch verwendet in Berufsklei-
dung, Asbest wurde auch in Bremen in Werften
verbaut, und es war zeitweise sogar in Zahnpasta
enthalten. Es galt lange Zeit als Wunderfaser, als
extrem hitzebestandiger Stoff mit einer héheren
Zugfestigkeit als Stahl. Entsprechend flachende-
ckend wurde es dann auch eingesetzt. Am bekann-
testen ist aber wahrscheinlich dann doch Eternit,
ein Baustoff, der in vielen Gebduden eingesetzt
wurde, asbesthaltig ist und jahrzehntelang in Plat-
tenform verbaut wurde.

Asbest ist extrem giftig. Schon Anfang des letzten
Jahrhunderts wurde Asbestose als Krankheit ent-
deckt, seit 1970 wird Asbest als stark krebserre-
gend eingestuft, und seit 1993 ist dessen Verwen-
dung auch EU-weit verboten. In vielen Landern des
globalen Stidens ist es aber heute so, dass Asbest
ein Revival erlebt. Allein in Russland werden jahr-
lich circa eine Million Tonnen Asbestmaterialien
abgebaut, und in Brasilien ist es ungefdahr noch ein-
mal die gleiche Menge. Das heiit, dass Asbest
heutzutage mitnichten nur in Altbestdanden vor-
kommt, sondern wir miussen leider auch davon aus-
gehen, dass nicht in der EU, wohl aber im globalen
Stiden das Problem weiter wachst und auch fiir die
Zukunft bestehen bleibt.

Die Grinen haben mit der GroBen Anfrage an den
Senat vor allen Dingen die Fragen um den Woh-
nungsbestand in Bremen gestellt. Leider gibt es
dazu keine vollstandigen Zahlen, und es ist auch
schwierig, diese hier einzufordern. Wir wissen,
dass es bei der GEWOBA 32 000 Wohnungen gibt,
die vor 1995 gebaut wurden und keine Holzdecken
haben. Es gibt wurden - das haben Sie gerade
schon gesagt, Frau Dogan — knapp 3 000 Wohnun-
gen auf Asbest hin untersucht, und bei etwa zwei
Dritteln wurde festgestellt, dass asbesthaltige Bau-
materialien verwendet wurden. Wenn wir das
hochrechnen, miissen wir davon ausgehen, dass im
Wohnungsbaubestand etwa 20 000 Wohnungen
derart belastet sind, sollte es keine Verzerrungen
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bei den Wohnungen geben, die ausgesucht wur-
den. Bei der STAWOG haben wir fiir Bremerhaven
keine vergleichbaren Zahlen - allerdings gibt es
aus meiner Sicht auch keinen Anhaltspunkt daftr,
von grundsatzlich anderen Verhaltnissen auszuge-
hen -, und fir private Eigenheime haben wir gar
keine Zahlen. Auch da muss natiirlich davon aus-
gegangen werden, dass Asbest verbaut wurde.

Das heifit, insgesamt miissen wir davon ausgehen —
auch wenn das Zahlenmaterial diinn ist —, dass wir
es mit einem erheblichen Problem im Wohnungs-
bestand zu tun haben, in dem Asbestmaterialien
auch in den nachsten Jahren und Jahrzehnten im
Wohnungsbestand verbleiben. Deshalb ist es auch
richtig, wenn die GEWOBA hier mit Informations-
kampagnen darauf aufmerksam macht und ver-
sucht, die Mieterinnen und Mieter so zu sensibili-
sieren, dass bei einem bewussten Umgang keine
Schadstoffe freigesetzt werden. Dennoch bleibt das
Problem bestehen, und es ist auch unsere Aufgabe,
kontinuierlich iiber das Problem zu informieren.

(Beifall DIE LINKE)

Was mir in der Anfrage ein bisschen gefehlt hat, ist
der ganze Bereich der 6ffentlichen Immobilien. Ak-
tuell werden ja Grundschulen auch auf Asbest hin
untersucht. Wir konnten einer Berichterstattung
von Radio Bremen entnehmen, dass bei 21 von ins-
gesamt 46 untersuchten Gebduden in Bremen-
Nord eigentlich Sanierungen anstehen, weil dort
krebserregende Mineralfasern verbaut wurden.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, dann ge-
raten wir an einen Punkt, an dem wir bei der Frage
des Sanierungsstaus nicht nur dariber reden, ob es
misslich ist oder unschon, sondern wir reden dar-
uber, dass der Sanierungsstau dann auch eine Ge-
fahr fiir die Gesundheit ist. Deshalb kénnen wir uns
eigentlich auch hier keine Sparpolitik leisten und
miussten auch viel starker gesundheitlich praventiv
in die Sanierung einsteigen.

(Beifall DIE LINKE)

Ein wichtiger Punkt, den Sie auch gerade genannt
haben, aber ich mochte ihn trotzdem noch einmal
betonen, ist die Frage der Anerkennung von Be-
rufskrankheiten, die aufgrund der Verwendung
von Asbest im Arbeitsleben jetzt als Spatfolge auf-
treten. Noch immer liegt die Beweislast bei den Be-
troffenen, noch immer miissen sie beweisen, dass
die Verwendung von asbesthaltigem Material bei
der Arbeit sich nun auf ihre Gesundheit auswirkt.
Genau hier missten eigentlich die Politik und der
Gesetzgeber einschreiten und anerkennen, dass

diese Krankheiten aufgrund von beruflichen Belas-
tungen zustande kommen und das Recht tuber Be-
rufskrankheiten deshalb auch so Uberarbeitet wer-
den muss, wie auch schon langer von den Bundes-
landern angemahnt.

Die Forderung ist auch 25 Jahre nach dem Verbot
immer noch akut. Die Krankheiten brechen jetzt
schon aus, aber sie werden in den nachsten Jahren
noch einmal verstarkt auftreten. Deshalb ist es hier
dringend nétig, diesen Forderungen Ausdruck zu
verleihen und ihnen nachzukommen und hier end-
lich die Beweislastumkehr anzustreben.

(Beifall DIE LINKE)

Asbest kommt vom altgriechischen Wort Asbestos
und bedeutet so viel wie unverganglich. Das passt
hier leider allzu gut, die Gesundheitsrisiken und
die Baumaterialien werden auf absehbare Zeit blei-
ben. Wir brauchen einen verantwortungsvollen
Umgang; wir brauchen auf Bundesebene einen
verantwortungsvollen Umgang, aber wir brauchen
auch vor Ort einen Umgang, der die Sanierung in
den offentlichen Gebauden bedeutet, und Unter-
stiitzung und Information dort, wo es im privaten
Bereich bleibt. Wir miissen das Thema weiterhin im
Auge behalten! Das Thema wird uns leider noch
sehr lange begleiten. — Danke fiir die Aufmerksam-
keit!

(Beifall DIE LINKE)

Prisident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Crueger.

Abgeordneter Crueger (SPD)*): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe
vor Kurzem im Naturkundemuseum in Wien in der
Mineralogie die Chance gehabt, mir einmal Asbest
im Urzustand anzuschauen. Es ist ja eigentlich ein
schones Mineral. Da fragt man sich, warum es rela-
tiv lange verbaut wurde. Die Kolleginnen und Kol-
legen haben es schon gesagt, es ist stabil, es ist hit-
zebestdndig, man hat daraus auch Handschuhe fiir
Arbeiten gefertigt, bei denen man sehr heile Ge-
genstdnde anfassen musste. Es war also eigentlich
sehr praktisch, und irgendwann - leider Gottes erst
lange, nachdem man es verbaut und hier im Hafen
umgeschlagen hatte — hat man dann eben die
Langzeitgesundheitsrisiken festgestellt.

Die zweite Schwierigkeit bei Asbest ist auch, dass
die Wirkung erst so verzogert eintritt. Das macht
erst einmal die Diagnose schwierig — deshalb kom-
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men wir gleich noch einmal zum rechtlichen As-
pekt, der schon angesprochen wurde —, aber es
macht es eben auch tatsachlich schwierig, tiber-
haupt vorauszusehen, wie uns dieses gesundheitli-
che Problem in den nachsten Jahren wieder begrii-
Ben wird. Ich glaube, dass wir die Betroffenen mit
jeder nur denkbaren Moglichkeit politisch unter-
stiitzen mussen, und ich glaube, dass deshalb ganz
wichtig ist, sich einmal anzuschauen, was Bremen
in den letzten Jahren schon gemacht hat.

Bremen hat auf der Arbeits- und Sozialminister-
konferenz immer wieder gesagt, beim Thema der
Beweislastumkehr lassen wir nicht locker. Auch
wenn es von einer Arbeits- und Sozialministerkon-
ferenz zur nachsten Arbeits- und Sozialminister-
konferenz wieder und wieder dieses bremischen
Impulses bedurfte und die Bundesregierung sich
da bislang einigermalen zah verhalten hat, glaube
ich, dass wir dennoch — und jetzt ist ja Nordrhein-
Westfalen mit im Boot — eines schonen Tages erle-
ben werden, und zwar hoffentlich bald, dass die
Beweislastumkehr gelingt. Das ist das eine.

Vielleicht bekommen wir auch vom Senat noch
iiber das, was in der schriftlichen Antwort steht,
hinaus einen etwas aktuelleren Zwischenstand. Da
gibt es ja auch informelle Gesprache, von denen
wir aus der Vorlage noch nichts wissen. Wenn es
jetzt nicht hilft und wir sozusagen im nachsten Jahr
wieder dastehen und an dem Punkt sind, an dem
wir heute sind, dann miissen wir bei dem Thema
auch wieder hartnackig sein. Ich erinnere nur da-
ran, dass die Burgerschaft im Jahr 2010 in diesem
Sinne schon einmal beschlossen hat, und das ist
jetzt schon wieder eine ganze Weile her. Es hat sich
politisch an der Stelle in den letzten acht Jahren
tatsachlich nichts getan.

Wenn wir das Problem hier per Beschluss losen
konnten, wdre es schon, aber wir konnen es nur
uber den Senat in Richtung der Ministerkonferenz,
in Richtung der Bundesregierung senden, und na-
tirlich kénnen wir auch versuchen, das Thema
vielleicht auch noch einmal tiber unsere jeweiligen
Bundestagsabgeordneten in den Bundestag einzu-
bringen. Ich glaube, wichtig genug ist es.

Es ist zwar nicht das ausschlaggebende Kriterium,
aber die Zahl der Betroffenen ist sehr groB3, und
Bremen hat durch die Geschichte als Hafenstadt
auch eine besondere Verantwortung. Uberall
wurde Asbest verbaut, aber dort, wo er offen um-
geschlagen wurde, ist das gesundheitliche Problem
noch einmal ein ganz anderes. Daraus erwachst,
wie ich finde, auch so ein bisschen etwas wie eine

moralische Verantwortung. Es wurde hier umge-
schlagen, um es in der Bundesrepublik iiberall ver-
bauen zu lassen, also ware es doch auch schon,
wenn von diesem Haus aus der Impuls dazu kame,
wenigstens den gesundheitlichen Spatfolgen zu
begegnen.

Ich glaube aber auch — und das ist noch ein Aus-
blick in die Zukunft —, es wird weiterhin Baustoffe
geben, die wir gern nutzen, die aber gesundheitlich
nicht einwandfrei sind, und auch da gibt es zwi-
schen dem Zeitpunkt, zu dem man es nutzt, weil es
ein praktischer Baustoff ist, und dem Zeitpunkt, zu
dem man mit den gesundheitlichen Risiken voll
konfrontiert ist, mitunter eine Verzégerung. Auch
wenn mittlerweile die Produktforschung natiirlich
in einem ganz anderen Mafstab erfolgt als friiher,
miussen wir dennoch aufpassen. Sobald sich bei
Baustoffen andeutet, dass sie schwierig sein kénn-
ten, sollten wir genau darauf achten und es im
Zweifel nicht nur der Bauwirtschaft tiberlassen,
freiwillig auf diese Baustoffe zu verzichten, son-
dern dem im Zweifel auch mit gesetzgeberischen
Moglichkeiten begegnen. — Ich danke Thnen!

(Beifall SPD)

Prisident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Prof. Dr. Hilz.

Abgeordneter Prof. Dr. Hilz (FDP)*): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es ist
wichtige Anfrage, die wir hier diskutieren!

Dem ersten Punkt kann ich mich gleich anschlie-
Ben. Auch wir sind der Meinung, dass wir zur Be-
weislastumkehr kommen miissen, Asbest als Be-
rufskrankheit entsprechend anerkennen und es
den Betroffenen erleichtern miissen, auch Entscha-
digungen zu bekommen. Es wird aus der Anfrage
ja zum Teil deutlich, dass wir da in Bremen relativ
gut aufgestellt sind.

Ein bisschen gewundert hatte mich — das muss viel-
leicht auch einmal gesagt werden —, dass nur die
Grunen hier auf der Anfrage standen. Den Ausfiih-
rungen von Herrn Crueger war ja zu entnehmen,
dass die SPD es ganz dahnlich sieht.

Kommen wir aber zu einem anderen wichtigen
zweiten Aspekt, der aus meiner Sicht noch ent-
scheidender ist, das ist der hier verbaute Asbest!
Verbauter Asbest in den Wohnungen scheint weit-
gehend nicht mehr nachzuverfolgen zu sein. Die
Erhebungen, die man hat, stochern so ein bisschen
im Nebel. Da, wo man Proben genommen hat, weill
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man es dann, aber auch da gibt es groBe Unter-
schiede.

Die GEWOBA hat in Bremen Proben genommen,
34 Prozent davon sind ohne Asbest. In Bremer-
haven wurden Proben genommen, dort waren 62
Prozent ohne Asbest, da gibt es also offensichtlich
einen groBen Unterschied. Woran das liegt, wird
aus der Anfrage auch nicht klar. Ist es der Typ
Wohnungen, der gebaut, die Jahre, in denen ge-
baut wurde, oder ist es ein allgemeiner Schnitt, der
durch die Wohnungen genommen wurde? Das ist
uns hier von der Datenlage her zu dunn, weil man
eben nicht erkennen kann, worauf sich diese Stich-
proben, die die GEWOBA in beiden Stadten durch-
gefuhrt hat, beziehen.

Der Senat sieht jetzt die Notwendigkeit zur Sensi-
bilisierung der Bevolkerung. Das ist auch richtig,
denn die Menschen, die in den Wohnungen woh-
nen, ob zur Miete oder gekauft, wissen vielleicht
gar nicht mehr, ob vor 1993 in irgendwelchen Be-
standteilen Asbest eingebaut wurde, weil sie selbst
zu der Zeit nicht in der Wohnung gewohnt und
nichts verbaut hatten.

Solange sie nur - in Anfiithrungsstrichen nur — darin
wohnen und darin leben, geht ja auch keine Gefahr
von dem Asbest aus, aber es wird dann ein Prob-
lem, wenn sie anfangen umzubauen. Wenn man
den Putz von den Wanden reifit, wenn man an-
fangt, groBere Locher zu bohren, dann setzt man
sich fiir den Fall, dass Asbest verbaut wurde, doch
einer Gefahr aus. Hier sind wir einer Meinung mit
dem Senat, aber wir wirden gern vom Senat horen,
wie er sich denn die notwendige Sensibilisierung
vorstellt. Da muss man etwas tun, damit diese Ge-
fahr im Zweifel dann auch fachméannisch bearbeitet
wird. Man kann sich ja vorstellen, dass bei solchen
UmbaumaBnahmen Laien die Falschen sind, die
dort verbauen und umbauen sollten, sondern da
muss professionell mit einem entsprechenden Ar-
beitsschutz vorgegangen werden. Aus unserer
Sicht ist das die groBe Gefahr, die hier noch lauert
und fir die wir die Bewohner dieser Wohnungen
sensibilisieren sollten.

Wir missen natiirlich sehen, dass wir von der Da-
tenlage her ein besseres Bild bekommen, nicht nur
die bloBen Zahlen, sondern eben auch Muster, in
welchen Wohnungen man danach suchen muss, in
welchen Wohnungen es ist. Das erwarten wir auch
vom Senat. — Vielen Dank!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Bensch.

Abgeordneter Bensch (CDU)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Solange wir — und es wird noch Jahrzehnte an-
dauern - Betroffene mit asbestbedingten Berufs-
krankheiten oder dem Verdacht darauf haben und
solange wir es nicht geschafft haben, die Beweis-
last umzukehren, kann man nur sagen, dass es so-
wohl ein menschliches, aber auch ein politisches
Drama ist, und das miissen wir weiterhin politisch
parteitibergreifend bekdmpfen, meine Damen und
Herren!

(Beifall CDU)

Wir haben im Jahr 2010 Anrufe bekommen, unter
anderem von Rolf Spalek, der damals dabei war, ob
nun in den Bereichen Gesundheit oder Umwelt,
Bau und Verkehr. Er war Betriebsrat aus dem Bre-
mer Norden, Vulkanese wie wir sagen, und er hat
uns sein personliches Schicksal geschildert. Da-
raufhin ist er zum Betriebsrat und mittlerweile zum
Berater geworden. Alles hatte in Bremen-Nord in
der dortigen Niederlassung der Arbeitnehmerkam-
mer in der Lindenstral3e seinen Anfang. Diese da-
mals gegrindete Beratungsstelle war nicht nur
symbolisch ein sehr wertvoller und sinnstiftender
Akt, nein, sie war von hochster Notwendigkeit.
Mittlerweile gibt es das an allen drei Standorten
der Arbeitnehmerkammer in Bremen, Bremen-
Nord und Bremerhaven, und es ist gut, dass wir
diesen Weg gegangen sind, meine Damen und
Herren.

(Beifall CDU, FDP)

Beratung und ganz personliche Hilfe werden dort
geleistet, auch eine allgemeine Beratung fir je-
manden, der nicht betroffen ist, fiir jemanden, der
berechtigte Angste hat, sei es, weil er Umbauarbei-
ten vornimmt, oder sei es ein kleiner Betrieb, der
sich modernisiert und Sanierungsarbeiten durch-
fihrt, auch der kann betroffen sein. Da sind von al-
len Seiten Fakten genannt worden. Ihnen steht je-
mand zur Seite, den wir heute noch gar nicht ge-
nannt haben, die Bremer Umweltberatung e. V. o-
der auch das Gesundheitsamt in Bremerhaven und
in Bremen. Das heif3t, was wir hier in der Kommune
oder in beiden Kommunen unseres schénen Landes
tun konnen, das tun wir auch. Ich glaube, das stellt
auch keiner in Abrede. Es haben alle Beitrage ge-
zahlt, aber wir missen auf allen Ebenen dafur
kdampfen, die Beweislast umzukehren, und das ist
sehr schwierig, das ist auch juristisch sehr komplex,
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dass das Kampfen nicht authort, denn es wird noch
lange dauern.

Solange es Menschen gibt, die Angst haben mius-
sen oder sogar definitiv darunter leiden, dass sie
dieses fiese Ding namens Asbestose bekommen,
solange haben wir unsere Aufgaben noch nicht
ganzlich erfullt. Es ist ein gemeinsamer Appell, der
heute von diesem Haus ausgeht, alles dafiir zu tun,
dass sich diese Zustande bessern.

(Beifall CDU, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)
Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit!
(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Deutschendorf.

Staatsrat Deutschendori: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Asbest als Bau-
stoff ist ein flachendeckend bundesweites, langjah-
rig bekanntes Problem, das wir sehr ernst nehmen.
Asbest wurde als Baustoff vielfach verwendet, und
bis zu dem Verbot sind damit viele Wohnungen ge-
baut worden. Die Gefahren, die sich daraus erge-
ben, sind bekannt, und es gibt ein hohes Mal} an
Verantwortungsbewusstsein im heutigen Umgang
mit dieser Altlast. Es gibt umfangreiche Beratungs-
instrumente, wir haben heute schon ein paar davon
genannt bekommen und Wege aufgezeigt, auf die
Risiken und Probleme hinzuweisen. Es wird dar-
uber hinaus bestandig an dem Thema geforscht
und daran gearbeitet, Risiken besser beurteilen zu
koénnen mit dem Ziel, sie weiter zu reduzieren.

Auch hier in Bremen gehen wir sehr aktiv und ver-
antwortungsbewusst mit dem Thema um. Ich ver-
weise an dieser Stelle noch einmal auf das erarbei-
tete und in der Antwort vorgestellte Modellverfah-
ren, das wir zwischen der GEWOBA, der Gewerbe-
aufsicht und dem Senator fiir Umwelt, Bau und
Verkehr erarbeitet haben, um in der Sanierung die
Techniken zu verbessern und Risiken zu minimie-
ren. Ein weiteres Stichwort in diesem Zusammen-
hang mag die Hafenkarte Bremer Asbest sein, die
von der AOK und der Universitdt Bremen erstellt
worden ist, um auch hier dabei zu helfen, leicht ei-
nen Nachweis zu fiihren und ein tatigkeitsbezoge-
nes Kataster zu bieten, wenn es um den Nachweis
geht, dass man dem in besonderer Weise ausge-
setzt gewesen ist.

Die GEWOBA hat sich auBerdem sehr intensiv mit
ihrem eigenen Wohnungsbestand befasst, auch das

ist hier schon angeklungen. Bei den 32 500 Woh-
nungen, die als moglicherweise belastet benannt
worden sind, ist man aktiv auf die Mieterinnen und
Mieter zugegangen, hat sie informiert und sensibi-
lisiert, um dafiir zu sorgen, dass sie wissen, um was
es geht, und darauf achten, wenn sie Arbeiten in
ihrer Wohnung vornehmen. Nattrlich arbeiten wir
auch darauf hin, andere Wohnungsbauunterneh-
men dafir zu gewinnen, in dhnlicher Weise verant-
wortungsbewusst damit umzugehen.

Erwdhnenswert finde ich auch — und das mochte
ich noch einmal herausstellen —, dass die GEWOBA
bei groBeren Instandsetzungs- und Sanierungsar-
beiten belastete Bauteile in speziellen Verfahren
ausbaut und fachgerecht entsorgt, und das ein
Stiick weit aus einem Vorsorgeaspekt heraus. Das
ist ein Engagement, das tiber den pflichtgemaBen
Umgang hinausgeht. Immerhin hat man im Jahr
2017 in diesem Bereich insgesamt uber finf Millio-
nen Euro eingesetzt. Es gibt breite Beratungsange-
bote in Bremen, die Gewerbeaufsicht ist angespro-
chen worden, das Gesundheitsamt, aber auch die
Vereine, die wir féordern und die dabei helfen, auch
Handwerker zu informieren. Das ist eine wichtige
Zielgruppe, aber nattrlich auch Heimwerker und
umbauwillige Hausbesitzer.

Aber auch fir Geschadigte gibt es gute Angebote,
die Beratungsstelle mit ihren drei AuBlenstellen in
Bremen, Bremen-Nord und Bremerhaven ist ge-
nannt worden. Wir setzen uns naturlich weiterhin
im Berufskrankheitenrecht fiir eine Verbesserung
der Situation von Geschadigten ein. Das ist ein
wichtiges Engagement, denn die Betroffenen be-
finden sich immer noch in einer schwierigen Situa-
tion. Die Asbestose macht immer noch einen GroB-
teil der anerkannten Berufserkrankungen aus, aber
es ist auch schwierig nachzuweisen, dass man be-
troffen ist. Insofern wiederholen wir immer wieder
unser Engagement auf den Gesundheitsminister-
konferenzen und auf den Konferenzen der Arbeits-
und Sozialminister, um dort die angesprochenen
Verbesserungen zu erreichen, sei es, um im Be-
weisverfahren Verbesserungen zu erzielen oder
auch einen Entschadigungsfonds fiir Menschen
einzurichten, bei denen das nicht gelingt.

(Glocke)

Prasident Weber: Gestatten Sie eine Frage des Ab-
geordneten Prof. Dr. Hilz?

Staatsrat Deutschendorf: Ja, bitte!

Prasident Weber: Bitte, Herr Abgeordneter!
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Abgeordneter Proi. Dr. Hilz (FDP): Vielen Dank,
Herr Staatsrat! Sie haben die verschiedenen Bera-
tungsangebote angesprochen. Haben Sie Zahlen
dartiber oder konnen Sie sie gegebenenfalls der
Deputation nachliefern, wie viele Menschen jahr-
lich diese Beratungsangebote zum Thema Asbest
wahrnehmen?

Staatsrat Deutschendorf: Die habe ich jetzt leider
nicht vorliegen, die mussen wir nachliefern. Gut,
ich war bei den Forderungen: die auf Bundesebene
adressierten Entschadigungsfonds. Damit komme
ich dann auch langsam zum Ende. Wir werden von-
seiten des Senats weiter engagiert Offentlichkeits-
arbeit machen, sensibilisieren und uns auch beim
Bund einsetzen, um Fortschritte zu erzielen. Wir
wollen weiter auf alle zugehen, die es betrifft — die
Hauseigentiimer, Bewohner, Mieter, Wohnungs-
bauunternehmen und Handwerker —, damit es ge-
meinsam gelingt, auf diesem Weg den drei Jahr-
zehnte lang verbauten giftigen Baustoff wieder ein-
zusammeln, zurickzubauen und vor allen Dingen
zu verhindern, dass weitere Menschen daran er-
kranken. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Biurgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 19/1465, auf die GroBle An-
frage der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen Kennt-
nis.

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, begruBe ich recht herzlich auf der Besucher-
tribline eine Gruppe des Paritatischen Bildungs-
werks Bremen.

Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Wie iiberfordert ist die Hochschule fiir 6ifentliche
Verwaltung bei der Polizeiausbildung?

Grofie Anfrage der Fraktion der CDU

vom 5. Dezember 2017

(Drucksache 19/1428)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 16. Januar 2018
(Drucksache 19/1480)

Dazu als Vertreterin des Senats Biirgermeisterin
Linnert.

GemaB Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung ha-
ben Sie die Moglichkeit, die Antwort auf die Grofe
Anfrage hier in der Burgerschaft mundlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, Frau Birgermeisterin Linnert,
dass Sie darauf verzichten wollen, sodass wir gleich
in die Aussprache eintreten konnen.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Herr Hinners.

Abgeordneter Hinners (CDU)*): Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Hochschule fir offentliche Verwaltung, abgekitrzt
HfOV, hat unter anderem die Aufgabe, angehende
Polizeibeamte und -beamtinnen in einem dreijah-
rigen Bachelor-Studiengang zu befahigen, die viel-
faltigen Aufgaben der Polizei Bremen erledigen zu
konnen. Dabei, meine Damen und Herren, werden
neben den fachtheoretischen Themen, wie zum
Beispiel Strafrecht, Strafprozessrecht, Polizeirecht,
Verkehrsrecht, Kriminalistik, Psychologie, auch e-
her fachpraktische Inhalte, wie zum Beispiel Ein-
satzlehre, Sport und SchieBausbildung, angeboten.
Fur diese Studieninhalte werden sowohl wissen-
schaftlich — das ergibt sich nattrlich aus den The-
men, die ich eben dargestellt habe — ausgebildete
Dozentinnen und Dozenten als auch Praxistrainer
aus der Polizei benotigt.

Meine Damen und Herren, aus Sicht der CDU-
Fraktion hat es der Senat in der Vergangenheit ver-
saumt, ausreichend Polizeivollzugsbeamte auszu-
bilden mit der Folge, dass gegenwartig viel zu we-
nige Beamte im Land Bremen zur Verfiigung ste-
hen, um die erforderlichen Aufgaben wahrnehmen
zu konnen. Erst seit etwa zwei Jahren hat der Senat
den langjahrigen Forderungen Rechnung getragen
und die Anzahl der Studierenden an der HfOV
deutlich erhoht, praktisch verdoppelt, mit der
Folge, dass dort sowohl die Anzahl der Dozenten
und Dozentinnen als auch die Raumkapazitaten
vollig unzureichend sind, was im Ergebnis, das
kann sich, glaube ich, jeder vorstellen, zu grofien
Problemen fiihrt. Dies wird sich durch die beschlos-
senen Einstellungen im Jahr 2018 sogar noch deut-
lich verschéarfen, denn neben der normalen Einstel-
lung sollen dartuber hinaus sogenannte Seitenein-
steiger direkt fur die Kriminalpolizei oder Wasser-
schutzpolizei an der HfOV ihr Studium antreten.


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1465
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1428
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1480
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Die CDU-Fraktion hat diese Probleme zum Anlass
genommen, im Rahmen einer GroBen Anfrage Aus-
kunft vom Senat dariber zu bekommen, wie sich
die aktuelle Situation darstellt und welche MaB-
nahmen der Senat ergreifen will, um die Probleme
im Interesse von gut ausgebildeten Polizeibeamtin-
nen und -beamten fur Bremen und Bremerhaven
zu beseitigen. Aus den Antworten des Senats,
meine Damen und Herren, geht Folgendes hervor:
Dass zur besseren Nutzung der Raumkapazitaten
die Studien- und Trainingsinhalte in versetzten
Dienstzeiten bis abends 20 Uhr organisiert sowie
Raume des Aus- und Fortbildungszentrums umge-
widmet werden sollen, um die notigen Bedarfe ab-
decken zu konnen. Hinsichtlich der Mehrbedarfe
fur die fachtheoretische Ausbildung geht die Hoch-
schule fur o6ffentliche Verwaltung von einem Mehr-
bedarf von circa funf hauptberuflich Lehrenden,
unter anderem Dozenten fiir Strafrecht, Strafver-
fahrensrecht, Kriminalwissenschaften, allgemeines
Verwaltungsrecht, Psychologie, sowie drei weite-
ren Verwaltungsangestellten aus.

Daruber hinaus werden weitere Einsatztrainer aus
der Polizei uber die bisherige Anzahl von dreiBig
hinaus benoétigt, was zwangslaufig, auch das kann
sich, glaube ich, jeder vorstellen, die sowieso schon
prekare Personalsituation in der Polizei verschlech-
tert. Meine Damen und Herren, aus der Antwort ist
nicht ersichtlich, ob diese Stellen mittlerweile alle
besetzt werden konnten beziehungsweise die
Raumprobleme in den Griff bekommen wurden.
Ich bitte deswegen Frau Burgermeisterin Linnert,
diesbeziiglich eine Stellungnahme abzugeben, da
ihre Antwort, die uns hier heute vorliegt, schon ein
bisschen alter ist. Vielleicht hat sich ja zwischen-
zeitlich dort etwas getan. Auch hinsichtlich der Fi-
nanzierung dieser Stellen gibt es bisher keine Hin-
weise. Auch hierfur konnten Sie heute vielleicht
Hinweise geben.

AbschlieBend mochte ich darauf hinweisen, dass
die CDU-Fraktion vom Senat erwartet, dass die be-
schriebenen personellen und raumlichen Probleme
nicht zu einer Verschlechterung der Ausbildung
der zukunftigen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten in Bremen fithren diurfen. Denn das wurde
zwangslaufig zu einer Verschlechterung des
Images, des Ansehens der Polizei fithren und auch
die innere Sicherheit zum Nachteil unserer Burge-
rinnen und Burger beeintrachtigen. Wir bitten des-
halb darum, dieses Thema auf die Tagesordnung
des Haushalts- und Finanzausschusses zu setzen,
aber auch auf die Tagesordnung der Innendeputa-
tion. Dazu werde ich noch einen entsprechenden
Antrag einreichen, damit wir tiber die laufenden

Verdanderungen auch gerade unter der Bedingung,
dass dieses Jahr eine erneut hohe Anzahl einge-
stellt werden soll an der HfFOV, Kenntnisse erhal-
ten. — Vielen Dank!

(Beifall CDU, BIW)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Senkal.

Abgeordneter Senkal (SPD)*): Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frak-
tion der SPD beschaftigt sich ebenfalls seit einigen
Monaten mit der Hochschule fur offentliche Ver-
waltung und den Herausforderungen der sehr gro-
Ben Jahrgange. Dass die CDU-Fraktion die ge-
nannten Fragen stellt, ist legitim, ihr gutes Recht
und eine gute Grundlage fiir das weitere Verfah-
ren. Die Antworten, die wir hier noch einmal
schwarz auf weil abgedruckt nachlesen koénnen,
sind aber weitestgehend bekannt. Aus diesem
Grund finde ich es jedoch viel wichtiger, zu han-
deln. Nach ausgiebiger Befassung mit dem Thema,
vielen Zielgruppen- und Expertengesprachen,
auch mit unterschiedlichen Ressortvertretern und
dem Vorsitzenden der Jungen Gruppe der Ge-
werkschaft der Polizei haben wir als SPD-Fraktion
daher einen Antrag formuliert und in der Fraktion
beschlossen. Denn hier miissen wir handeln.

Diesen Antrag haben wir unserem Koalitions-
partner nun vorgelegt, und ich gehe auch davon
aus, dass dort genauso der Wille und die Bereit-
schaft bestehen, zu handeln und tatig zu werden.
Die Uberschrift der GroBen Anfrage lautet: ,Wie
uberfordert ist die Hochschule fiir 6ffentliche Ver-
waltung bei der Polizeiausbildung?” Meine Frage
daraufhin ist ganz klar. Misste es nicht heien: Wie
uberfordert wird die Hochschule fir o6ffentliche
Verwaltung weiter werden? Wir alle wollten diese
enormen Einstellungsjahrginge und wollen sie
nach wie vor. Wir wollen eine hohe Zielzahl von
mindestens 2 600 bei der Polizei Bremen. In diesem
Zusammenhang freue ich mich auch, dass unser
Koalitionspartner 6ffentlich angekuindigt hat, dass
auch diese Zahl gegebenenfalls angehoben wer-
den muss. Davon spreche ich schon lange.

Auch im Hinblick auf Abordnungen und anderwei-
tige Lehr- und Ausbildungstatigkeiten miissen wir
Personalmittel anpassen und die Zielzahlberech-
nung dahingehend vornehmen und anpassen. Also
noch einmal zuriick: Wir wollen diese hohen Ein-
stellungszahlen von hoch qualifizierten Studieren-
den. Aber wir sind es auch, die den Weg freima-
chen missen fur eine hochwertige Ausbildung. Wir
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bekommen diese hohen Anspriiche, die wir an die
jungen Polizistinnen und Polizisten stellen, nicht
zum Nulltarif oder zum Spartarif erfullt. Sie sollen
abwagen, vermitteln, schlichten, eingreifen, durch-
greifen, helfen, absperren, herbeieilen, Recht ver-
stehen und umsetzen und noch vieles mehr. Aber
all das muss vorher vermittelt werden durch wiede-
rum hoch qualifiziertes Lehrpersonal, Personal, das
sich auch den Studierenden widmen kann und da-
fur die Zeit hat.

Ich finde, die Antwort des Senats gibt gut wieder,
welche Probleme bestehen, dass diese bekannt
sind und sich denen auch gewidmet wird. Die Prob-
leme kann man auf einige Kernthemen herunter-
brechen: Personal, Raume, Sachmittel. Daflir beno-
tigt man selbstredend die finanziellen Mittel. Aber
es geht Uiber Investitionen hinaus. Man muss auch
uber Organisationsformen sprechen. Bisher konn-
ten diese Probleme notgedrungen weitestgehend
aufgefangen werden, insbesondere von engagier-
tem Lehr- und Ausbildungspersonal und toleranten
Studierenden. Sicherlich ist es mdoglich, kiirzere
Zeitraume so gezwungenermalen zu uiiberbricken.
Aber es darf kein Dauerzustand sein.

Bis zum Oktober, wenn wieder 160 junge Men-
schen motiviert im Rathaus stehen und den ersten
Einsatz kaum abwarten konnen, bis dann miissen
wir konkrete Antworten haben, und zwar nicht auf
Fragen nach Zahlen, sondern Losungsvorschlage
fir erhebliche Probleme. Wir brauchen fir Polizei-
vollzugsdienst, Aus- und Fortbildung eine Hoch-
schule mit hervorragenden Angeboten und bestem
Lehr- und Lernumfeld. Dafiir sollten wir uns zu-
sammen einsetzen. Die Antwort des Senats zeigt,
wie notig das ist. — Vielen Dank fir Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall SPD)

Priasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Vogt.

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist eigentlich
schon fast alles gesagt. Es wird zurzeit bei der Poli-
zei mehr ausgebildet, und das ist gut so. Das ist in
den Jahren davor versaumt worden. Im Moment
absolvieren 160 Anwarterinnen und Anwarter ihr
Bachelorstudium an der Hochschule fiir Offentliche
Verwaltung, im Jahr 2014 waren es noch 84. Diese
Verdopplung war — das wissen wir alle, und es ist
hier ausfihrlich diskutiert worden — dringend né-
tig, weil angesichts der Altersabgange ansonsten

viel zu wenige Nachwuchskrafte ausgebildet wor-
den waren.

Die GroBe Anfrage der CDU ist richtig und wichtig,
weil die Verdopplung der Studierendenzahlen na-
tirlich weder mit der Verdopplung des Lehrperso-
nals einhergeht noch mit den Raumkapazitaten, die
zur Verfugung gestellt werden. Das ist tatsachlich
im Moment ein Problem.

Sowohl fir die theoretischen Ausbildungsanteile
als auch fur die fachpraktische Ausbildung fehlt in
signifikantem AusmaB das Personal, das geht aus
der Antwort auf die Anfrage hervor. Aktuell sind 30
Beamtinnen und Beamte an die Hochschule fiir Of-
fentliche Verwaltung abgeordnet. Nach der Mittei-
lung des Senats miissten mindestens neun Vollzeit-
krafte fir den theoretischen Ausbildungsanteil da-
zukommen, und fiir den fachpraktischen Teil ist
der Bedarf noch nicht einmal errechnet.

Es ist logisch, erhoht man die Anzahl der Auszubil-
denden, dann muss auch das Personal verstarkt
werden, damit sich die Betreuungsqualitdt nicht
verschlechtert. Jetzt muss man nattirlich wissen —
das ist das Problem -, dass viele Lehrende in der
Polizeiausbildung selbst aktive Polizeibeamte oder
Polizeibeamtinnen sind. Sie werden entweder fiir
eine gewisse Stundenzahl abgeordnet oder leisten
die Lehrveranstaltungen nebenamtlich, also quasi
—ich sage es einmal salopp — nach Feierabend. Fur
solche Abordnungen ist der Dienstplan der Polizei
eigentlich sowieso schon zu eng gestrickt.

Es gibt niemanden bei der Polizei, der oder die im
Dienst Daumchen dreht und auf eine Abordnung
wartet, also verfestigt sich das Problem, den zusatz-
lichen Studierenden steht nicht im gleichen Maf
zusatzliches Lehrpersonal gegentiber. Das ldsst
sich auch - so viel muss man ehrlich sagen — ad hoc
kaum lésen und ist in erster Linie Ausdruck einer
fehlerhaften Personalplanung der letzten Jahre.
Man hat einfach zu lange abgewartet, nicht nur an
der Anzahl der Anwadrterinnen und Anwarter ge-
spart, sondern natirlich auch insgesamt an der
Struktur der Hochschule fiir Offentliche Verwal-
tung. Die Griinde gehen im Grunde bis in die Jahre
bis 2014 zurtck.

Wir, DIE LINKE, finden, dass wir endlich — und das
haben wir ja auch mehrfach in den letzten sieben
Jahren zum Ausdruck gebracht — eine verlédssliche
und langfristige Einstellungsplanung brauchen.
Die Finanzsenatorin muss wissen, wie viel Geld sie
zur Verfigung hat, die Polizei muss wissen, wie
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viel Nachwuchskrafte sie bekommt, und die Hoch-
schule fiir Offentliche Verwaltung muss wissen,
welche Lehrkapazitaten sie dafur erhalt. Daher
fanden wir eine Ausbildungsplanung bei der Poli-
zei bis mindestens 2025 notwendig. Wenn man sich
die Antwort auf die Anfrage anschaut, dann sieht
man allerdings, dass der Senat nach wie vor auf
Sicht fahrt und von Jahr zu Jahr schaut. Nachhaltig
ist das nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Da kann man auch einmal klatschen, wenn ich das
sage, genau!

(Heiterkeit — Abgeordnete Dr. Miller [Bundnis
90/Die Grunen]: Wir alle?)

Ich will nur einmal eben anmerken, dass es eigent-
lich tiblich ist. Die Hochschulen und die Universi-
taten haben eine verlassliche Planung, sie haben
eine Wissenschaftsplanung. Die jetzige geht bis
zum Jahr 2020, und die neue ist gerade in Arbeit.
Wir finden zwar, dass die Hochschulen und die
Universitat zu wenig Geld haben, aber zumindest
haben sie eine verlassliche Planung, und das
braucht die Hochschule fiir Offentliche Verwaltung
auch.

(Beifall DIE LINKE)

Dann kommen wir zum zweiten Problem, den Rau-
men! An der Hochschule fiir Offentliche Verwal-
tung fehlen die Raume. Hier findet der theoretische
Ausbildungsteil statt. Der Senat schreibt selbst,
dass samtliche Aufenthaltsréume inzwischen um-
gewidmet worden sind. Es gibt keine Potenziale
mehr, die zusatzlich genutzt werden konnen. Auf
dem Grundstiick ist auch kein Platz fiir Neubauten,
auch das ist ein Problem, und wer die Zeitplane bei
Immobilien Bremen kennt — das kenne ich aus dem
Bildungsbereich aus leidvoller Erfahrung —, der
weill auch, dass das Problem zeitnah nicht gelost
wird, es sei denn, die Hochschule mietet sich pri-
vate Raumlichkeiten an.

Die praktische Ausbildung findet bei der Bereit-
schaftspolizei am Werdersee statt, und hier beste-
hen eigentlich die gleichen Probleme. Die alte Ka-
serne ist sanierungsbedtrftig und ziemlich marode.
SchieBstande und Turnhalle mussten saniert wer-
den, und die Polizei hatte deshalb gern einen
neuen Standort, wie ich ubrigens finde, zu Recht!
Der muss aber erst einmal gefunden und umgebaut
werden. Kurzfristig wird es also auch hier zu keiner

Losung kommen, aber auch dafiir brauchen wir ei-
gentlich jetzt eine vorgelegte Planung.

(Beifall DIE LINKE)

AbschlieBend kann man eigentlich nur sagen, dass
Bremen mit den anderen Bundesldandern und auch
mit den anderen Bundesbehérden um den besten
Nachwuchs fiir die Polizei konkurriert. Andere
Lander und der Bund zahlen — das werden wir auch
morgen noch debattieren — deutlich besser, also
muss wenigstens die Ausbildungsqualitat stimmen,
denn sonst ergibt sich fir Bremen ein weiterer
Standortnachteil bei der Personalgewinnung. Da-
ran kann niemand ein Interesse haben, weder die
Polizei noch die Bevolkerung noch die Politik. Da-
her, Herr Hinners, vielen Dank fiir die Anfrage!
Dann schauen wir einmal, was aus der SPD-Initia-
tive wird und freuen uns auf die weitere Debatte. —
Ich danke Thnen!

(Beifall DIE LINKE)

Priasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Zenner.

Abgeordneter Zenner (FDP)*): Herr Préasident,
meine Damen und Herren! Das meiste ist sicherlich
gesagt, eine notwendige Anfrage, die Herr Hinners
gestellt hat!

Andere hatten das nattrlich auch schon vorausge-
sehen. Ich darf daran erinnern, dass wir bei den
Haushaltsberatungen jedes Mal auch fur die Hoch-
schule fiir Offentliche Verwaltung im Hinblick auf
die erhohte Zielzahl, die wir immer gefordert hat-
ten, schon entsprechende Mittel vorgesehen ha-
ben, aber dennoch war die Anfrage noch einmal in
ihrer Differenzierung notwendig.

In den vergangenen Jahren gab es 80 Ausbildungs-
platze an der Hochschule fiir Offentliche Verwal-
tung. Es gibt jetzt eine Delle, quasi selbst verschul-
det, so will ich es einmal sagen. Man hat seit acht
bis zehn Jahren im Bereich der Polizei abgebaut,
man hat die Altersentwicklung nicht richtig im
Auge behalten. Hatte man das alles personalplane-
risch schon ein bisschen besser im Griff gehabt,
dann héatte es zu diesen verdoppelten Einstellun-
gen wahrscheinlich gar nicht kommen missen.
Wenn man kontinuierlich etwas mehr ausgebildet
hétte, hatten wir wahrscheinlich eine ganz normale
Entwicklung im Polizeibereich bekommen.

Jetzt platzt alles aus den Nahten: Die Rdume rei-
chen nicht, das Personal reicht nicht, die Sachmittel
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reichen nicht. Wir wollen aber, dass der gehobene
Dienst mit Bachelorabschluss anstandig ausgebil-
det ist. Wir haben ein Interesse daran — auch nicht
nur die FDP, ich gehe davon aus, dass das im Haus
allerseits geteilt wird —, dass wir gut ausgebildetes
Personal haben, und gut ausgebildet kann man nur
dann werden, wenn man mit seinen Raumlichkei-
ten, mit seinen Sachmitteln zufrieden ist und auch
qualifizierte Ausbilder zur Verfugung hat. Dies
sehe ich zum Teil kurzfristig noch nicht realisiert.
Im Hinblick auf die Raumlichkeiten wird man sich
liber die Zeit retten, das kann ich mir schon vorstel-
len, aber ein Konzept, das langfristig oder mittel-
fristig greift, ersehe ich aus dieser Beantwortung
der GroBen Anfrage nicht.

Mir macht auch Sorge, dass es noch nicht hinrei-
chend gelungen ist, qualifiziertes Personal zu be-
kommen. Die Ausschreibungen ziehen sich hin,
und das ist ein erhebliches Manko. In dieser Pla-
nungsphase durfen wir nicht wieder den Fehler wie
in den vergangenen Jahren machen, dass wir die
Personalentwicklung nicht geniigend im Auge be-
halten. Wir missen klar sagen: Wollen wir jetzt
2 600, wollen wir 2 800 oder noch ein paar mehr Be-
amte einstellen, wie wir gefordert haben? Da muss
ein Konzept her, auch hinsichtlich der Altersent-
wicklung, damit man planen kann, was fur Raum-
lichkeiten und Personal wir brauchen, denn wenn
wir qualifiziertes Personal gewinnen wollen, dann
mussen wir ihm auch eine Zukunftsperspektive ge-
ben und nicht in zwei, drei oder fiinf Jahren sagen,
na ja, wir haben jetzt den Berg abgebaut, und jetzt
durft ihr wieder nach Hause gehen, wir konnen den
ganzen Zauber wieder auf 80 Auszubildende zu-
rickfihren!

Also, in dieser Phase muss wirklich serids geplant
werden. Das werden wir naturlich unterstiitzen, es
liegt aber bisher nichts vor. Man hat die Zielzahl
erhoht, aber das, was an Ausbildungskapazitaten
erforderlich ist, bessert man jetzt erst im Nach-
hinein aus. — Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Fecker.

Abgeordneter Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)*):
Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich habe kurz uberlegt, ob ich
jetzt als vierter Redner sage: ,Es ist ja eigentlich
schon alles gesagt worden.” Ich will deswegen
auch wirklich nur ganz kurz auf ein, zwei Punkte
eingehen.

(Zuruf Abgeordneter Hinners [CDU])

In der Tat ist der positiven Entscheidung der Regie-
rungskoalition, namlich deutlich mehr Personal bei
der Polizei auszubilden, der negative Umstand ent-
gegenzuwirken, dass die Ausbildungskapazitaten
an der Hochschule nicht ausreichen, um all die
Menschen, die dort jetzt ausgebildet werden sollen,
aufzufangen. Das ist vollkommen richtig darge-
stellt, und ich glaube auch, dass diese Situation dort
auf Dauer, wir waren selbst vor Ort und haben uns
auch ausgetauscht, kein Zustand ist.

Es ist der Personalbereich angesprochen worden,
und Frau Kollegin Vogt hat richtigerweise darauf
hingewiesen, dass all das, was an Praxispersonal
notwendig ist, dringend auch bei der Polizei ge-
braucht wird. Insofern haben wir da ein weiteres
Dilemma, das wir aber hoffen, durch die hohen Ein-
stellungszahlen wieder verandern zu kénnen. Das
andere ist der Bereich Raum und Material, und
zwar auch an beiden Standorten, an Standort eins
und an Standort zwei, an dem vor allem die prakti-
sche Ausbildung stattfindet. Da geht es auch um
die Raumlichkeiten, die nicht mehr akzeptabel
sind, dartiiber brauchen wir nicht zu diskutieren.
Das hangt aber auch mit der Frage zusammen, wie
es mit dem Standort insgesamt weitergeht, und der
moglichen Verlagerung der Bereitschaftspolizei an
diesem Standort, und die Frage des Materials, mit
welchen Einsatzmitteln man eigentlich seine Aus-
bildung betreibt, sollte auch gleich mit im Rahmen
des moéglichen Umzugs geklart werden.

Insofern glaube ich, dass wir gut daran tun, den
Weg, den Kollege Hinners vorgeschlagen hat, tat-
sachlich zu gehen und uns das noch einmal im
Haushalts- und Finanzausschuss darstellen zu las-
sen und das in der Deputation fiir Inneres Fachliche
zu begleiten. Das halten wir fir richtig. Ich glaube
allerdings auch, dass Losungen schon vorher mog-
lich sein werden. Ich gehe davon aus, dass die Bir-
germeisterin gleich etwas zu den aktuellen Ent-
wicklungen und den Planungen sagen wird, und
ich teile ansonsten die Problembeschreibungen,
und wir sind gern bereit, uns an konstruktiven Lo-
sungen zu beteiligen. — Danke!

(Beifall SPD, Blindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als ndchste Rednerin hat das
Wort Frau Biurgermeisterin Linnert.

Birgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! In einigen De-
battenbeitrdgen ist der Eindruck erweckt worden,
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oder ich hatte den Eindruck, dass hier behauptet
wird, dass die rot-grine Regierung die Anzahl der
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten abgesenkt
hat. Das ist nicht richtig,

(Abgeordneter Dr. Gildner [Bindnis 90/Die Gru-
nen): Quatsch!)

sondern ausweislich der auch im Netz veroffent-
lichten Zahlen — das empfehle ich immer als Quelle
der Inspiration und vor allen Dingen als Faktenba-
sis — hatten wir im Jahr 2009 2 283 Vollzeitaquiva-
lente bei der Polizei und im Jahr 2016 2 295. Ich
sage jetzt nicht, dass die Steigerung Hunderte be-
tragt, es ist auf jeden Fall aber nicht richtig, dass
wir abgesenkt haben. Der Effekt, dass uiber unzu-
reichende Ausbildung die Anzahl der Polizistinnen
und Polizisten abgesenkt wurde, stammt aus Zeiten
der GroBen Koalition, dartuber ist ja auch einige
Male berichtet worden. Wir haben es geschafft,
trotz Sanierungsbedingungen so auszubilden, dass
die Anzahl sogar leicht gesteigert beziehungsweise
stabil gehalten werden konnte.

Das ist erst einmal ein Verdienst einer Regierung
unter Sanierungsbedingungen, auch wenn wir jetzt
an dem Punkt sind, an dem man das so nicht mehr
weitermachen kann. Darauf will ich doch noch ein-
mal hinweisen. Dann finde ich, wir haben einmal
etwas richtig gemacht, ausnahmsweise, sage ich
jetzt einmal, namlich haben wir, als es die ersten
Spielraume gab, mehr Geld ausgegeben fur diesen
auch fir den Senat, fiir Bremen sehr wichtigen Be-
reich. Da haben wir die Ausbildungszahlen verdop-
pelt. Das haben wir im Vollbesitz unserer geistigen
Krafte mit voller Uberzeugung finanziert und in
Kenntnis der Tatsache, dass jedes geloste Problem
in Bremen ungefahr zehn andere nach sich zieht
und wir dann auf Raumprobleme bei der HfOV sto-
Ben und die dann l6sen miissen.

Ich mochte nicht, dass hier der Eindruck entsteht,
da hat der Senat irgendwie ein bisschen Reklame
fir sich gemacht, die Ausbildungszahlen auf 160
erhoht, und ansonsten war es ihm vollig egal, wo
die Leute bleiben. Der Senat hat im Herbst 2017 be-
schlossen! Gleich sage ich Thnen auch, wie es mit
der Hochschule weitergeht, aber vorher mochte
Herr Hinners etwas fragen.

Prasident Weber: Frau Burgermeisterin, gestatten
Sie eine Frage des Abgeordneten Hinners? — Bitte,
Herr Kollege Hinners!

Abgeordneter Hinners (CDU): Frau Birgermeiste-
rin, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass

sich die Zahlen, die Sie genannt haben, nur auf
Vollzugsbeamte beziehen? Dass die 2 200 und XX,
die Sie genannt haben, nicht die Tarifbeschaftigten
mit einbeziehen und die neue Rechnung, die wir
jetzt seit einigen Jahren haben — von Ihnen initiiert
— beides zusammenzieht und deswegen diese Zahl
2 600, die Sie wahrscheinlich auch gleich nennen
werden, die Gesamtzahl der Mitarbeiter an der Po-
lizei ist? Man muss wissen, dass diese Zahl frither
getrennt worden ist und erst seit einigen Jahren zu-
sammengezogen wird. Insofern ist diese Relation,
die Sie versucht haben darzustellen, so nicht rich-
tig, 2 200 soundso viel waren damals, und jetzt wol-
len wir auf 2 600 gehen.

Biirgermeisterin Linnert: Ja, aber es ist doch auch
richtig, dass wir durch die Anzahl der Tarifbeschaf-
tigten eine weitere Steigerung der Menschen, die
fur die Polizei arbeiten, erreicht haben, oder? Fur
alle, die es jetzt nicht sehen konnten: Herr Hinners
hat mir ein bisschen zugestimmt. Mehr will ich
auch gar nicht.

(Heiterkeit)

Ansonsten wirde ich aber den Teufel tun, mich mit
Thnen in diesen Fachfragen so tief anzulegen, da
weil ich schon, dass Sie sich sehr gut auskennen.
Also, wir haben einmal etwas richtig gemacht,
wiurde ich sagen, und die Zahl auf 160 Auszubil-
dende erhoht. Ich finde, eine Verdopplung der
Ausbildungszahlen ist erst einmal sehr positiv. Wie
16sen wir die daraus entstehenden Raumprobleme
bei der Hochschule fiir Offentliche Verwaltung? Es
ist der Hochschule sehr wichtig, und der Auffas-
sung bin ich auch, dass wir jetzt fiir die Ausbildung
der Polizeibeamtinnen und -beamten nicht den
dritten oder vierten Standort einrichten, sondern
dass wir schauen, wie man diesen Campus Doven-
tor mit einer Orientierung auf diese Hochschule hin
ausbauen kann.

Wir sind in Gesprachen mit der Bildungssenatorin,
und es ist auch der Wunsch der Hochschule, den
Block A und D - in dem einen Block ist das Amt fiir
Versorgung und Integration Bremen, AVIP, und in
dem anderen die Erwachsenenschule — perspekti-
visch fiir die Unterrichtseinheiten der Hochschule
zu nutzen. Das geht nicht von heute auf morgen,
weil wir Ersatzquartiere flir diese Institutionen
brauchen. Es ist jetzt gelungen, das Objekt Neuen-
strae 76 bis 80, das ist der Ort der ehemaligen
Fachschule fiir Sozialpddagogik und Heilerzie-
hungspflege, fiinf Minuten von der HfOV entfernt,
befristet auf sechs Jahre anzumieten. Nichts ist so
andauernd wie ein Provisorium, und dort konnen
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wir jetzt erst einmal zusatzliche Raumkapazitaten
bekommen. Aulerdem missen wir auch noch das
Problem losen, wo die Polizisten trainieren, wenn
die Sporthalle der Bereitschaftspolizei ab Juli sa-
niert wird, obwohl dies ja eigentlich eine gute
Nachricht ist. Aber das ist jetzt so weit, dass wir,
wenn die Ausbildung beginnt, auf jeden Fall die
neuen Raume zur Verfugung haben.

Es ist auch nicht so, dass Immobilien Bremen da
Fehlanzeige gemeldet hat, sondern die machen
das. Ich finde den Vorschlag gut, Herr Hinners, das
sowohl in der Deputation fir Inneres als auch im
Haushalts- und Finanzausschuss zu besprechen,
damit wir berichten konnen, falls es Probleme gibt.
Das machen wir nattirlich. Wir haben ein Interesse
daran, dass es von der ersten Minute an gut ist, dass
sie sich wohlfiihlen, und wir sind auch stolz darauf,
dass so viele junge Menschen diesen Beruf ergrei-
fen.

Die zusatzlichen Stellen, die in der HfOV geschaf-
fen werden, werden wir selbstverstandlich beset-
zen. Die Ausschreibung fur eine Professur fur Straf-
recht, Strafverfahrensrecht und Kriminalwissen-
schaften ist mit Fristende vom 22. Marz 2018 er-
folgt. Weitere Stellenausschreibungen, namlich
Lehrende fur Kriminologie und Berufsethik und
Lehrende fur allgemeines Verwaltungsrecht, Poli-
zeirecht, Auslander- und Asylrecht, werden vorbe-
reitet, und es werden polizeiliche Dozenten im Ne-
benamt im Bereich Verkehrsrecht und Einsatzlehre
eingesetzt. Frau Vogt hat zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass auch aus dem Kontingent der beste-
henden Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten ge-
schopft werden muss. Das stimmt, aber ich weil}
auch nicht so genau, wie da die Losung sein soll.

Ich kenne diejenigen, die bei uns in der Steuerver-
waltung arbeiten. Wenn sie nebenbei Steuerrecht
unterrichten, bereichert es sie. Ich glaube schon,
dass wir das fiur diesen Zeitraum vertreten konnen.
Wenn die neuen Ausbildungsjahrgange die Mann-
schaftsstarke der Polizei deutlich verstarken und
wir in den nachsten Jahren weiterhin grofen Aus-
bildungsjahrgange haben, dann wird sich die Lage
verbessern.

(Glocke)

Prasident Weber: Frau Burgermeisterin, gestatten
Sie eine weitere Frage der Abgeordneten Vogt?

Biirgermeisterin Linnert: Gern!

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Eigentlich eher
eine Anmerkung! Ich habe ja gesagt, wir brauchen
ein bisschen Verldasslichkeit. Ich glaube, das Prob-
lem an der Hochschule fiir Offentliche Verwaltung
war in den vergangenen Jahren, dass man die Zahl
der Anwarter und Anwarterinnen abgesenkt hat,
aber auch diskontinuierlich. Es war ja nicht immer
die gleiche Zahl. Dann sind Polizeibeamte, die ab-
geordnet waren, wieder zurtick in den Polizeidienst
gegangen, und ich glaube, es ware einfach besser,
wenn man da eine Kontinuitat hatte, also deshalb
eine verlassliche Planung fur funf Jahre.

Biirgermeisterin Linnert: Frau Vogt mochte wis-
sen, ob der Senat es auch gut finden wiirde, wenn
wir eine verldssliche Planung fir finf Jahre ma-
chen wirden. Das ist ein tiefgehendes Schiff. Aus
meiner Sicht gern, und vor allen Dingen der Kol-
lege Maurer wurde sich dartiber besonders freuen.
Es gibt aber natiirlich immer die Frage, was eigent-
lich noch das Recht des Haushaltsgesetzgebers ist
und welche Spielrdume man dort vorfindet. Inso-
fern wirde ich sagen, dass man solche Entschei-
dungen so vorsichtig und verantwortlich treffen
muss, dass sie nicht schon tiber Jahre hinweg neue,
vom Volk gewadhlte Regierungen in einer Weise
binden. Das betrifft sowohl Ausbildungsjahrgange
mit zu wenigen als auch mit zu vielen Anwartern.
Deshalb finde ich das mit der Aussage, machen wir
einen Finfjahresplan und versprechen wir jetzt
finf Jahre lang doppelte Ausbildungsjahrgéange,
nicht so trivial.

Die Haushaltsentscheidungen fiir 2018/2019 sind
gefallen, die neue Regierung, die 2019 gewahlt
wird, muss sich dem dann widmen. Auf jeden Fall
wirde ich immer sagen, wir muiissen, wenn wir ein
erhoéhtes Niveau an Polizistinnen und Polizisten in
Bremen erreicht haben, sicherstellen, dass keine
Steuerung iiber die Ausbildung stattfindet, sondern
so geplant wird, dass Mannschaftsstarken erhalten
werden konnen. Ich glaube, da sind wir uns in die-
sem Haus auch einig.

Ein letzter Satz den ich noch anbringen will, ist,
dass wir insgesamt als Strategie fir die Hochschule
fiir Offentliche Verwaltung ganz sicher Planungen
haben, die wir Ihnen auch so vorlegen werden, so-
dass auch in der Zukunft tiiber ldngere Zeitraume
groBere Ausbildungsjahrgange untergebracht und
gut unterrichtet werden kénnen. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.
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Die Aussprache ist geschlossen.

Die Biurgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 19/1480, auf die GroBle An-
frage der CDU-Fraktion Kenntnis.

Interessen der deutschen Versicherten wahren —
Missbrauch des Gesundheitssystems bekdampien
Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD)

vom 5. Dezember 2017

(Drucksache 19/1435)

Die Beratung ist erdffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tassis.

Abgeordneter Tassis (AfD): Vielen Dank, Herr Pra-
sident, liebe Kollegen des Hohen Hauses! Die Zu-
wanderungspolitik der Bundesrepublik war von
Anfang an eine Katastrophe. Seit den frihen Jah-
ren ist die Gastarbeitergewinnung nichts anderes
als ein Hilfskonstrukt gewesen. Um ein Uberbleib-
sel aus dieser Zeit geht es heute,

(Abgeordneter Tschope [SPD]: 1871!)

uber welches die gesetzlich Krankenversicherten
unseres Landes aufgeklart werden miissen. Der
Missstand besteht seit finfzig Jahren. Wir reden
vom Sozialversicherungsabkommen mit der Tturkei
aus dem Jahre 1964. Dies sieht vor, dass in der T1ir-
kei lebende Familienangehorige eines in Deutsch-
land krankenversicherten Arbeitnehmers mit ge-
schutzt sind.

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Gri-
nen]: Ja, wo?)

Das bezieht sich jedoch keineswegs nur auf Frau
und Kinder im Heimatland, sondern auch auf die
familienrechtliche Stellung in der Turkei, also El-
ternteile und andere Familienmitglieder, sofern
diese nicht berufstatig sind. Geht also ein Familien-
mitglied in der Turkei zum Arzt, schiet die turki-
sche Krankenversicherung die Kosten fur die Be-
handlung vor und holt es sich danach von der deut-
schen Krankenversicherung wieder zuriick. Es
herrscht hier eine eindeutige Schlechterstellung
der deutschen Versicherungsnehmer. Es gilt fir
alle auslandischen Arbeitnehmer in Deutschland
das Familienrecht des Auslands und im Jahr 2003
waren das mindestens 34 000 Familien bezie-
hungsweise Versicherte.

(Abgeordneter Rowekamp [CDU]: In Bremen?)

In ganz Deutschland. Eine Summe der genauen
Kosten konnte die Bundesregierung damals, im
Jahr 2003, nicht definieren. Die Schatzungen nen-
nen einmal zwolf Millionen und einmal mehrere
hundert Millionen Euro. Anstatt diesen Missstand
abzuschaffen, besteht die Bundesrepublik bis
heute auf dieses Sozialversicherungsabkommen.
Sie begrindet es damit, dass die Ausgaben der
Krankenkassen deutlich héher waren, wiirden die
Familienangehoérige nicht in ihren Heimatstaaten
leben, sondern von ihrem Recht Gebrauch machen,
nach Deutschland nachzuziehen beziehungsweise
hier zu wohnen. Der logische Schluss ware, wenn
man vernunftig denken wirde, das Sozialabkom-
men mit der Tirkei schlichtweg aufzulésen. Dieses
Abkommen mit der Tiirkei wird nicht nur beibehal-
ten, es existieren ahnliche Abkommen mit Bosnien-
Herzegowina, dem Kosovo, mit Marokko, Mazedo-
nien, Montenegro, Serbien, Slowenien und mit Tu-
nesien. Wir reden hier von einer massiven Belas-
tung des Gesundheitssystems zu Ungunsten aller
Versicherten.

Die zweite Ebene ist, es ist nattirlich kaum notwen-
dig, anzumerken, dass sich angesichts der neueren
Entwicklungen in diesem Land versicherungs-
fremde Ausgaben deutlich erh6hen werden. Seit
dem Jahr 2016 steigen die Kosten fur die gesund-
heitliche Versorgung von neuen, hier ihre Versor-
gung suchenden so genannten Asylbewerbern und
Fliichtlingen exponentiell. Eine Summe, die selbst-
verstandlich und, anders als die Vertreterin der ge-
setzlichen Krankenversicherungen, Frau Dr. Doris
Pfeiffer, sagt, woanders fehlt. Denn vor allem diese
Zuwanderer fuhren, anders als Frau Doris Pfeiffer
sich ausdriickt, nicht zu einem doppelten Entlas-
tungseffekt.

Es ist eine vollkommene Peinlichkeit, solche
wunschdenkende Frau Pfeiffer als Sprecher an der
Spitze der gesetzlichen Krankenversicherungen zu
wissen.

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Aber Sie wissen es
besser!)

Denn selbstverstandlich miissen die Versorgung
Suchenden bezahlt werden. Und wo kommt nun
das Geld her? Es kommt aus dem mit zehn Milliar-
den Euro gefiillten Gesundheitsfonds, aus dem in
dem erwdhnten Jahr 2017 anderthalb Milliarden
Euro entnommen worden sind, um die neuen Asyl-
bewerberleistungen im Gesundheitsbereich be-
zahlen zu kénnen, um sie zu subventionieren, wohl
gemerkt. Denn die Summe von anderthalb Milliar-
den Euro reichte nicht ganz aus, um sie damit zu
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bezahlen. Wir haben also erstens eine Schlechter-
stellung deutscher Versicherungsnehmer nach
dem alten turkischen und anderen Sozialabkom-
men und wir haben heute den Fall der Gleichstel-
lung der hier sofort einreisenden Asylbewerber
und Fliuchtlinge, schlichtweg der Versorgung Su-
chenden. Damit es konkret wird: Um diese Ent-
nahme aus dem Gesundheitsfonds und andere Un-
gerechtigkeiten zu beenden, bitte ich Sie, den fol-
genden Antrag zu beschlieBen: Die Bremische Bir-
gerschaft fordert den Senat dazu auf, sich gegen-
uber den gesetzgebenden Organen der Bundesre-
publik Deutschland fiur die Aufkiundigung des
deutsch-turkischen Sozialversicherungsabkom-
mens einzusetzen und sich gegentiiber den gesetz-
gebenden Organen der Bundesrepublik Deutsch-
land dafur einzusetzen, dass nur anerkannte Asyl-
berechtigte in den Genuss voller Leistungsanspru-
che aus der gesetzlichen Krankenversicherung
kommen.

(Unruhe - Glocke)
Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

Priasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Dehne.

Abgeordnete Dehne (SPD): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr
Tassis, es wird auch heute wieder mehr als einmal
deutlich, es geht IThnen nicht um Gesundheitspoli-
tik, sondern es geht Ihnen darum, Menschen ge-
geneinander auszuspielen.

(Beifall SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Der Kollege Ravens sagte eben so schon, aus wel-
chem Marchenbuch hat denn der Herr Tassis das?
Da kann ich nur sagen, das Marchen heifit NPD-
Wahlprogramm aus dem Jahr 2011.

(Abgeordnete Dr. Miller [Biindnis 90/Die Grunen]:
Jal!)

Darin steht so ziemlich dasselbe, besonders zum
deutsch-turkischen Sozialversicherungsabkom-
men von 1964. Naturlich habe ich mir die Miihe ge-
macht, mir Thren Antrag, so schwer er sich auch
liest, besonders bezlglich der Wortwahl, genau in-
haltlich anzuschauen.

(Abgeordneter Rowekamp [CDU]: Und die Recht-
schreibung ist auch nicht ohne!)

Sie sprechen davon, dass einheimische Versicherte
durch dieses Abkommen benachteiligt werden und
uUber alle MaBen finanziell belastet werden und
eine andere Losung gunstiger ware. Das ist
schlichtweg falsch! Wir haben im Gesundheitssys-
tem, wenn man das auf Versicherungen bezieht,
ungefahr ein Volumen von 165 Milliarden Euro im
Jahr. Wovon wir hier reden, sind, wie Sie selbst ge-
sagt haben, rund zwo6lf Millionen Euro im Jahr. Ma-
chen Sie sich diese Relation doch einfach einmal
deutlich. Die Kosten machen also 0,01 Prozent der
Gesamtausgaben aus — 0,01 Prozent!

(Abgeordneter Hinners [CDU]: Haben Sie das
selbst ausgerechnet?)

Das kann man wunderbar nachlesen, das konnen
auch andere ausrechnen, Herr Kollege, und es geht
hier um Menschen, namlich die von diesem Sozial-
versicherungsabkommen betroffen sind, rund
11 100 Familien und rund 21 000 Rentnerinnen und
Rentner in Deutschland. Dazu muss man wissen,
die Zahl der anspruchsberechtigten Familienange-
horigen geht seit Jahren zurtiick. Wir haben hier
also nicht auch noch eine Steigerung, sondern es
werden weniger Menschen. Teil dieses Abkom-
mens, und das verschweigen Sie nattrlich, Herr
Tassis, ist doch auch die Versicherung deutscher
Touristen im Ausland.

(Beifall SPD)

Das heifit, Deutschland handelt jahrlich einen mo-
natlichen Pauschalbetrag mit der tiirkischen Kran-
kenversicherung aus und kommt genau iiber die-
sen Pauschalbetrag zu einer schlanken Abrech-
nung und nicht zu Einzelabrechnungen, was noch
einmal Kosten spart. Sie sprechen in IThrem Antrag
auch von einer hohen Zahl illegaler Zuwanderer,
die zu steigenden Beitrdagen fir gesetzlich Kran-
kenversicherte fithren wiirde. Auch das ist falsch!

(Abgeordneter Tassis [AfD]: Habe ich auch nicht
behauptet!)

Sie haben es ja so aufgeschrieben, Herr Tassis, ich
habe es extra noch einmal nachgelesen.

(Beifall SPD)

Naturlich haben Sie in zwei Séatzen, die genau hin-
tereinander stehen und die man so liest, wie ich es
gerade vorgetragen habe, diesen Zusammenhang
hergestellt. Und er ist sachlich falsch. Wir haben
hier in Bremen seit vielen Jahren das wunderbare
Modell der Bremer Gesundheitskarte, und das
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funktioniert. Das belastet namlich die gesetzliche
Krankenversicherung nicht, sondern das spart noch
Kosten und sorgt fur eine gute medizinische Ver-
sorgung hier in unserem Bundesland, in Bremen
und Bremerhaven.

(Beifall SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Sie sprechen in Ihrem Antrag auch davon, dass nur
anerkannte Asylberechtigte die vollen Leistungs-
anspruche aus der Krankenversicherung bekom-
men sollen. Und Sie schreiben gleichwohl, Sie wol-
len die Beschrankung auf ein Mindestmal} medizi-
nischer Leistungen. Dann erzahlen Sie mir doch
einmal, was genau ist denn das Mindestmafi? Was
mache ich denn, wenn ich einen kranken Men-
schen nicht behandle in dem Moment, in dem er es
braucht, und das am Ende zu viel hoheren Folge-
kosten fiihrt, weil er noch ins Krankenhaus muss
und die Versorgung danach teurer wird, Herr Tas-
sis?

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Sowohl an den Worten die Sie in diesem Antrag
wahlen, als auch in Ihrer Argumentation wird ganz
klar, Sie spielen Menschen gegeneinander aus. Sie
wollen nicht dafiir sorgen, dass das Gesundheits-
system und dass die deutsche Krankenversiche-
rung, die GKV, besser wird. Es geht Thnen darum,
hier Ressentiments zu schiren, und das ist ganz
eindeutig.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Prasident Weber: Gestatten Sie eine Frage des Ab-
geordneten Tassis?

Abgeordnete Dehne (SPD): Wenn er noch einmal
fragen will, bitte.

(Abgeordneter Fecker [Bindnis 90/Die Grunen]:
Sie konnen es nicht besser machen!)

Abgeordneter Tassis (AfD): Derlei Abkommen gibt
es praktisch nur aus Deutschland heraus mit diesen
Staaten. Auch andere Staatsangehoérige reisen in
die Turkei. Warum haben andere auslandische
Staaten denn nicht solche Sozialversicherungsab-
kommen? Das kommt nattrlich aus einer falschen
Gastarbeitergewinnung der sechziger Jahre, die
sich bis heute in einer vollig verkehrten Auslander-
politik der Bundesrepublik fortsetzt. Wie erklaren
Sie, dass es diese Abkommen nicht gibt?

(Glocke)

Abgeordnete Dehne (SPD): Herr Tassis, wir reden
ja hier meistens tiber Politik, die das Land Bremen
betrifft, oder auch Politik, die Deutschland macht,
die die Bundesregierung macht. Und das habe ich
auch erlautert, dass genau dieses Verfahren, wie es
gewdhlt wurde, und dass diese Sozialversiche-
rungsabkommen mit unterschiedlichen Landern
aus deutscher Perspektive sinnvoll sind, weil sie
wirtschaftlich sind und schlanke Verfahren und
eine gute medizinische Versorgung fiir die Betei-
ligten sicherstellen.

(Beifall SPD, CDU, Bindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Abgeordneter Tassis (AfD): Sagen Sie!

Abgeordnete Dehne (SPD): Ich wollte eigentlich
eben schon meine Rede beenden, solche Fragen
fihren fir mich auch nicht dazu, dass man noch er-
hellende Aspekte hinzufiigen kann. — Von daher
danke ich ganz herzlich fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD)
mit der Drucksachen-Nummer 19/1435 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafir Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bindnis 90/Die Grunen, DIE
LINKE, FDP, BIW, Abgeordnete Wendland [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.
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~Gendergerechte” Sprache auch in Bremen nach
europaischem Vorbild ausstreichen

Antrag des Abgeordneten Tassis, AfD

vom 11. Dezember 2017

(Drucksache 19/1443)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tassis.

Abgeordneter Tassis (AfD): Sehr geehrter Herr
Prasident, Sie verwohnen mich heute hier noch mit
zwei Aufrufen kurz vor 18.00 Uhr, vielen Dank!
Liebe Kollegen des Hohen Hauses! Genderge-
rechte Sprache auch in Bremen nach europaischem
Vorbild ausstreichen: Wir haben in diesem Jahr die
frohe Botschaft aus der hochverehrten Republik
Frankreich, vor allem von ihrem hochverehrten, in
diesem Hohen Hause ja hochstes Ansehen genie-
Benden Prasidenten Macron gehort, dass auf Anra-
ten der Académie francaise die Gendersprache im
offentlichen Schriftverkehr in Frankreich ausge-
setzt wird, im Verkehr aller Behorden untereinan-
der und mit ihren Burgern. Eine schone Zeit war es
auch, als unsere Sprache noch nicht von diesem
Missbrauch erfasst und doch fiur jedermann un-
missverstandlich und prazise zu artikulieren war.
Das deutsche Staatsrecht ist durch seine Formulie-
rungen weltweit vorbildlich geworden, da gab es
vor 100 Jahren noch keine Gendersprache.

Angekommen sind wir heute bei Doppelformen,
Schragstrichen, Binnenmajuskeln, Binnen-I,
Gendergap, Gendersternchen und so weiter, dar-
Uber missen wir gar nicht weiter reden. Der Ur-
sprung dieser volligen Verunstaltung liegt in einer
angeblichen mannlichen Sprachdominanz, welche
sich angeblich durch irgendein generisches Mas-
kulinum im Sprachbild manifestieren solle. Ich
mochte mich hier gar nicht auf eine Analyse dieser
Idee einlassen und in diesen Unsinn hineinverfah-
ren. Man darf hingegen die Frage stellen, wozu ei-
gentlich diese Gendersprache dient, aufler zu ir-
gendwelcher Jobbeschaffung fur Leute, die
deutschlandweit sage und schreibe 30 Sprachleit-
faden fir Behorden erstellt haben, wahrscheinlich
mit stark steigender Tendenz. Fur einen heterose-
xuellen Patrioten —

(Abgeordnete Dr. Miller [Biindnis 90/Die Grunen]:
Ogottogott!)

lassen Sie mich das einmal ganz deutlich sagen! —
stellt die Anwendung der gendergerechten Spra-
che schon eine Schmach dar. Es ist aber eine vol-
lige Schande fur die Birger auch anderer sexueller
Orientierung, die sich durch Ihre gendergerechte
Sprache missbraucht sehen. Wir brauchen diese
Sprache in der Offentlichkeit und in 6ffentlichen
Schriftstiicken nicht! Dartiber hinaus lasst sich
auch mit Blick in unser Bildungssystem eine so
wahrscheinliche wie ernuchternde Prognose tref-
fen, wenn sich die Gendersprache in all ihrer Un-
einheitlichkeit bis in die frihen Schuljahre noch
ausweitet, sodass auch das Bildungsniveau weiter
sinkt.

Unser Nachbarland Frankreich hat die Problematik
bereits 2017 erkannt und genauso und auch ahn-
lich begrindet eine entsprechende Kurskorrektur
eingeleitet. Der Erlass des Premierministers kam zu
dem Schluss, dass die angeblich inklusive Sprache
in Wirklichkeit Minderheiten ausschlief3t. Der fran-
zosische Blinden- und Sehbehindertenverband be-
klagte eine unlesbare und unverstandliche Spra-
che, eine Idee, auf die ich in der Tat auch nicht ge-
kommen bin, erst durch die Recherche fiir diesen
Antrag. Es liefen sich allerdings noch zahlreiche
weitere Belege dhnlichen Inhalts darlegen.

Der Antrag der AfD bewegt sich wie auch der letzte
Antrag vollig auf der Ebene allgemeiner menschli-
cher Vernunft.

(Widerspruch SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU)

Wir fordern schlichtweg den Senat dazu auf, auf
bremischem Staatsgebiet, auf allen Ebenen der
Verwaltung, der Schulen und Hochschulen, in
samtlichen Bereichen des staatlichen Lebens und
samtlichen der staatlichen Einflussnahme unterste-
henden Bereichen im Schriftverkehr mit den Biir-
gern, in allen Medien - ich kiirze ab — die Sprach-
form anzuwenden, die vor der Forderung der gen-
dergerechten Sprache iblich war und nach dem
Vorbild der Republik Frankreich —

(Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: Frau Tassis, das
nehmen wir zur Kenntnis!)

ach, fantasieren Sie noch kurz vor Toresschluss! —
vor allem die Spielereien mit Geschlechtern und
Zeichen zu beenden. Ferner sollen die stattgehab-
ten Diskriminierungen bei Nichtanwendung der
gendergerechten Sprache vor allem im wissen-
schaftlichen Bereich geriigt werden. — Vielen Dank
fir Thre wie immer ungeteilte Aufmerksamkeit!
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Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Dr. Miiller.

Abgeordnete Dr. Miiller (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrter Herr Prasident, vielen Dank, dass Sie
die Debatte noch aufgerufen haben! Das ist genau
die richtige Uhrzeit fur einen vollkommen unsinni-
gen Unsinn, den wir jetzt debattieren mussen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU, DIE
LINKE, FDP)

Ich will gleich erldutern, warum dieser Antrag von
vorn bis hinten keinen Sinn macht. Nach der De-
batte kann mir vielleicht irgendjemand auch erkla-
ren, denn ich habe es bis jetzt nicht verstanden,
was wir da ausstreichen und wo wir etwas ausstrei-
chen sollen. Ich verstehe schon den Titel nicht, und
so geht es mir dann mit dem Rest des Antrags.

Ich fange aber einmal von vorn an. Ich habe jetzt
verstanden, Herr Tassis, Sie haben ein Problem da-
mit, dass es sich eingeburgert hat — ich habe heute
auch sehr genau hingehort —, dass Abgeordnete
zum Beispiel von Dozentinnen und Dozenten oder
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sprechen.
Davon fiihlen Sie sich gestort, das habe ich verstan-
den. Das heilt aber, dass Sie sich von Frauen ge-
stort fihlen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU, DIE
LINKE, FDP)

Gleich zu Anfang deswegen meine schlechte
Nachricht: So unangenehm wir Ihnen sind, ab-
schaffen konnen Sie uns nicht!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU, DIE
LINKE, FDP - Zuruf Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich habe Ihnen zugehort, vielleicht ein bisschen
Respekt, auch wenn ich nur eine Frau bin!

Zum Antrag! Ja, der franzdsische Premier hat in der
Tat gesagt, gendergerechte Sprache soll in amtli-
chen Veroffentlichungen und eben in Verwal-
tungsausfuhrungen nicht mehr angewendet wer-
den, kein Gender Star, kein Binnen-I, kein Unter-
strich. Jetzt verlangen Sie, dass wir etwas abschaf-
fen, was wir nie eingefiuhrt haben. Ich habe Ihnen
einmal zwei Beispiele mitgebracht, amtliche Verof-
fentlichungen, kein Binnen-I, kein Gender Star,
kein Unterstrich, nicht einmal die weibliche Form.
Hier heiBt es in der Anderung der Verordnung zur
Abgeltung der Burokosten der Gerichtsvollzieher:
,Der Hochstbetrag der einem Gerichtsvollzieher

zustehenden Gebuhrenanteile betragt im Kalen-
derjahr” und so weiter. Ich sehe und hore da keine
Gerichtsvollzieherin, die Sie ja so stort.

Oder das Gesetz zur Anderung des Bremischen
Wahlgesetzes, das ist ja duBerst interessant! Unter
Paragraf 7 Absatz 6 heiBit es: ,Die auf einen Wahl-
vorschlag nach Personenwahl zu vergebenen Sitze
werden den Bewerbern mit den héchsten Stimm-
zahlen zugeteilt.”

(Abgeordneter Rowekamp [CDU]: Das war es dann
mit der Mitgliedschaft!)

Keine Bewerberin, genau, wenn wir es ernst neh-
men wirden!

Also, ich kritisiere das auch, aber aus einer sehr an-
deren Perspektive als Sie, Herr Tassis. Wir konnen
nichts abschaffen, was wir nicht eingefiihrt haben.
In Bremen gibt es auch keine gendergerechten
Sprachanleitungen oder Leitfaden fiir die gender-
gerechte Sprache. Es ist eine Freiwilligkeit. Es gibt
— Herr Tassis, zum Mitschreiben! — keinen gender-
gerechten Sprachzwang in Deutschland. Den gibt
es nicht, der ist nirgends festgeschrieben. Men-
schen benutzen eine gendergerechte Sprache frei-
willig,

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

auch in den Wissenschaften. Es stimmt, der Studi-
engang Soziologie hat es fir sich selbst festgesetzt.
Weil er ein Studiengang ist, der sehr zielgruppen-
spezifisch forscht und sehr genau schaut, wer an-
gesprochen, wer erforscht wird, ist er auch sehr ge-
nau im Sprachgebrauch. Nun sage ich Ihnen aber,
die Politikwissenschaften zum Beispiel haben das
fir sich abgelehnt. Das habe ich immer kritisiert, es
ist aber so, weil sie den Sinn nicht sehen, genauso
wie Sie nicht. Also auch da, in den Wissenschaften,
kein Zwang zur gendergerechten Sprache!

Jetzt wird es wirklich — letzter Punkt! — skurril in
Threm Antrag. Sie reiten ja dieses Pferd, Gender
Mainstreaming sei der Weltuntergang oder zumin-
dest der Untergang Deutschlands, in einer Art und
Weise, dass einem wirklich tibel werden kann. Da-
bei benutzen Sie das Instrument selbst! Sie haben
es sogar schriftlich und miindlich gemacht, Sie un-
terscheiden zwischen den Geschlechtern. Sie ha-
ben es in Threm Antrag und auch in Ihrer Rede of-
fenbar als argumentativ notwendig erachtet, zwi-
schen homosexuellen deutschen Blrgern und hete-
rosexuellen deutschen Birgern zu unterscheiden.
Das ist ein Argumentationsstrang in Ihrem Antrag.
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Wenn ich das jetzt ernst nehme, Sie erwahnen
nicht, wie homosexuelle Frauen dazu stehen, wie
heterosexuelle Frauen dazu stehen oder andere ge-
schlechtliche Identitaten! Ich gehe also davon aus,
die Einstellung, die diese Birgerinnen vertreten,
passen nicht in Thre Argumentation. Das ist fur
mich jetzt eine gute Nachricht, weil ich glaube,
dass alle anderen, auBBer homo- und heterosexuelle
deutsche Burger, die Mehrheit sind und nicht Ihre
deutschen Burger, Herr Tassis!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU, DIE
LINKE, FDP)

Allerletzter Punkt! Ich habe jetzt noch einen einzi-
gen Punkt, und ich glaube, da spreche ich wirklich
fir alle Fraktionen. Wir sind alle bemiiht, eine sehr
sachorientierte und zielgruppenspezifische Arbeit
zu machen. Das nennt sich dann auf Neudeutsch
Gender Mainstreaming, mehr ist es nicht. Die De-
batte werden wir dieses Jahr — und darauf freue ich
mich schon — noch einmal ein bisschen langer fuh-
ren, und das ist eben der Unterschied zu Ihnen und
zu Ihrer rein populistischen Politik, Herr Tassis!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU, DIE
LINKE, FDP)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tassis, AfD,
mit der Drucksachen-Nummer 19/1443 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafir Abgeordneter Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bindnis 90/Die Grunen, DIE
LINKE, FDP, BIW, Abgeordnete Wendland [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Damit haben wir den letzten Tagesordnungspunkt
fur heute abgearbeitet.

Ich bedanke mich, wiinsche Thnen einen angeneh-
men Abend und schlieBe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.15 Uhr)

Die mit*) gekennzeichneten Reden wurden vom Redner/von der Rednerin nicht tiberpriift.
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Anhang zum Plenarprotokoll

Konsensliste

Von der Burgerschaft (Landtag) in der 61. Sitzung nach interfraktioneller Absprache
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte.

Nr. | Tagesordnungspunkt Beschlussempfiehlung
Die hochwertige Arbeit des Olbers-Planetariums lang-
fristig absichern
49 Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen und der | Die Biirgerschaft (Landtag) stimmt
* | SPD dem Antrag zu.
vom 15. Marz 2018
(Drucksache 19/1591)
40. Jahresbericht der Landesbeauitragten fiir Daten- Dle. Burgerschaft (Landtag) iber-
schutz weist den Bericht zur Beratung und
50 vom 16. Miirz 2018 Berichterstattung an den Ausschuss
(Drucks.ache 19/1583) fiir Wissenschaft, Medien, Daten-
= schutz und Informationsfreiheit.
12. Jahresbericht der Landesbeauiftragten fiir Informati- Dle. Burgerschaft (Landtag) tber-
onsireiheit weist den Bericht zur Beratung und
51 vom 16. Mirz 2018 Berichterstattung an den Ausschuss
(Drucks.ache 19/1584) fir Wissenschaft, Medien, Daten-
_ schutz und Informationsfreiheit.
Parlamentarische Kontrolle der akustischen Wohn- Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt
54 raumiberwachung im Bereich der Strafveriolgung von der%\/litteﬂun des Se%lats
* | Mitteilung des Senats vom 27. Mirz 2018 Kenntnis g
(Drucksache 19/1601) '
Gesetz zur Anderung des Vorbereitungsdienst-Zulas-
sungsgesetzes . e )
Mitteilung des Senats vom 17. April 2018 Die Burgerschait (Landtag) be
65 schlieBt das Gesetz in erster und
(Drucksache 19/1626) .
zweiter Lesung.
1. Lesung
2. Lesung
Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation fiir So- Die Burgerschaft (Landtag) wahit
66. ziales. Jugend und Intearation den Abgeordneten Bernd Ravens
rug g zum Mitglied der Deputation.

Weber

Prasident der Bremischen Burgerschaft



http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1591
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1583
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1584
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1601
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1626

	Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäftsordnung
	Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäftsordnung
	Eingabe gemäß § 70 der Geschäftsordnung
	Sonstige Eingänge
	Aktuelle Stunde
	Korruptionssignal im Bremer BAMF - Warum brauchte es zur Aufklärung erst das niedersächsische Innenministerium?
	Konsensliste  Mitteilung des Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft  vom 24. April 2018
	Jedes Kind muss schwimmen lernen! Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP vom 24. April 2018 (Drucksache 19/1632)
	Für mehr sichere Schwimmerinnen und Schwimmer im Land Bremen Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen vom 24. April 2018 (Drucksache 19/1647)
	Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und Interphobie für das Land Bremen Mitteilung des Senats vom 27. Februar 2018 (Drucksache 19/1552)
	Sexuelle und geschlechtliche Identität im Schutzbereich des Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz verankern! Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD vom 18. April 2018 (Drucksache 19/1623)
	Bremische Wohn- und Betreuungsaufsicht endlich personell stärken.  Antrag der Fraktion DIE LINKE  vom 9. April 2018  (Drucksache 19/1607)
	Die Wohn- und Betreuungsaufsicht darf kein stumpfes Schwert sein.  Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU  vom 24. April 2018  (Drucksache 19/1633)
	Wohn- und Betreuungsaufsicht weiter stärken und ausbauen.  Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der SPD  vom 24. April 2018  (Drucksache 19/1645)
	Bremisches Landesmediengesetz (BremLMG)  Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018  (Drucksache 19/1461)  1. Lesung  2. Lesung
	Änderungsantrag der Fraktion der FDP  vom 24. April 2018  (Drucksache 19/1644)
	Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen  vom 25. April 2018  Drucksache 19/1648
	Bremisches Landesmediengesetz  Bericht und Änderungsantrag des Ausschusses für Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit  vom 23. April 2018  (Drucksache 19/1629)
	Umsetzung der „Stiftung Anerkennung und Hilfe“ in Bremen  Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE  vom 5. September 2017  (Drucksache 19/1222)
	Tödliche Gefahr Asbest  Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  vom 20. November 2017  (Drucksache 19/1405)
	Mitteilung des Senats vom 9. Januar 2018  (Drucksache 19/1465)
	Wie überfordert ist die Hochschule für öffentliche Verwaltung bei der Polizeiausbildung?  Große Anfrage der Fraktion der CDU  vom 5. Dezember 2017  (Drucksache 19/1428)
	Mitteilung des Senats vom 16. Januar 2018  (Drucksache 19/1480)
	Interessen der deutschen Versicherten wahren – Missbrauch des Gesundheitssystems bekämpfen  Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD)  vom 5. Dezember 2017  (Drucksache 19/1435)
	„Gendergerechte“ Sprache auch in Bremen nach europäischem Vorbild ausstreichen  Antrag des Abgeordneten Tassis, AfD  vom 11. Dezember 2017  (Drucksache 19/1443)
	Anhang zum Plenarprotokoll
	Konsensliste

